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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die 48. Sitzung der
Burgerschaft (Landtag).

Ich begrufie die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhorer und die Vertreter der Medien.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben heute
Morgen wieder Gaste. Auf der Besuchertribiine be-
gruBeich recht herzlich Schiilerinnen und Schiiler der
Klasse BO 13/10 und BO 13/3 der Allgemeinen Be-
rufsschule in Bremen-Walle.

(Beifall)

Die interfraktionellen Absprachen konnen Sie dem
Umdruck der Tagesordnung mit Stand von heute, 9.00
Uhr, entnehmen.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Fur die Fragestunde der Burgerschaft (Landtag) lie-
gen 15 frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen
VOr.

Die Anfrage 5 wurde zwischenzeitlich vom Frage-
steller zuriickgezogen.

Die erste Anfrage tragt die Uberschrift ,Datensi-
cherheit in der bremischen Verwaltung”. Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Hamann,
Tschope und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Hamann!

Abg. Hamann (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie und wo werden personenbezogene
Daten von Burgerinnen und Burgern vor externen,
unbefugtem Zugriff geschutzt?

Zweitens: Werden personliche Daten von Burger-
innen und Birgern gewerbsmafig an Unternehmen
mit Sitz auBerhalb der Europaischen Union und au-
Berhalb des Safe-Harbor-Abkommens tibermittelt?

Drittens: Inwiefern nutzen Behorden und Einrich-
tungen externe Cloud-Dienstleister zum Speichern
von Daten und zum Betrieb von Software?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Strehl.

Staatsrat Strehl: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fur den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Der Schutz von personenbezogenen
Daten der Burgerinnen und Burger vor externen Zu-
griffen obliegt der Verantwortung der jeweilig spei-
chernden Stellen und unterliegt den gesetzlichen Re-
gelungen, hier insbesondere Paragraf 7 Absatz 4 des

Bremischen Datenschutzgesetzes. Fir die Datenver-
arbeitungsverfahren, in denen personenbezogene
Daten gespeichert werden, gibt es spezielle Verfah-
rensbeschreibungen, in denen die MaBnahmen zum
Datenschutz niedergeschrieben sind. Das gilt insbe-
sondere auch bei der Auftragsdatenverarbeitung.
Einen zentralen Uberblick {iber die MaBnahmen gibt
es erst im Rahmen der Einfuhrung eines Informati-
onssicherheitsmanagements fiir das Land. Dies ist vom
Senat am 16. Juli 2013 beschlossen worden. Einzel-
maBnahmen kann der Senat aus Sicherheitsgrinden
nicht veroffentlichen.

Zu Frage 2: Es werden keine personenbezogenen
Daten regelméaBig gewerbsmaBig an Unternehmen
auBlerhalb der europaischen Union und des Safe-
Harbor-Abkommens tibermittelt. Im Rahmen gesetz-
licher Grundlagen werden jedoch Daten an Unter-
nehmen mit berechtigtem Interesse tibermittelt. Den
Rahmen fiir diese Ubermittlung stellt das Melderecht,
Melderechtsrahmengesetz in Verbindung mit dem Bre-
mischen Meldegesetz, dar, nachdem es gegen Ge-
buhr moglich ist, einfache Melderegisterauskiinfte zu
erhalten. Die Burgerinnen und Burger konnen aber
durch ihren Widerspruch diese Weitergabe verhin-
dern.

Zu Frage 3: Dienststellen und Einrichtungen nut-
zen keine Angebote von Cloud-Dienstleistern zum
Speichern von Daten oder dem Betrieb von Softwa-
re. Davon sind die Falle zu unterscheiden, in denen
Verfahren auf externen Rechnern betrieben werden,
zum Beispiel Terminmanagement, Beraterdatenbank
et cetera. Hier gelten die Regeln der Datenverarbei-
tung im Auftrag. Es werden auch keine Rechner- oder
Speicherkapazitaten extern, das heiBit auBlerhalb der
IT-Dienstleister der Freien Hansestadt Bremen, an-
gemietet. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Hamann, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hamann (SPD): Ich hatte noch einmal eine
Nachfrage zu der Antwort auf Frage 1, zum Stich-
wort Verfahrensbeschreibung. Ich entnehme der Ant-
wort des Senats, dass es demnachst eine Liste geben
wird mit der Verfahrensbeschreibung, die dann 6f-
fentlich einsehbar ist. Wie ist das gedacht?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Strehl: Der Senat ist beauftragt worden,
ein Verfahren zu entwickeln, das ubrigens gemein-
sam mit den Landern und dem Bund entwickelt wird.
Esist genauso, wie ich es heute gesagt habe, das, was
dann vorliegt, ist natiirlich nicht 6ffentlich zugang-
lich. Wir haben aber die Moglichkeit, Beschreibun-
gen auch offentlich darzustellen. Ich biete Ihnen hier-
mit an und auch allen anderen aus der Bremischen
Burgerschaft, die daran interessiert sind, auch jetzt
schon in einzelne Verfahren hineinzuschauen, damit



3398

Bremische Biuirgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 48. Sitzung am 26.09.13

man sieht, wie das Verfahren lauft. Wer das aus ei-
genen Betrieben kennt, weil3, dass diese Verfahrens-
beschreibungen, die in Absprache mit den Daten-
schutzbeauftragten erstellt werden, sehr komplex und
sehr kompliziert sind. Wir konnen das nattirlich nicht
veroffentlichen, weil ja auch gerade der Sinn darin
liegt, Daten zu schiitzen und nicht zu veroffentlichen,
wie man an Daten herankommt.

Prasident Weber: Herr Kollege Hamann, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hamann (SPD): Zum Thema externe Dienst-
leister hatte ich noch eine weitere Frage: Inwieweit
werden externe Dienstleister beauftragt, Sachen zu
verarbeiten, und inwieweit gibt es dann eine Kon-
trolle der dortigen Mitarbeiter, ob Verfahrensbeschrei-
bungen und Datensicherheitsbestimmungen einge-
halten werden?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Strehl: Die Verfahren sind so geregelt —
mit den Datenschutzbeauftragten naturlich immer
abgestimmt, auch unterschrieben und gegengezeich-
net —, dass die Sicherheit garantiert ist und die Da-
ten nicht herausgegeben werden. Das ist gerade der
Sinn der Verarbeitungsrichtlinien. Der Auftrag der
Datenschutzbeauftragten ist es im Prinzip, das auch
so einhalten zu konnen.

Prasident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Hamann (SPD): Gab es in der Vergangenheit
Pannen, sodass es durch externe Dienstleister zu Un-
regelmalBigkeiten gekommen ist?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Strehl: Es gab sicherlich Pannen, aber in
Bremen ist mir keine bekannt.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf Stilliorderung
im Lande Bremen. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Frau Boschen, Brumma, Tscho-
pe und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Boschen!

Abg. Frau Boschen (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Bedeutung misst der Senat dem
Stillen bei?

Zweitens: Welche Kliniken im Land Bremen sind
als stillfreundlich zertifiziert?

Drittens: Welche Moglichkeiten sieht der Senat,
diese Anzahl zu erhohen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Schulte-Sasse.

Senator Dr. Schulte-Sasse: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Fiir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Stillen ist gut fiir die Gesundheit des
Kindes und der Mutter. Das Stillen fordert auerdem
die positive Entwicklung von Familien. Diese gesund-
heitsférdernde und praventive Wirkung der Stillfor-
derung wird von Expertinnen und Experten anerkannt
und hoch geschatzt. Auch der Senat misst dem Stil-
len einen hohen Stellenwert bei und bringt dies durch
die ,Bremer Stillempfehlungen zur Stillférderung”,
die bereits in zweiter Auflage erschienen sind, zum
Ausdruck.

Zu Frage 2: Derzeit verfugt keine Bremer Klinik
uber eine Zertifizierung , Babyfreundliches Kranken-
haus”. Babyfreundliche Krankenhdauser sind durch
ein Qualitatssiegel ausgezeichnet, wenn sie die B.E.St.-
Kriterien erfiillen, die auf den internationalen Vorga-
ben der Weltgesundheitsorganisation, WHO, und von
UNICEEF beruhen. B.E.St. steht fur Bindung, Entwick-
lung und Stillen. Babyfreundliche Krankenhduser mis-
sen 10 Schritte zur Umsetzung dieser B.E.St.-Krite-
rien erfullen. Das Qualitatssiegel wird vom Verein zur
Unterstiitzung der WHO/UNICEF-Initiative ,Baby-
freundliches Krankenhaus”, BFHI e. V., vergeben.
Diesem gehoren Delegierte von stillfreundlichen Kran-
kenhdausern, Berufs- und Fachverbande, Selbsthilfe-
gruppen, Krankenkassen sowie Mitglieder von UNICEF
Deutschland an.

Zu Frage 3: Unabhangig von Zertifizierungen wird
in allen Bremer Geburtseinrichtungen und Kinder-
kliniken das Stillen mit hohem Engagement unter Be-
rucksichtigung einheitlicher Standards gefordert.
Auch die Bremer Stillempfehlungen benennen eine
Anerkennung als ,Babyfreundliches Krankenhaus"”
als eine Option. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Boschen, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Boschen (SPD): Herr Senator, unabhan-
gig von dem hohen Engagement, das wir ja alle ken-
nen, was die Stillfreundlichkeit in den Bremer Kran-
kenhdausern angeht. Sehen Sie Moglichkeiten, Ein-
fluss auf die Krankenhaustrager zu nehmen, damit ei-
ne Zertifizierung dann doch in kurzer oder langerer
Zeit stattfinden kann?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Wir haben diese Fra-
ge bei uns intensiv diskutiert. Sie ist nicht ganz ein-



Bremische Birgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 48. Sitzung am 26.09.13

3399

fach zu beantworten. Es gibt zurzeit geradezu eine
Inflation von Zertifizierungen im Krankenhausbereich,
die jeweils fir sich genommen alle eine erhebliche
Menge Geld kosten. Haufig werden sie auch nur des-
halb eingesetzt, weil sie einen bestimmten Marke-
tingeffekt erzielen, sodass eigentlich die entscheiden-
de Frage nicht so sehrist, ob eine formale Zertifizie-
rung durchlaufen worden ist, sondern ob die Krite-
rien und das Ziel solcher Zertifizierungsprogramme
tatsachlich erfullt wurden. In diesem Bereich sind wir
zu dem Ergebnis gekommen, dass eine Zertifizierung
in der Sache wenig Fortschritt bringen wurde, aber
das Krankenhaus nattirlich in der o6ffentlichen Dar-
stellung profilieren konnte. Insoweit ist es eine Ent-
scheidung betriebswirtschaftlicher Natur auf der Ebe-
ne der jeweiligen Krankenhauser, ob sie das Geld da-
fir ausgeben wollen oder nicht.

Prasident Weber: Frau Kollegin Boschen, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Boschen (SPD): Herr Senator, in Deutsch-
land werden nach meinem Kenntnisstand keine Still-
raten erhoben bis zum Alter von zwei Jahren. Sehen
Sie Moglichkeiten, dass der Senat darauf hinwirkt,
so etwas zukunftig zu machen? Aus diesen Raten
konnte man dann natiirlich auch sehen, wo man viel-
leicht MaBnahmen doch noch intensiver vorantrei-
ben muss, damit die Stillrate auch an anderen Orten
erhoht wiirde.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Wir konnen es uns gern
noch einmal intensiver anschauen und diskutieren,
aber es wird naturlich eine Schwierigkeit geben. Ge-
worben fiir das moglichst lange Stillen wahrend des
Aufenthalts in der Geburtsklinik wird heute schon.
Eine genaue Statistik zu erheben, wiirde ja eine Mel-
depflicht oder eine bestimmte Erfassungssystematik
mit sich bringen, die nattrlich sehr schwierig umzu-
setzen ware. Eine Meldepflicht kann ich mir iberhaupt
nicht vorstellen, ich wiisste auch nicht, wer sie durch-
setzen sollte. Eine Erfassung durch eine reprasenta-
tive Stichprobe zum Beispiel, die man dann erhebt,
kann man sicher hin und wieder einmal machen. Das
ware vergleichsweise aber auch sehr aufwendig. Man
musste da einmal genauer schauen, ob das ein sinn-
voller Weg ware.

Prasident Weber: Frau Kollegin Boschen, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Boschen (SPD): Es gibt durchaus Mog-
lichkeiten, die Stillfreundlichkeit nicht nur in Kran-
kenhausern, sondern auch an Orten der Berufstatig-
keit zu fordern. Wir haben verschiedene Program-
me zur Familienfreundlichkeit, die aber das Stillen
nicht unbedingt mit aufgenommen haben. Aus die-
sem Grund meine Frage an Sie: Halten Sie es fur sinn-

voll, dass in diesen Forderprogrammen oder in die-
sen Empfehlungen zur Familienfreundlichkeit expli-
zit auch auf das Stillen eingegangen wird? Die zweite
Frage lautet: Was halten Sie von der Idee, auch Kur-
se fur Vater zum Thema Stillen anzubieten?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Uber die letzte Frage
muss ich etwas langer nachdenken, weil sich mirim
Moment der Zugang zur Antwort noch nicht erschlief3t.

(Heiterkeit)

Zu Ihrer ersten Frage mochte ich aber sagen, im
Grunde ist das ja ein Thema, Beruf und Familie. Dort
verfuigen wir uber ein relativ gut aufgestelltes Pro-
gramm. Inwieweit jetzt Ihr Aspekt dort tatsachlich zum
Tragen kommt, wage ich im Moment gar nicht zu be-
antworten, ich befiirchte Nein. Das wirde dann aber
in die Richtung gehen, dass Arbeitgeber jungen
Miittern eine entsprechende Raumlichkeit anbieten,
in der man dann auch stillen kann. Das ist eine inter-
essante Frage, ich werde das einmal in die Diskus-
sion einbringen.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Ahrens! — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Herr Staatsrat, wie be-
werten Sie die Tatsache, dass einige Kliniken in Bre-
men friher ein Zertifikat gehabt haben und dieses zu-
rickgegeben haben? Der Hintergrund ist, mit dem
Zertifikat war eine bestimmte Anzahl zwingend vor-
geschriebener Fortbildungen verbunden, und weil
daraus eine groBe finanzielle Aufwendung resultiert
hatte, hat man dieses Zertifikat zurickgegeben.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Das ist mir nicht bekannt,
was Sie jetzt sagen. Zertifikate werden in der Regel
nur immer fiir eine befristete Zeit erteilt. Sie bekom-
men keine Zertifizierung unbefristet tiber lange Zeit-
raume, sondern Sie mussen das Zertifikat jeweils er-
neuern. Dieser Prozess der Erneuerung ist mit der von
mir schon benannten Problematik verbunden, dass
man eben doch erheblich viel Geld in die Hand neh-
men muss, um solche Zertifikate dann zu erwerben.
Sollte es so sein, wie Sie es gerade beschrieben ha-
ben, ware das auch aus meiner Sicht eine nicht wiin-
schenswerte Entwicklung. Ich sage es aber noch ein-
mal, das ist mir nicht bekannt. Ich gehe dem aber gern
noch einmal nach.

Prasident Weber: Frau Kollegin Ahrens, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Das Zertifikat ist beispiels-
weise vom Klinikum Links der Weser zurickgege-
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ben worden. Im Klinikum Links der Weser ist auch
aufgrund von Personalknappheit uber langere Zeit
das Stillcafé geschlossen gewesen. Halten Sie diese
Entwicklung fir winschenswert?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Nein, ich halte grund-
satzlich die SchlieBung eines Stillcafés in einer Kli-
nik — das ist auch Ausdruck einer besonderen Hin-
wendung an dieser Gruppe von Klientinnen in die-
sem Fall, es sind ja keine Patientinnen im klassischen
Sinne —, in einem Krankenhaus fir nicht winschens-
wert, aber auch dieser Frage gehe ich gern noch ein-
mal nach. Ich kann nur sagen, dass die Geburtshilfe
am Standort Klinikum Links der Weser bekannt ist
und auch einen guten Ruf als eine Frauen und dem
Thema Geburt besonders zugewandte Klinik hat. Da-
her entspricht das, wie sie es gerade unterstellen, gabe
es diese MaBnahme, einem Ausdruck von Ignoranz
oder einer negativen Grundhaltung gegentuber die-
sem Thema.

Prasident Weber: Frau Abgeordnete Ahrens, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Missverstehen Sie mich
bitte nicht! Ich habe nicht dem Klinikum einen Vor-
wurf gemacht, sondern dort besteht einfach das Pro-
blem der zu geringen Finanzmittel, und es muss tiber-
prift werden, wie Sie entsprechend handeln. Mei-
ne Frage zielte mehr in die Richtung - Sie sind auch
mit der GeNo verbandelt, so will ich das einmal nen-
nen —, inwiefern Sie da vielleicht auch steuernd im
Gesamtkonzern eingreifen konnen.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Das ist eine schwieri-
ge Frage, weil es eine operative Teilentscheidung
betrifft, die Sie jetzt gerade ansprechen. Davon gibt
es naturlich sehr viele. Es gibt in allen deutschen
Kliniken Bereiche, in denen man sich die Ausgestal-
tung des Klinikalltags etwas anders wiunschen wir-
de, dafur werden aber die entsprechenden finanzi-
ellen Mittel nicht zur Verfugung gestellt. Das heil3t
also, die Frage, die Sie jetzt gerade aufwerfen, ist eine
Grundsatzfrage, die die Systematik der Finanzierung
der deutschen Krankenhdauser, auch der Teilfinanzie-
rung von solchen speziellen Angeboten betrifft. Da
sind wir, das wurde schon mehrfach hier diskutiert,
in einer intensiven Diskussion auf der Bundesebe-
ne. Das wird jetzt auch eines der groen Themen der
neuen Bundesregierung sein, die Frage der Neuge-
staltung der Krankenhausfinanzierung zu diskutie-
ren. Da wiirde ich das gern aufgreifen.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Frau Abgeordnete Ahrens, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Habe ich Sie richtig ver-
standen, Sie bedauern, dass es zu diesen SchlieBungen
und zu dieser Rickgabe oder dieser Nichterneue-
rung des Zertifikats gekommen ist, aber gleichzei-
tig sagen Sie, mehr Finanzmittel gibt es nicht? Inso-
fern: Was soll es?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Mehr Finanzmittel gibt
es nicht, das wurde ja, wenn Sie es so formulieren,
bedeuten, dass mehr Finanzmittel von auBlen kom-
men mussen. Mehr Finanzmittel von auflen kénnen
nur vonseiten des Tragers kommen. Mehr Mittel fur
die Finanzierung solcher speziellen Angebote waren
dann eine Sache der Haushaltsdiskussionen und der
Haushaltsentscheidungen im Parlament. Wenn das
Parlament ein solches Angebot als quersubventionier-
tes Angebot fur richtig und notwendig halt, ware das
der entsprechende Weg. Ich bezweifle allerdings vor
dem Hintergrund der geringen Spielraume, die wir
bekanntermalBen haben, dass eine solche Entschei-
dung auch vor dem Hintergrund vieler anderer offe-
ner finanzieller Probleme ein sinnvoller Weg ware,
sodass ich nochmals sage, der Weg geht nicht tiber
eine Zusatzfinanzierung durch den Trager, sondern
der Weg muss uber eine Klarung der Frage auf
Bundesebene fiihren, wie Krankenhausfinanzierung
grundsatzlich aussehen soll.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Frau Abgeordnete Ahrens, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Ich stelle also fest, dass
die Stillforderung an dieser Stelle —

(Zuruf von der SPD)

warten Sie doch eben ab! — von Ihnen auf der einen
Seite hochgehalten wird, auf der anderen Seite aber,
wenn es um direkte Finanzierung geht, nicht mehr
als so notwendig erachtet wird, oder habe ich das
falsch verstanden?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Diese Feststellung ist
eindeutig falsch!

(Abg. Pohlm ann [SPD]: Das muss Mutti
Merkel machen! — Unruhe)

Prasident Weber: Ruhe bitte! Es geht hier ganz
gesittet und ganz geordnet voran. Herr Senator, Sie
mussen sich auf eine langere Fragerunde einrichten!
Eine weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Erlan-
son! — Bitte sehr!
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Abg. Erlanson (DIE LINKE): Herr Senator, ich muss
gestehen, ich hatte eigentlich nicht gedacht, dassich
Sie danach fragen musste, ob Sie wussten, dass es
im Klinikum Links der Weser eine Zertifizierung so-
wie auch eine Rezertifizierung gegeben hat. Sie ha-
ben es anscheinend nicht gewusst. Ich wirde trotz-
dem gern wissen, wie Sie sich zu dem Widerspruch
verhalten. Sie konnen nicht auf der einen Seite immer
sagen, wir wollen ein stillfreundliches Krankenhaus,
das haben wir im Klinikum Links der Weser erlebt,
wir haben es gehabt, und danach ist die Zertifizie-
rung auch an einen bestimmten Personalschlussel ge-
bunden. Daran ist es gescheitert. Deshalb ist das Still-
café geschlossen worden, und deshalb sind wir kein
stillfreundliches Krankenhaus im Klinikum Links der
Weser und auch sonst kein Krankenhaus in Bremen,
weil wir einfach nicht das Personal daftir haben. Meine
Frage ist jetzt: Wollen Sie das andern, oder wollen
Sie vielleicht einmal zur Ehrlichkeit zurickkommen
und einfach sagen, ein stillfreundliches Krankenhaus
gibt es in Bremen nicht?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Sie haben zwei Voraus-
setzungen formuliert, die ich nicht teile. Erstens, dass
es eine Zertifizierung im Klinikum Links der Weser
gibt, das weil} ich selbstverstandlich. Sie ist im Ubri-
gen auch Bestandteil einer Vorlage, die wir zu die-
sem Thema in der letzten Deputationssitzung disku-
tiert hatten, in der eine tabellarische Auflistung al-
ler Kliniken enthalten war, die tiber Stillféorderung ver-
fugen und zertifiziert waren.

Die zweite Voraussetzung, von der Sie in Ihrer Frage
oder Stellungnahme ausgegangen sind, ist, dass mir
das Thema nicht wichtig sei. Ich habe schon darauf
hingewiesen, dass ich das als ein ausgesprochen
wichtiges Thema erachte. Auch der Senat hat in
seiner Antwort die Bedeutung von Stillférderung be-
reits ausdriicklich unterstrichen. Wir haben ein Pro-
gramm, ich betone das noch einmal, in Bremen, ,Bre-
mer Stillempfehlungen zur Stillférderung”, das in
zweiter Auflage erschienen ist und auch einen deut-
lichen Einfluss auf die Ausgestaltung dieses Themas
hat.

Nun zu der Frage, die Sie zum Schluss gestellt ha-
ben, namlich der Frage, ob dafiir mehr Personal be-
reitgestellt wird: Diese Frage hat Frau Ahrens eben
schon gestellt, ich habe diese Frage im Hinblick auf
die Finanzierung beantwortet und verweise auf das,
was ich Frau Ahrens dazu bereits gesagt habe.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Herr Abgeordneter Erlanson, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Erlanson (DIE LINKE): Sie haben meine Frage
nicht beantwortet. Ich wollte doch einfach wissen, was

Sie denn tatsachlich dafir tun wollen. Wenn Sie auf
der einen Seite sagen, es gibt die Empfehlung, wir
wollen stillfreundliche Krankenhdauser oder Stationen
haben, dann miissen Sie doch auch eine Idee haben,
was Sie daftir tun wollen. Das war meine Frage!

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Auch diese Frage, Herr
Abgeordneter, habe ich bereits beantwortet. Wenn
es eine zusatzliche Finanzierung fur diesen Bereich
geben sollte, und zwar bundesweit, wir reden uber
ein strukturelles, systematisches Problem,

(Abg.Frau A hrens [CDU]J: Was konnen
wir denn in Bremen tun?)

dann muss dies uber eine entsprechende Gesetzge-
bung in der Krankenhausfinanzierung geschehen, es
seidenn, das Krankenhaus macht das im Rahmen sei-
ner eigenen Budgetverantwortung. Sie wissen selbst,
dass es dann nur solche Aktivitaten finanzieren kann,
indem es an anderer Stelle Einsparungen realisiert,
und wie die Diskussion ausgeht, weiB} ich auch.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Willmann! — Bitte sehr!

Abg. Willmann (Bindnis 90/Die Grinen): Herr
Senator, der Titel der Anfrage lautet , Stillf6rderung
im Land Bremen". Nun ist es so, dass der Anteil an
ambulanten Geburten in den Kliniken der GroBteil
der Geburten ist und der Aufenthalt von Mutter und
Kind in der Klinik eher der Ausnahmefall ist, somit
findet Stillen natiirlich iilberwiegend im privaten Be-
reich statt. Deshalb sind an dieser Stelle die freibe-
ruflichen Hebammen, die hier die Nachsorge betrei-
ben und die Familien vor Ort besuchen, in den Fokus
zu stellen. Meine Frage ist: Inwieweit gibt es letzt-
endlich da eine Zusammenarbeit oder weitere For-
derungen mit den Hebammenverbanden, die einen
GroBteil der Stillférderung dann bearbeiten miissen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Sie haben véllig recht.
Neben den Hebammen sind es nattirlich die nieder-
gelassenen Kinderarzte. Diese beiden Berufsgruppen
sind die entscheidenden Berufsgruppen, wenn es um
die Propagierung der Stillempfehlungen geht. Die
.Bremer Stillempfehlungen zur Stillférderung” sind
gemeinsam mit den Hebammen und dem Berufsver-
band der Padiater, der Kinderarzte, erarbeitet wor-
den und werden auch gemeinsam von ihnen mitge-
tragen. Das heil3t, es handelt sich hier nicht um eine
burokratische Initiative seitens des Senats, sondern
hier ist eine breite Aufstellung aller an diesem The-
ma Mitarbeitenden bereits organisiert, tibrigens seit
Langem, nicht erst seit Kurzem.
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Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Schlenker! — Bitte sehr!

Abg. Dr. Schlenker (Biindnis 90/Die Grunen): Herr
Senator, es ware doch gut, wenn in der Offentlich-
keit sehr viel starker auch im Arbeitsbereich diese
Stillforderung in Gang kommen konnte. Was unter-
nimmt Bremen, dass am Arbeitsplatz, im 6ffentlichen
Bild Stillen geférdert wird?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Das kann ich im Mo-
ment nicht beantworten, das ist eben auch schon von
Frau Boschen gefragt worden. Ich werde dieses Thema
mitnehmen, und wir werden es sicherlich noch einmal
intensiver beraten miissen, inwieweit es an den ein-
zelnen Arbeitsplatzen, also bei mir zum Beispiel im
Siemens-Hochhaus, sinnvoll und angezeigt ist, einen
entsprechenden Raum zur Unterstiitzung des Stillens
auch bereitzustellen. Das ware der richtige Weg dafur.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Herr Abgeordneter Dr. Schlen-
ker, haben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Schlenker (Biindnis 90/Die Griinen): Ich
wurde gern wissen, ob es hier in Bremen stichpro-
benartig Muttermilchanalysen gibt, um fir Mitter und
Babys mogliche Gefahrdungen durch PCB oder durch
Schwermetalle zu vermeiden.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Meines Wissens gibt es
sie, aber in welcher Frequenz, also Haufigkeit, sie vor-
genommen werden, kann ich IThnen nicht beantwor-
ten, zumindest jetzt im Moment nicht. Das gebe ich
Thnen aber gern als Information anschliefend noch.

Prasident Weber: Herr Senator, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Meine Damen und Herren, bevor ich die dritte An-
frage aufrufe, darf ich jetzt auf der Besuchertribtiine
die Gruppe Migrantinnen aus dem Mitterzentrum
Osterholz-Tenever, Zukunftswerkstatt ,Miteinander
voneinander lernen”, begrifien. — Seien Sie herzlich
willkommen!

(Beifall)

Die dritte Anfrage tragt den Titel ,Beteiligung an
den Verhandlungen zur Rekommunalisierung®. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Strohmann, Frau Neumeyer, Rowekamp und Frak-
tion der CDU.

Bitte, Herr Abgeordneter Strohmann!

Abg. Strohmann (CDU): Wir fragen den Senat:

Aufgrund welchen Mandats, in wessen Auftrag
und mit welcher Qualifikation ist der Erste Gemein-
derat der Gemeinde Weyhe an den Verhandlungen
und Gesprachen der Landesregierung tiber eine Re-
kommunalisierung der Energienetze im Land Bremen
beteiligt?

Welche Kosten, insbesondere der Beratungsgesell-
schaften, sind im Land Bremen durch die Beteiligung
des Ersten Gemeinderats im Rahmen von Fragen,
Nachfragen, zusatzlichen Gesprachsterminen und so
weiter entstanden?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Golasowski.

Staatsrat Golasowski: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Fur den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Erste Gemeinderat der Gemein-
de Weyhe hat an den Verhandlungen tiber eine Re-
kommunalisierung der Energienetze im Land Bremen
nicht teilgenommen.

Zu Frage 2: Es sind dem Land Bremen diesbezig-
lich keine Beratungskosten entstanden. — Soweit die
Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Strohmann, Sie haben eine
Zusatzirage? — Bitte sehr!

Abg. Strohmann (CDU): Herr Staatsrat, wie erklaren
Sie sich die Berichterstattung im , Weser-Kurier” vom
23. August 2013 zu dieser Sache?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Herr Abgeordneter Stroh-
mann, an die kann ich mich im Augenblick nicht er-
innern.

(Heiterkeit bei der SPD und beim Bund-
nis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Herr Abgeordneter Strohmann,
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Strohmann (CDU): Vielleicht eine Erklarung
an den Staatsrat, weil er nicht so oft Zeitung liest!

(Unruhe bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen—-Abg.Frau Grotheer [SPD]:
Frechheit!)

In diesem Artikel berichtet ein Redakteur des , We-
ser-Kurier"” tiber die Beteiligung. Deshalb noch einmal
die Frage: Kann es vielleicht sein, dass der Gemein-
derat von dem , Weser-Kurier“-Redakteur, dessen Na-
me uns bekannt ist, falsch zitiert worden sein konnte?
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Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Das ist moglich. Ich kann Th-
nen dazu keine Auskunft geben.

(Zuruf von der SPD: Das war nichts! —
Unruhe)

Prasident Weber: Herr Staatsrat, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft den Armutsbericht, Le-
benslagenbericht. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Erlanson, Frau Vogt und Fraktion
DIE LINKE.

Bitte, Herr Abgeordneter Erlanson!

Abg. Erlanson (DIE LINKE): Wir fragen den Senat:

Erstens: In welchem Umfang sind die im Armuts-
bericht 2009, Lebenslagenbericht, aufgefuhrten MaB-
nahmen bislang vom Senat umgesetzt worden?

Zweitens: Wann wird mit der Erstellung des neu-
en Armutsberichts, Lebenslagenbericht 2013, begon-
nen, sodass die Ankiindigung, den Bericht einmal pro
Legislaturperiode vorzulegen, auch eingehalten wer-
den kann?

Drittens: Welche Verdanderungen in Aufbau, Da-
tengrundlage und Fragestellungen will der Senat beim
neuen Armutsbericht vornehmen?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Mit Beschluss vom 23. Juni 2009 hat
der Senat die Ressorts gebeten, die im Bericht dar-
gestellten MaBnahmen in jeweils eigener Verantwor-
tung und wechselseitiger Abstimmung fortzusetzen
und weiterzuentwickeln. Am 1. Juni 2010 hat sich der
Senat mit den Strategien und MaBnahmen zur Min-
derung von Armut und Starkung des sozialen Zusam-
menhalts befasst. Uber den Stand der Umsetzung wird
der Senat der Birgerschaft im Zusammenhang mit
dem zweiten Armuts- und Reichtumsbericht - Lebens-
lagen und Teilhabechancen im Land Bremen - be-
richten.

Zu Frage 2: Die Vorbereitungen zu dem Bericht
laufen seit Beginn dieses Jahres.

Zu Frage 3: Der fur den ersten Bericht gewahlte
Lebenslagenansatz soll im zweiten Bericht beibehalten
werden. Er schlieBt die Teilhabe- und Verwirkli-
chungschancen und die Auswirkungen von Armut
und Benachteiligung auf unterschiedliche gesellschaft-
liche Gruppen mit ein. Armut und Reichtum werden
danach nicht nur an den verfiigbaren finanziellen Mit-

teln bemessen, sondern ebenso an Teilhabemoglich-
keiten. Der Bericht soll die Entwicklung der Lebens-
lagen im Land Bremen darstellen sowie die Fach-
strategien und MaBnahmen zur Armutspravention,
Verminderung von Armutsfolgen und Starkung des
sozialen Zusammenhalts. Auf dieser Grundlage soll
Handlungsbedarf in zentralen politischen Feldern
identifiziert werden.

Anknupfend an den ersten Bericht sollen die Res-
sorts insbesondere tiber die Entwicklungen berich-
ten und Perspektiven, Strategien sowie mogliche MaB3-
nahmen darstellen. AuBerdem wird der Bericht die
bereits umgesetzten und laufenden MaBnahmen des
Senats darstellen. Die Berichterstattung tiber sozial-
raumorientierte Erkenntnisse zu Armut und Reich-
tum soll im zweiten Bericht fortgefihrt werden.

Da Frauen in besonderer Weise armutsgefdahrdet
und von Armut betroffen sind, sollen im zweiten Be-
richt in jedem einzelnen Kapitel genderspezifische
Daten dargestellt und bewertet werden, um daraus
genderdifferenzierte Handlungsstrategien ableiten
zu konnen. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Erlanson, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Erlanson (DIE LINKE): Habe ich Sie richtig
verstanden, dass auch dieses Mal in dem Lebensla-
genbericht etwas tiber Reichtum stehen wird?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!
Senatorin Stahmann: Ja!

Prasident Weber: Herr Kollege Erlanson, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Erlanson (DIE LINKE): Sie haben jetzt gesagt,
die Arbeiten haben begonnen. Wird es denn in die-
sem Jahr noch etwas?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Stahmann: Wir werden den Bericht zum
Ende des Jahres 2014 komplett vorlegen.

(Abg. Erlanson [DIELINKE]: Ende 2014!)

Ja, das ist ein umfangreiches Werk! Wir werten die
alten MaBnahmen aus, als Sozialressort machen wir
das auch mit Dritten, haben die Arbeitnehmerkam-
mer einbezogen und arbeiten mit der Universitat zu-
sammen, und wir rechnen im Herbst 2014 mit der Vor-
lage das Berichts, sodass er dann hier in der Biirger-
schaft debattiert wird.

Prasident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.
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Die funfte Anfrage wurde inzwischen von den Fra-
gestellern zuriickgezogen.

Die sechste Anfrage tragt die Uberschrift , Bestel-
lung von Grippeimpfistoif“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Bensch, Frau Neu-
meyer, Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Bensch!

Abg. Bensch (CDU): Wir fragen den Senat:

Bei wie vielen Herstellern ist nach Kenntnis des
Senats fiur die Grippesaison 2013/2014 und 2014/2015
geplant, Grippeimpfstoff fiir das Land Bremen zu be-
stellen?

Wie beurteilt der Senat den im Winter 2012/2013
durch den Ruckruf eines Impfstoffes entstandenen Ver-
sorgungsengpass mit Grippeimpfstoff?

Welche MaBnahmen hat der Senat unternommen,
um sicherzustellen, dass die Versorgung mit Grippe-
impfstoff im Land Bremen auch fir die Winter 2013/
2014 und 2014/2015 gesichert ist?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Dr. Schulte-Sasse.

Senator Dr. Schulte-Sasse: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Fiir den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Nach Kenntnis des Senats haben die
gesetzlichen Krankenkassen im Land Bremen den
Impfstoff fiir die Grippesaison 2013/2014 bei einem
Hersteller bestellt. Fir die Grippesaison 2014/2015
hangt die Zahl der Hersteller, bei denen eine Be-
stellung erfolgen wird, von dem Ergebnis einer noch
durchzufuhrenden Ausschreibung ab.

Zu Frage 2: Der in anderen Bundeslandern durch
den Impfstoffrickruf im Winter 2012/2013 hervorge-
rufene Versorgungsengpass war im Land Bremen
nicht eingetreten.

Zu Frage 3: MafBinahmen des Senats zur Sicherung
der Versorgung mit Grippeimpfistoff sind nicht erfor-
derlich, weil die gesetzlichen Krankenkassen im Land
Bremen in dem fur die Grippesaison 2013/2014 ab-
geschlossenen Versorgungsvertrag sowohl eine Ver-
tragsstrafe als auch die Moglichkeit eines Auswei-
chens auf andere Lieferanten fur den Fall vereinbart
haben, dass der Lieferant nicht die georderten Do-
sen liefern kann. Hinsichtlich der Vertragserfillung
stehen die Krankenkassen in standigem Kontakt mit
dem Hersteller. — Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Herr Kollege Bensch, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Liegen denn zwischenzeitlich
Erkenntnisse vor, dass es dennoch zu einer Verzo-
gerung in dieser Saison kommen wird? Wir konnten

gestern der Zeitung entnehmen, dass es eventuell Ver-
zogerungen bei der Lieferung geben konnte. Meine
Frage ist: Haben Sie daruber Kenntnis?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Wenn das gestern in der
Zeitung stand, wadre es ein bisschen schnell, denn die-
jenigen, die die Daten liefern missen, sind die Kran-
kenkassen.

Prasident Weber: Herr Kollege Bensch, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Bensch (CDU): Wir konnten ebenfalls der
Presse entnehmen, dass es niedergelassene Arzte
gibt, die der Auffassung sind, dass der Monat Sep-
tember der entscheidende und beste Monat bezie-
hungsweise Zeitraum ware, um eine Impfung wirk-
sam voranzutreiben, und nicht, wie es allgemein von
der Standigen Impfkommission, STIKO, empfohlen
wird, der Oktober und November. Wie beurteilen Sie
diese Auffassung eines niedergelassenen Arztes hier
in Bremen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte-Sasse: Ich bewerte individu-
elle MeinungsauBerungen grundsatzlich nicht 6ffent-
lich.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Privat kénnen wir gern dariiber reden. Die STIKO ist
das von der Bundesregierung dafur als Autoritat in
Kraft gesetzte Gremium, und die Empfehlungen der
STIKO, so ist es auch im Sozialgesetzbuch V veran-
kert, sind die entsprechenden Grundlagen, auf de-
nen wir arbeiten.

Prasident Weber: Herr Senator, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf barrierefreies
Reisen. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Frau Gronert, Frau Neumeyer, Rowekamp
und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Gronert!

Abg. Frau Gronert (CDU): Wir fragen den Senat:

Plant der Senat, sich im Bundesrat gegen die nach
einem gemeinsamen Antrag von CDU, FDP, SPD und
Grinen im Bundestag im September 2012 beschlos-
sene Novellierung des Personenbeforderungsgesetzes
zur Barrierefreiheit von Fernbussen einzusetzen und
mit welcher Begrindung?

Wie berticksichtigt der Senat bei den Planungen
der Verlegung des ZOB wegen des erhohten Fern-
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busaufkommens die Bedirfnisse von alteren Men-
schen und von Menschen mit Behinderung?

Welche MaBinahmen plant der Senat, damit Bus-
reisenden mit Behinderung bis 2016 in Bremen eine
ausreichende Anzahl rollstuhlgerechter, barrierefreier
und vorrangig preisgunstiger Hotelzimmer zur Ver-
fugung steht?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Golasowski.

Staatsrat Golasowski: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die im September vom Bundestag be-
schlossene Novellierung des Personenbeforderungs-
gesetzes wurde im November 2012 abschliefend im
Bundesrat behandelt. Das Gesetzgebungsverfahren
ist damit abgeschlossen.

Zu Frage 2: Die Bedirfnisse von alteren Menschen
und von Menschen mit Behinderung werden durch
Anwendung der ,Richtlinie zur barrierefreien Gestal-
tung baulicher Anlagen des offentlichen Verkehrs-
raums” der Freien Hansestadt Bremen und der ,Hin-
weise fur die Planung von Fernbusterminals” der For-
schungsgesellschaft fiir Straen- und Verkehrswesen
bei der konkreten Planung berticksichtigt. Dartiber
hinaus finden Gesprache mit dem Landesbehinder-
tenbeauftragten und der Bremischen Seniorenvertre-
tung statt.

Zu Frage 3: Die Bremische Landesbauordnung for-
dert seit 2003 die barrierefreie Nutzbarkeit fir Be-
herbergungsbetriebe. Bei neuen Beherbergungsbe-
trieben wird mit den Baugenehmigungen gefordert,
dass ein Prozent, mindestens jedoch ein Zimmer bar-
rierefrei nach DIN-Standard zu planen und einzurich-
ten sind. Alle neuen Hotels in Bremen haben min-
destens ein barrierefreies Zimmer eingerichtet. Die
60 klassifizierten Hotels in der Stadt Bremen bieten
derzeit 15 rollstuhlgerechte, barrierefreie Zimmer. Im
Rahmen der Novellierung der Landesbauordnung
wird gepruft, ob das derzeitige Angebot ausreicht. —
Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Gronert, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Gronert (CDU): Herr Staatsrat Frehe hat
vor einigen Wochen die Novellierung des Personen-
beforderungsgesetzes hier doch scharf kritisiert, und
im Normalfall ist es dann ja doch so, dass Sie auf
Bundesebene versuchen, solche Gesetze noch einmal
anzugehen. Deswegen habe ich auch danach gefragt,
und Sie haben mir noch nicht die Begrindung ge-
nannt, warum Sie das nicht tun werden.

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Das Gesetz ist beschlossen
und in Kraft gesetzt. Das Bundesratsverfahren ist ab-

geschlossen. Im Bundesratsverfahren haben wir, so-
weit ich mich erinnere, keinen Anlass fur eine Inter-
vention gesehen, und ich sehe auch im Augenblick
keinen Anlass, gegen ein in Kraft gesetztes Gesetz
vorzugehen oder eine Bundesratsinitiative zu starten.
Die AuBerung des Kollegen Frehe ist mir nicht be-
kannt.

Prasident Weber: Frau Gronert, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Gronert (CDU): Herr Frehe hat damals
gesagt, dass er es im Sinne der Menschen mit Behin-
derung schade findet, dass das barrierefreie Reisen
erst ab dem Jahr 2016 ermoglicht wird. Das kann man
zwar so sagen, aber er hat unerwahnt gelassen — —.

(Glocke)

Prasident Weber: Frau Kollegin Gronert, bitte stel-
len Sie die Frage!

Abg. Frau Groénert (CDU): Meine Frage ware ge-
wesen, ob Herr Staatsrat — —. Nein, das konnen Sie
mir nicht beantworten! Alles klar, ich belasse es jetzt
erst einmal dabei!

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage vom Kol-
legen Hamann! — Bitte sehr!

Abg. Hamann (SPD): Stimmen Sie mit mir iiberein,
dass barrierefreies Reisen auch barrierefreies Reisen
in der Stadt bedeuten sollte und Dinge wie der Bau
von Ampeliubergangen an der Kurfurstenallee und
der Richard-Boljahn-Allee sinnvolle MaBnahmen
sind?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Ja, darin stimme ich mit Ih-
nen uberein.

Prasident Weber: Herr Staatsrat, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die achte Anfrage tragt die Uberschrift ,,,Audit
berufundiamilie’ — wie familienfreundlich sind Bre-
mens Behorden?”. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Frau Ahrens, Frau Neumeyer,
Rowekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Ahrens!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Senatsressorts und nachgeordneten Behor-
den sind im Land Bremen mit dem Zertifikat , Audit
berufundfamilie” der gemeinnttzigen Hertie-Stiftung
ausgezeichnet?

Wie erklart der Senat, dass bisher nur drei sena-
torische Dienststellen an dem Programm zur famili-
enfreundlichen Personalpolitik teilnehmen?
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Welche MaBnahmen plant der Senat, damit in Zu-
kunft mehr senatorische Dienststellen und nachge-
ordnete Behorden an dem Ziel der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf arbeiten?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Lihr.

Staatsrat Liihr: Herr Prasident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Fiir den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Mit der Zertifizierung , Audit berufund-
familie” sind bisher folgende Senatsressorts und zu-
geordnete Dienststellen und Eigenbetriebe ausge-
zeichnet worden: Senatorin fiir Soziales, Kinder,
Jugend und Frauen, Senator fiir Gesundheit, Sena-
tor fur Umwelt, Bau und Verkehr, Senator fiir Wirt-
schaft, Arbeit und Hafen, Amt fur Soziale Dienste,
Amt fur StraBen und Verkehr, Justizvollzugsanstalt,
Hochschule Bremen, Hochschule Bremerhaven, Hoch-
schule fiir Kiinste, Polizei Bremen, Stadtamt, Univer-
sitat Bremen, Umweltbetrieb Bremen und Werkstatt
Bremen. Die Senatorin fur Bildung und Wissenschaft
plant eine Teilnahme am Auditierungsverfahren fur
das Jahr 2014.

Zu Frage 2: Im bremischen 6ffentlichen Dienst sind
bereits eine Reihe von Prozessen und Strukturen
etabliert worden, um eine bessere Balance von Be-
ruf und Privatleben zu gewahrleisten und die Beschaf-
tigten darin zu unterstiitzen, die Anforderungen im
Beruf mit den familiaren Anforderungen in Einklang
zu bringen. Dabei belegen die positiven praktischen
Erfahrungen aus den Dienststellen, dass individu-
elle Losungen besser sind fur die Beschaftigten als
starre Konzepte.

Auch ohne eine Zertifizierung im Rahmen des Au-
dits sind in den Dienststellen zahlreiche MaBnahmen
initiiert worden, um eine familienorientierte Perso-
nalpolitik umzusetzen. Dies sind insbesondere: Eltern-
Kind-Biros, Kontakthalteprogramme fur Beschaftigte
wahrend der Elternzeit, Ferienprogramme in Koope-
ration mit anderen Dienststellen und Unternehmen,
Einrichtung von Heimarbeitsplatzen, Informations-
veranstaltungen zu Pflegethemen, Mitgliedschaften
im Verein zur Forderung betriebsnaher Kinderbetreu-
ung, unter anderem Gesundheitsangebote wahrend
der Arbeitszeit und Kooperationsvereinbarungen mit
Pflegestutzpunkten.

Eine Plattform fur inhaltliche Impulse und Praxis-
austausch zum Thema Vereinbarkeit von Beruf und
Familie bietet die Mitgliedschaft im Verein Impuls-
geber Zukunft e. V. Diese Mafinahmen sind in vie-
len Dienststellen als feste Bestandteile in der allge-
meinen Personalpolitik und Organisationskultur ver-
ankert und bieten den Beschaftigten und auch der
Organisation einen verlasslichen Rahmen, der die
Zertifizierung zwar wunschenswert, aber nicht zwin-
gend erforderlich macht.

Da es immer noch mehrheitlich Frauen sind, die
den GroBteil der Familienaufgaben verantworten,
nimmt das Thema Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie auch in den dienststelleneigenen Frauenforder-
planen einen breiten Raum ein. Analog zu den Audi-
tierungsverfahren bieten die Frauenforderplane einen
verbindlichen Rahmen, um MaBnahmen zur besse-
ren Vereinbarkeit zu planen und regelma8ig in ih-
rer Wirkung zu tiberprufen und weiterzuentwickeln.

Selbstverstandlich sind auch Kostengriinde fur die
Dienststellen angesichts der allgemeinen Haushalts-
situation ein nicht unerheblicher Entscheidungsfaktor.
Die Kosten fur einen Auditierungsprozess liegen je
nach Dienststellengrofie zwischen 9 000 und 19 000
Euro pro Dienststelle.

Zu Frage 3: Der Senat unterstitzt nachdricklich
eine familienfreundliche Personalpolitik und die damit
einhergehende Sicherstellung der Vereinbarkeit von
Beruf und Familie. Die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ist integraler Bestandteil der strategischen Per-
sonalentwicklung in der bremischen Verwaltung. —
Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Kollegin Ahrens, haben Sie
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Herr Staatsrat, Sie ha-
ben meine Frage eben sehr umfassend beantwortet.
Ich meine aber, herausgehort zu haben, dass es nach
wie vor bei drei Senatsressorts hinsichtlich der Au-
ditierung geblieben ist. Habe ich das richtig verstan-
den?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!
Staatsrat Liihr: Ja!

Prasident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Ahrens (CDU): Ihre Aussage hinsicht-
lich der Frauenforderplane teile ich allerdings nicht
ganz. Sie haben gesagt, dass die Frauenforderpldane
insbesondere die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
fortsetzen wiirden. Vertreten Sie nach wie vor die eher
veraltete Ansicht, dass das Thema Vereinbarkeit von
Familie und Beruf nur die Frauen etwas angeht und
nicht eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, die
auch von Mdannern mit erledigt werden kann?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Liithr: Nein, diese Auffassung vertrete
ich nicht. Ich bin aber ein Mensch, der einen realen
Blick auf die Gesellschaft hat. Es ist leider so, dass
heute viele Familienprozesse von den Frauen verant-
wortet werden. Deswegen werden wir den Prozess
der Frauenforderplane auch in den Dienststellen nach-
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haltig unterstitzen. Das soll kein Ersatz sein, das ist
eine allgemeine Aufgabe, und ich konnte Ihnen jetzt
dartber nur sehr abstrakt berichten. Ich bin auch gern
bereit, [hnen einen Bericht zukommen zu lassen, in
dem wir alle MaBnahmen bis hin zur Stillférderung,
die wir in verschiedenen Dienststellen realisiert ha-
ben, auffihren und mit einzelnen Beispielen unter-
legen.

Um das noch einmal aufzugreifen, wir haben eine
Teilzeitquote von 34 Prozent in der Gesamtverwal-
tung, davon sind 14 Prozent Manner und 86 Prozent
Frauen. Wir haben nachgezahlt, wir haben 1 893 ver-
schiedene Teilzeitmodelle. Das heilit, es wird immer
individuell fur jede Dienststelle auf den genauen Be-
darf abgestimmt. Wir haben zum Beispiel eine Teil-
zeitausbildung fur Alleinerziehende oder in der Fa-
milie erziehende Menschen, das sind zurzeit 35 Frauen
und ein Mann. Die Ausbildung wird auf 25 Stunden
reduziert, und gleichzeitig stellen wir sicher, dass alle
Vorgaben eingehalten werden. Das hat sich bundes-
weit auch ohne Auditierung herumgesprochen. Viele
Leute kommen hierher, um bei uns eine Ausbildung
zu machen, und damit tun wir auch etwas fiir den Be-
volkerungszuwachs.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des
Abgeordneten Schmidtmann! — Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Blindnis 90/ Die Griinen): Herr
Staatsrat, Sie hatten ausgefiihrt, dass es in Dienststel-
len, die nicht durch das ,, Audit beruf und familie” zer-
tifiziert sind, diverse MaBnahmen gibt. Mich wirde
interessieren, wie gewahrleistet ist, dass es einen Aus-
tausch zwischen den Dienststellen gibt, die zertifi-
ziert sind, damit voneinander gelernt werden kann.
Sie sagten, diese Teilzeitmodelle werden immer ein-
zeln auf die Dienststelle abgestimmt, aber aus der
Praxis weil} ich, dass man erst einmal wissen muss,
welche Moglichkeiten es gibt. Mir geht es jetzt noch
einmal ganz konkret um die Frage: Wie gewahrleis-
ten Sie den Austausch zwischen den Dienststellen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Liihr: Wir haben eine Konferenz der Per-
sonalchefinnen und Personalchefs fiir die bremische
Verwaltung, einmal ressortbezogen, aber auch wei-
tergehend, in der diese Punkte thematisiert werden.
Dies gilt auch fur die Organisationsreferentinnen und
Organisationsreferenten, damit sichergestellt wird,
dass das organisiert ist. Wir haben das Auditierungs-
verfahren in Fortbildungsveranstaltungen speziell fir
den Personenkreis Fuhrungskrafte und Fachleute fur
Personal und Organisation vorgestellt. Dadurch er-
reichen wir diesen intensiven Austausch.

Unsere These ist, dass nicht die Auditierung das ent-
scheidende Merkmal ist, sondern dass es wichtig ist,
Bewegung hineinzubekommen, damit das auch in der
Praxis gemacht wird. Da sind wir im engen Kontakt

mit der ZGF und versuchen, fiur Bremen gesondert
zu ,labeln”, denn so eine Auditierung ist sehr teuer.
Das kostet 19 000 Euro fiir das erste Mal, dann muss
das wiederholt werden, weil beim ersten Mal nur eine
Zielvereinbarung und eine Erhebung vorbereitet wer-
den. Dann geht es erst an die konkreten Schritte.
Insgesamt muss man mit circa 40 000 Euro rechnen.
Wenn Sie das auf ungefahr 60 Behorden umrechnen,
die dafiir infrage kommen, dann ist das eine ganz er-
hebliche Menge Geld. Das schreckt uns zwar nicht
ab, aber wenn wir das Ziel so erreichen konnen und
eine gute, kostengunstigere bremische Losung ha-
ben, wollen wir die lieber anstreben.

Prasident Weber: Herr Kollege Schmidtmann, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Schmidtmann (Biindnis 90/ Die Grinen): Die
Auditierung richtet sich nach der GréBe der Dienst-
stelle, und da frage ich, weil das fur kleine Dienst-
stellen sehr schwer machbar ist, was Sie von einer
Art Patenschaftskonzept halten, damit sich Dienst-
stellen, die noch nicht auditiert sind, an andere Dienst-
stellen oder senatorische Behorden anhdngen, die die-
sen Prozess bereits angestofen haben. Was halt der
Senat davon?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Lithr: Diese Patenschaft ist eine gute Sa-
che, wir versuchen, das vom Personalentwicklungs-
referat der Senatorin fiir Finanzen férdern zu lassen,
und unterstiitzen diese Prozesse. Dazu wird nicht nur
auf einer Fortbildungsveranstaltung, sondern auch
vor Ort beraten, damit wir das nachhaltig in Bewe-
gung bekommen. Wir haben gute Erfahrungen da-
mit gemacht, dass wir das auch im Fihrungskrafte-
forum angesprochen haben, denn dasist lediglich eine
Fihrungsveranstaltung pro Dienststelle, die realisiert
werden muss.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Kol-
legin Frau Boschen! — Bitte sehr!

Abg. Frau Boschen (SPD): Herr Staatsrat, bei den
vielen MafBinahmen, die in Richtung Vereinbarkeit von
Beruf und Familie in Bremen unbestritten stattfinden,
geht es darum, die Organisation fur Eltern von bereits
geborenen Kindern zu erleichtern. Nun mochte ich
aber noch einmal im Hinblick auf schwangerschafts-
gerechte Arbeitsplatze nachfragen, die vielleicht nicht
uUberall optimal sind. Wir haben an dieser Stelle bereits
diskutiert, dass es gerade im Bereich der Kinderta-
gesstatten oder Schulen immer mehr junge Frauen
gibt, die vom Beschaftigungsverbot betroffen sind.
Sehen Sie Moglichkeiten, uber diese Auditierung oder
uber diese MaBnahmen zur Vereinbarkeit auch starker
darauf hinzuwirken, dass es schwangerschaftsgerech-
te Arbeitsplatze gibt?
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Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Liihr: Ich kann hier so viel sagen: Ich
halte das fur notwendig, aber ich bitte mir nachzu-
sehen, dass ich jetzt keine detaillierten Auskitinfte fur
die Bereiche der Kindertagesstatten und der Schu-
len geben kann. Mir ist das Problem bekannt, wir ver-
suchen, das auch aus der zweiten Reihe zu unterstiit-
zen. Ich bin da aber kein Experte.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Bernhard! — Bitte sehr!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Herr Staatsrat,
Sie haben ausgefuhrt, dass insbesondere die Teilzeit-
quote bei den Frauen exorbitant viel hoher ist als bei
den Mannern. Auch bei der Teilzeitausbildung ist das
Verhaltnis klar zutage getreten. Mich wiirde interes-
sieren, unabhangig von den Auditierungen, wie die
Moglichkeit ist, Teilzeitarbeitsplatze mit Fihrungs-
positionen zu verbinden. Gibt es da entsprechende
unterstitzende MaBnahmen? Das wiirde bedeuten,
sich letztendlich darum kiimmern zu miissen, dass es
nicht nur Vollzeitarbeitsplatze sind, die fir diese ge-
hobenen Positionen infrage kommen, und das ware aus
frauenspezifischer Sicht durchaus wiinschenswert.

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Liihr: Einmal kann ich IThnen sagen, dass
der Senat das personalpolitisch begrifit. Damit kann
man noch nicht viel anfangen, sondern es kommt auf
die Praxis an. Wir haben in den Ausschreibungsricht-
linien die Vorgabe, dass jeweils mit zum Ausdruck
kommen muss, ob die Position teilzeitgeeignet ist. Wir
haben eine ganze Reihe von Funktionen, die auch
in Teilzeit besetzt werden. Ich wiirde aber mit Ihnen
ubereinstimmen, dass es noch zu wenige sind und
wir da viel experimentierfreudiger sein mussen. Daher
ist das eine Aufgabe, die mit verantwortlichen Fiih-
rungskraften in der Verwaltung fur die Gesamtstruktur
weiterentwickelt werden muss. Ich rdume ein, dass
da Nachholbedarf besteht.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
Vor.

Bevorich die nachste Anfrage aufrufe, begriife ich
auf dem Besucherrang recht herzlich Schiilerinnen
und Schiiler des College Montaigne aus Frankreich
und ihre Gastgeber, die Schiilerinnen und Schiler
eines Schileraustausches des achten und neunten
Jahrgangs der Wilhelm-Raabe-Schule aus Bremer-
haven. — Seien Sie ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema , Weitere Planungen bei den Werk-
stufen an Schulen in Bremen und Bremerhaven?*“.

Die Anfrage tragt die Unterschriften der Abgeord-
neten Frau Dogan, Dr. Guldner und Fraktion Bund-
nis 90/Die Griinen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bliindnis 90/ Die Grunen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche Planungen verfolgt der Senat
grundsatzlich bei der Auswahl von Standorten fiir die
Werkstufen, Berufliche Schulen, Oberschulen, Gym-
nasien, in Bremen und Bremerhaven und mit welchen
fachlichen Schwerpunkten?

Zweitens: Verfolgt der Senat Planungen — neben
der auf zwei Jahrgange befristeten Beschulung von
Schiilerinnen und Schiilern mit sonderpadagogischem
Forderbedarf im Bereich Wahrnehmung und Entwick-
lung am Gymnasium Vegesack —, an weiteren Gym-
nasien Schiilerinnen und Schiiler mit diesem Schwer-
punkt zu beschulen und mit welcher Begrindung?

Drittens: Welche padagogischen, raumlichen und
konzeptionellen Kriterien spielen bei der Entschei-
dung fir den Standort neuer Werkstufen eine Rolle?

Prasident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren! Fir
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Planungen fur die Auswahl von
Werkstufenstandorten basieren in der Stadtgemeinde
Bremen auf dem der Deputation am 24. Marz 2011
mit der Vorlage Nummer G 115/17 vorgelegten und
einstimmig beschlossenem Konzept zur Beschulung
der Werkstufe fiir Schiilerinnen und Schiiler mit son-
derpadagogischem Forderbedarf, Wahrnehmungs-
und Entwicklungsfoérderung. Danach erfolgt die Be-
schulung im Hinblick auf die inhaltliche Orientierung
an den Arbeitsfeldern selbststandige Lebensfiihrung,
Selbstversorgung, Mobilitat, Wohnen, Freizeit und Ar-
beit grundsatzlich an berufsbildenden Schulen. Der-
zeit werden Werkstufenklassen an der Berufsschule
fir den Einzelhandel, am Schulzentrum Neustadt fiir
den Bereich Hauswirtschaft und Sozialpadagogik, am
Schulzentrum Walle im Bereich Gesundheit und am
Schulzentrum Vegesack im Bereich Metall und Holz
beschult. In einem befristeten Ubergangsmodell wird
jeweils eine Klasse im Gymnasium Vegesack, an der
Oberschule an der Ronzelenstrafle und an der Ober-
schule an der Julius-Brecht-Allee unterrichtet. Auf-
grund der Bedarfslage im Bremer Osten sollen ab dem
Schuljahr 2014/2015 weitere Klassenverbande in der
berufsbildenden Schule in der Walliser Strafie beschult
werden.

In Bremerhaven erfolgt die Beschulung von Schii-
lerinnen und Schiilern mit Férderschwerpunkten
Wahrnehmung und Entwicklung in der Werkstufe der

(D)
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Anne-Frank-Schule in Bremerhaven-Weddewarden.
Im Entwicklungsplan Inklusion fur die Stadt Bremer-
haven, den der Ausschuss fir Schule und Kultur im
Marz 2011 beschlossen hat, wurde festgelegt, den
Standort Weddewarden fiir die Werkstufe zu nutzen.
Am Standort Weddewarden sind drei Klassenverban-
de, Unter- und Oberstufe der Fachschule fiir Heiler-
ziehungspflege, Berufsfachschule Pflegehilfe, der
Lehranstalt fur Sozialpadagogik und Hauswirtschaft
angesiedelt, mit denen die Anne-Frank-Schule eine
projektbezogene Kooperation pflegt.

Die Anne-Frank-Schule hat zusammen mit der
Schule am Wiesendamm, Bad Bederkesa, in der Bre-
merhavener Innenstadt eine Trainingswohnung, in
der die Trainingsteilnehmer eigene Erfahrungen in
den Bereichen Wohnen und Freizeit sammeln kon-
nen. Die Anne-Frank-Schule selbst halt fiir die Schii-
lerinnen und Schiiler Trainingsmoglichkeiten in den
Bereichen Holz, Metall, Nahrungszubereitung, Gar-
tenbau, Papiertechnik und Textil vor.

Zu Frage 2: Der Senat plant nicht, Werkstufenschii-
lerinnen und -schiler mit sonderpadagogischem
Forderbedarf im Bereich Wahrnehmung und Entwick-
lung zukiinftig an Gymnasien zu beschulen. Die oben
genannte Beschulung von Werkstufenschiulerinnen
und -schulern am Gymnasium Vegesack ist eine be-
fristete Ubergangslésung.

Zu Frage 3: Die padagogischen und konzeptionellen
Kriterien bei der Auswahl von Standorten in der Stadt-
gemeinde Bremen orientieren sich an den in der Vor-
lage G 115/17 festgehaltenen Erwagungen. Neben
einer ausgewogenen regionalen Verteilung und dem
Wunsch nach wohnortnaher Beschulung der Werk-
stufenschiiler sollen die Raumbedarfe weiterhin még-
lichst im Bestand darstellbar, oder mit vertretbarem
finanziellem Aufwand herstellbar sein. — Soweit die
Antwort des Senats!

Prasident Weber: Frau Schmidtke, haben Sie eine
Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Frau Senatorin, Sie
haben sehr ausfiihrlich berichtet, und ich denke, das
ist eine sehr positive Berichterstattung. Es gibt eine
Ausnahme, die Sie auch aufgefiihrt haben, W und E,
das heiBt, geistig behinderte Jugendliche werden in
Bremen-Nord auch am Gymnasium Vegesack unter-
richtet. Das ist meiner Erinnerung nach ein Kampf
gewesen, das heiit, Eltern haben sich hier durchge-
setzt. Miussen wir uns um die adaquate Unterrichts-
erteilung dieser Schiilerinnen und Schiler, das heif}t,
die Vorbereitung auf ein moglichst eigenstandiges Le-
ben, so wie Sie es in den Deputationsvorlagen als Ziele
fur die Unterrichtserteilung beschrieben haben, Sor-
gen machen, oder haben Sie eher den Eindruck, dass
die Sache gut verlauft?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt: Mein Ein-  (C)

druck ist, dass es in der Hinsicht, wenn Sie es jetzt
auf den Bereich Vegesack beziehen, eine sehr gute
und gelungene Kooperation zwischen dem Gymna-
sium Vegesack und dem Schulzentrum Vegesack gibt.
Ich habe den Eindruck, dass sich die Kollegien der
jeweiligen Schulen gut zusammenfinden und einen
vernunftigen Weg finden, die Schilerinnen und Schi-
ler einerseits noch im Gymnasium Vegesack zu un-
terrichten und andererseits in der Berufsschule.

Mein Eindruck ist, dass die Schulen jetzt mit Freude
und auch mit Bereicherung darauf schauen, zurzeit
gemeinsam diese Verantwortung zu haben, und mein
Eindruck ist auch, es ist Bereitschaft vorhanden, dass
die Jugendlichen —es sind ja Jugendliche in dem Alter
—dann auch in den Berufschulstandort wechseln. Mit
den Eltern, von denen Sie auch sprachen, die da sehr
engagiert waren, gibt es auch einen regelmafigen
Austausch, sodass ich der Auffassung bin, dass der
Weg, den wir dort gewahlt haben, fir die Beschulung
dort eine Ubergangszeit einzurichten vor dem Wechsel
in die Berufsschule, ein richtiger Weg gewesen ist.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
VOr.

Mit Beantwortung dieser Anfrage ist die Fragestun-
de beendet.

Aktuelle Stunde

Fir die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein
Thema beantragt worden.

Konsensliste

Mitteilung des Prasidenten der Bremischen
Burgerschaft
vom 23. September 2013

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
der Konsensliste zu.

(Einstimmig)

Verhiitungsmittel fiir Geringverdienerinnen

GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 13. Juni 2013
(Drucksache 18/954)

Dazu
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Mitteilung des Senats vom 16. Juli 2013
(Drucksache 18/1002)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort, Drucksache
18/1002, auf die GroBe Anfrage in der Burgerschaft
miindlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Stahmann, dass
Sie die Antwort auf die Groe Anfrage der Fraktion
DIE LINKE nicht mindlich wiederholen moéchten.

Auf die Antwort des Senats auf GroBe Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bur-
gerschaft in Fraktionsstarke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. — Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es gibt
das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung, und das
hat fur alle zu gelten.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Wir haben dieses Thema hier nicht zum ersten Mal
auf der Tagesordnung, und es liegt uns, davon gehe
ich aus, grundsatzlich allen am Herzen. Seit dem In-
krafttreten von Hartz IV und den begleitenden An-
derungen des Sozialgesetzbuches ist es so, dass fur
Hartz-IV-Empfangerinnen respektive Geringverdie-
nerinnen, die erganzende Leistungen beziehen, diese
Verhtuitungsmittel nicht mehr bezahlt werden. Ich rede
hier von verschreibungspflichtigen Verhutungsmit-
teln, das muss man der Vollstandigkeit halber sagen.

Esist so, dass der Gesundheitsbedarf im Hartz-IV-
Satz 16,50 Euro ausmacht, da kann man sich sehr leicht
ausrechnen, dass das dafir nicht ausreicht. Wir wis-
sen aus Berichten von Untersuchungen von Pro Fa-
milia und auch von allen bisherigen Anhoérungen zu
diesem Thema, was das bedeutet. Es gibt das Risiko
ungewollter Schwangerschaft mit allen Konsequen-
zen, die das nach sich zieht. Das heifit, diese Perso-
nengruppe wird in ihren reproduktiven Rechten be-
schnitten, und das ist etwas, was wir nicht akzeptie-
ren konnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieser zutiefst unsoziale Zustand dauert jetzt acht Jah-
re an, und einige Kommunen haben durchaus ihre
Konsequenzen gezogen, das heifit, sie ibernehmen

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

die Kosten fur Geringverdienerinnen. Genau das wol-
len wir auch in Bremen und Bremerhaven.

In den Darstellungen des Senats und auch in der
Regierungskoalition wurde immer wieder der Ein-
druck erweckt, es wiurde an den Krankenkassen und
am Bund liegen, dass das hier nicht bezahlt werden
kann beziehungsweise diese Akteure sich aus der Ver-
antwortung gestohlen hatten. Dieses Argument ist
nicht ganz richtig, denn vor dem Jahr 2004 haben die
Kommunen diese verschreibungspflichtigen Verhi-
tungsmittel ibernommen. Die Sozialsenatorin hat in-
zwischen auch einen Vorsto3 unternommen, zumin-
dest fur eine kleine Personengruppe ein solches An-
gebot vorzuhalten. Das ist insofern ein richtiger Schritt,
und das mochte ich auch durchaus honorieren.

(Beifall bei der LINKEN und beim Biind-
nis 90/Die Griinen)

Jetzt ist es aber auf der anderen Seite so, dass es
selbstverstandlich nicht ausreicht. Wenn wir uns mit
Blick auf andere Kommunen einmal vor Augen hal-
ten, was dort moglich ist, muss ich sagen, dass bei-
spielsweise Essen eine Stadt ist, die auch nicht ge-
rade in Reichtum schwimmt, aber durchaus die Mog-
lichkeit wahrgenommen hat, dass zu bezahlen. Das
waren jahrlich 30 000 Euro, die dort aufgewendet wur-
den. Fur Bremen und Bremerhaven liegen angeblich
keine Zahlen vor. Die interessante Frage ist: Was wiir-
de es kosten? Bremerhaven hat einen Etat von 6 500
Euro fur die 20- bis 27-Jahrigen eingerichtet.

Das am weitesten gehende Modell gibt es in Ber-
lin, das ist im Ubrigen eine rot-rote Errungenschaft,
die dort aktuell nach wie vor vorhanden ist. Berlin
ubernimmt die Kosten der Verhiitung fur Geringver-
dienende ab dem 21. Lebensjahr, also nicht nur fir
die Hartz-IV-Empfangerinnen, sondern fir Gering-
verdienende. Es ist durchaus ein deutlich groBerer
Personenkreis. Das wird dort tiber die Gesundheits-
amter geregelt und relativ unbtiirokratisch umgesetzt.
Berlin hat das im Jahr 2009 2,5 Millionen Euro ge-
kostet. Wenn wir das auf Bremen herunterrechnen,
dann sind das in etwa 400 000 Euro. Ich bin zwar der
Meinung, dass es in der Praxis deutlich weniger ware,
aber gerade das zeigt, dass die Antwort des Senats,
der hier angibt, fur uns in Bremen wtrde das 1,8 Mil-
lionen Euro ausmachen, eine Schockzahl nennt, die
nicht mit der Realitat iibereinstimmt. Ich finde das an
der Stelle unserios, und ich finde, wir sollten dartiber
nachdenken, wie wir anfangen, solch einen Fonds
auf die Beine zu stellen, und uns nicht von vornherein
mit einer Uberzogenen Zahl davon quasi distanzie-
ren, das uberhaupt nur anzufangen.

Warum machen wir das nicht wenigstens wie in Bre-
merhaven? Diese Frage muss man sich doch stellen,
und Bremerhaven ist nun nicht unbedingt eine Stadt,
die ebenfalls in Geld schwimmt, das kann man nicht
behaupten. Wenn es irgendwann gelingt, dass der
Bund hier einspringt, ist es wunderbar, aber wir konn-
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ten auf der Ebene einer freiwilligen Leistung durchaus
damit beginnen, so etwas umzusetzen. Wir haben
schon lange Jahre dafiir gekampft, und ich meine nicht
nur meine Fraktion, ich meine auch den Arbeitskreis,
den es gegeben hat, schon unter Frau Rosenkotter,
ich meine Pro Familia, ich meine die Frauenarzte und
viele kirchliche Einrichtungen, die sich engagiert
haben. Ich bin der Meinung, dass ungewollte Schwan-
gerschaften oder diese Idiotie, dass Schwangerschafts-
abbriiche bezahlt werden, aber die Verhutungsmit-
tel nicht, ein Ende haben miissen.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Ich mo6chte auch hinzuftigen, dass es durchaus gut
ware, auch uber verschreibungspflichtige Verhuitungs-
mittel hinaus zum Beispiel Kondome et cetera uiber-
haupt einmal in die Uberlegungen einzubeziehen,
nachdem es nun wirklich nicht immer nur die Frau-
en sein sollten, die dafiir zu sorgen haben, wie ver-
hitet wird. Das ist faktisch in keiner Kommune der
Fall, das mochte ich durchaus einraumen, aber mir
geht es darum, dass wir uns gerade in Bremen die-
sen sozialen Folgekosten und dem, was wir eigent-
lich den Frauen damit aufbtirden, widmen. Man kann
das wirklich als eklatante Einschrankung von Selbst-
bestimmungsrechten sehen und sollte dem ein Ende
setzen und auf jeden Fall damit anfangen, dies um-
zusetzen und entsprechende Mittel zur Verfiigung zu
stellen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Gronert.

Abg. Frau Gronert (CDU)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die vom Sozi-
alressort gefundene Losung fur Frauen, die von Trans-
ferleistungen leben und Verhiitungsmittel brauchen,
ist sicherlich nicht perfekt, aber sie ist nachvollzieh-
bar und fir das Sozialressort auch gerade noch finan-
zierbar. In zwei Jahren, Anfang des Jahres 2016, wird
man sehen, wie viele der berechtigten Frauen das An-
gebot iberhaupt in Anspruch nehmen, und vielleicht
ist dann eine Umstrukturierung oder sogar eine Aus-
weitung des Angebots auch sinnvoll und machbar.

Es wird zwar von einigen Zeitgenossen immer wie-
der einmal behauptet, dass das Problem durch eine
Erhohung derjetzt 16,50 Euro fur Gesundheitsbedarfe
in den Hartz-IV-Leistungen gelost werden wiirde, aber
von diesem Ansatz bin ich iberhaupt nicht tiberzeugt.
Erstens gabe es keine Garantie dafir, dass die Er-
hoéhung dann auch wirklich fiir Verhiitungsmittel aus-
gegeben wirde, und zweitens ware das bestimmt
auch ungerecht, denn esist ja nicht so, dass alle Frauen
im gebarfahigen Alter Verhutungsmittel brauchen,

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

und die, die sie nicht brauchen, hatten dann einen fi-
nanziellen Vorteil, was nattuirlich auch fiir die meisten
Manner gelten wirde.

AuBerdem wtrde sich sofort die Frage stellen, von
welchen Kosten denn fur eine Verhtitung iberhaupt
ausgegangen werden sollte. Es gibt sehr verschie-
dene Verhiitungsmethoden, die bei den Kosten sehr
auseinandergehen, und daruber hinaus gibt es auch
sehr unterschiedliche Lebenssituationen und Bedarfe
von Frauen. Es gabe aber hochstwahrscheinlich auch
sofort neue Diskussionen tiber weitere Bedarfe, die
je nach Geschlecht und auch Lebensumstanden zu
rechtfertigen waren. Somit finde ich es gut und richtig,
dass eine Kostentibernahme nur auf Antrag geschieht.
Dieser Antrag sollte dann aber natiirlich moéglichst
unkompliziert abgewickelt werden. Der notige Arzt-
kontakt, bei dem fur jede Frau die fur sie beste Me-
thode dann herausgefunden wird, ist somit garantiert.
SchlieBlich ist das auch eine solide Ausgangsbasis da-
fir, dass sich die Stadt mit 6ffentlichen Mitteln enga-
giert.

Die Senatorin hat jingst ein Angebot fur Frauen
vorgelegt, deren Lebenssituation eine Hilfestellung
in der Verhutung ungewollter Schwangerschaften am
erforderlichsten macht. Manche reden deshalb inzwi-
schen von Diskriminierung, einige von der Bevorzu-
gung bestimmter Frauen, die doch aber am Ende das
gleiche Geld wie andere zur Verfugung hatten, und
wieder andere reden von einer bewussten Regulie-
rung und sogar Unterdriuckung des Kinderbekom-
mens von Frauen aus sehr schwierigen Lebensum-
standen, wie Drogenabhangigkeit, Wohnungslosig-
keit oder Frauen mit psychischen und geistigen Be-
hinderungen.

Was ware denn die Alternative? Da eine Finanzie-
rung von Verhutungsmitteln fur alle Frauen, die von
Transferleistungen leben, wegen der hohen Kosten
von geschatzten 1,8 Millionen Euro jahrlich fir Bre-
men nicht finanzierbar ist, sollte man dann auch das
lassen, was jetzt als machbar vorgeschlagen wurde.
Das wire dann wohl im Sinne einiger selbsternann-
ter Kampfer fur das Gute wieder gerecht, denn dann
wurde niemand mehr bevorzugt oder diskriminiert
oder, wie sogar behauptet wurde, gar willentlich und
selektiv aus der Reproduktion ausgeschlossen. Bre-
men wirde dann auch noch die circa 85 000 Euro
sparen, die fir die Jahre 2014 und 2015 als Kosten-
ubernahme vorgesehen sind. Kann das aber ein ernst-
haftes Anliegen sein?

Auf Bundesebene ist auch die mégliche Ubernahme
von Ausgaben fir Verhiitungsmittel Thema. Bisher
mussen Transferleistungsbezieherinnen zwar das
Verhutungsmittel, aber nicht den Schwangerschafts-
abbruch bezahlen. Solch ein Abbruch wird aber haufig
nur notig, weil viele Frauen die Pille aus finanziel-
len Grunden zwischendurch absetzen. Da ist es ab-
sehbar, dass das nicht immer gut gehen kann, und
eine Abtreibung scheint dann fur die Frauen der ein-
zige Weg zu sein. In meinen Augen ist aber jede Ab-
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treibung eine zu viel, und Frauen sollten moglichst
gar nicht erstin eine solch schwierige Situation kom-
men.

(Beifall bei der CDU)

Die Abbrtiche selbst und auch die nicht seltenen
psychischen Spatfolgen verursachen auf jeden Fall
Kosten, die sich durch ein Ubernahmemodell fiir Ver-
hiitungsmittel, ahnlich wie jetzt fiir Frauen bis 20 Jahre
im Transferleistungsbezug, stark reduzieren liefen.
Bis es aber neue Konzepte auf Bundesebene gibt, bin
ich der Uberzeugung, dass die gefundene Bremer
Losung fur die nachsten zwei Jahre auf jeden Fall
ein machbares Modell und auch ein Gewinn ist. —
Danke!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Wendland.

Abg. Frau Wendland (Bundnis 90/Die Grinen)*):
Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen
und Herren! Selbstbestimmte Sexualitat und Fami-
lienplanung sind ein Menschenrecht, und wenn fur
Frauen die Verhiitung vom Einkommen abhéngig ist,
dann ist dieses Recht eingeschrankt.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Fur Frauen bis zum Ende des zwanzigsten Lebens-
jahrs ibernehmen die Krankenkassen die Kosten fur
Verhutungsmittel. Seit dem Jahr 2004 gibt es fur Frau-
en ab dem 21. Lebensjahr, selbst wenn sie bedurftig
sind, keine Kostentibernahme mehr fiir verschrei-
bungspflichtige Verhiitungsmittel. In der Theorie sind
die Kosten dafiir im Regelsatz von Hartz IV enthal-
ten. Bei der Ermittlung des Regelsatzes sind auch die
Ausgaben fur Gesundheitspflege berticksichtigt wor-
den. Darin ist alles enthalten, was nicht durch den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen abge-
decktist, also auch verschreibungspflichtige Verhii-
tungsmittel. Es wird aber schnell deutlich, dass hier
der Ansatz der Pauschalierung an seine Grenzen stoSt.
Verhtitung ist eben keine Frage der Abwagung mit
anderen Ausgaben des taglichen Lebens, es ist eine
Frage der eigenen Familienplanung, und es ist vor
allen Dingen eine Frage der selbstbestimmten Sexu-
alitat.

Die Einfuhrung der Antibabypille war Anfang der
Sechzigerjahre insbesondere fiir die Frauen ein Mei-
lenstein. Sie konnten sexuell aktiv sein, ohne stan-
dig die Angst vor einer ungewollten Schwangerschaft
zu haben. Damit konnten die Frauen die Faden ih-
res Lebens und ihrer Familienplanung selbst in die
Hand nehmen. Diese Errungenschaft darf nicht durch
materielle Zwange fur einige Frauen wieder verlo-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

ren gehen. Die jetzige Gesetzeslage in Deutschland
fuhrt aber zu absurden Ergebnissen. Es gibt inzwi-
schen immer mehr Frauen mit wenig Geld, die aus
Kostengriinden auf Verhiitungsmittel verzichten mus-
sen.

So berichten zum Beispiel Vertreterinnen von Pro
Familia, es sei ganz typisch, dass Frauen Geld fur ihre
Pillenpackung zurticklegen, aber dann das Kind in
der Schule plotzlich ein Buch braucht oder einen Aus-
flug bezahlen muss. Dann wird die Verhiitung zurtick-
gestellt, die Frauen verhuten nicht, werden vielleicht
auch ungewollt schwanger, und dann bleibtihnen nur
noch die Pille danach oder die Abtreibung als letzte
Mittel. Das Absurde daran ist, dass die Kosten fiir die
notwendigen Abtreibungen, die nattrlich hoher als
die Kosten fur Verhiitungsmittel liegen, von den Kran-
kenkassen iibernommen werden. Das wollen und kon-
nen wir den Frauen nicht ernsthaft zumuten.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Esist deshalb an der Zeit, im Sozialgesetzbuch die
notwendigen Anderungen vorzunehmen. Eine Auf-
nahme in den Leistungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenkassen ist der konsequente und richtige Weg dafur.
Notfalls musste aber zumindest die Voraussetzung
daftur geschaffen werden, verschreibungspflichtige
Verhitungsmittel als Antragsleistung fir die Hartz-
IV-Empfangerinnen zu erstatten. Als Land und Kom-
mune konnen wir nur als Reparaturbetrieb versuchen,
die schwerwiegendsten Folgen der gesetzlichen Re-
gelungen zu korrigieren. Die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts und auch die angespannte Haus-
haltslage Bremens setzen uns dabei enge Grenzen.

Vor diesem Hintergrund ist es ein Erfolg, wenn wir
in Bremen ab dem Jahr 2014 wenigstens fir Frauen
in besonders schweren Lebenslagen, beispielsweise
fir wohnungslose Frauen, aber auch fur Frauen, die
eine Drogensubstitution erhalten, ein Angebot ma-
chen konnen. Ab dem Jahr 2015 soll der Kreis der ein-
zubeziehenden Frauen — so haben wir es auch in der
Sozialdeputation schon beschlossen — erweitert wer-
den. Im Vergleich zum Status quo ist das ein deutli-
cher Fortschritt, zumal wir in Bremen, anders als in
Bremerhaven, auch keine Deckelung vorgenommen
haben.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Es argert mich enorm, wenn hier aus dem Kreis der
Fraktion DIE LINKE der Vorwurf eines diskriminie-
renden Zugangs erhoben wird, denn die Berticksich-
tigung von Frauen, die sich in besonders schwieri-
gen Lebenslagen befinden und auch am dringends-
ten eine Hilfe brauchen, ist fiir mich ein Grundprin-
zip des Sozialstaats und keine Diskriminierung.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)
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Ich mochte an dieser Stelle auch noch einmal deut-
lich sagen: Hier geht es um ein Angebot fiir einen
Zugang zur kostenfreien Verhutung. Wer darin eine
Verpflichtung zur Verhiitung sieht, hat hier etwas
grundlich missverstanden. Es geht gerade um Selbst-
bestimmung der Betroffenen.

Wir konnen stolz darauf sein, dass wir einen Ein-
stieg gefunden haben in die Ubernahme der Kosten
fur die Verhutungsmittel fiir Frauen in besonders
schwierigen Lebenslagen. Gemeinsam mussen wir
nun nach Moglichkeiten suchen, Schritt fiir Schritt
den Personenkreis zu erweitern, der davon profitiert.
Eine wirkliche Losung des Problems kann aber nur
eine gesetzliche Regelung durch den Bund sein, und
die Kosten der Verhuitungsmittel gehoren in den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen. — Vie-
len Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Boschen.

Abg. Frau Boschen (SPD)*): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben hier eine grofle
Einigkeit bei zwei Aspekten, namlich erstens, dass
Verhuitung ein Menschenrecht ist, das allen zusteht
und nicht abhangig vom Einkommen sein kann.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens, es ist ein Unding, dass Schwangerschafts-
abbriiche finanziert werden, die Verhuitung einer un-
gewollten Schwangerschaft allerdings nicht!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Griinen und bei der CDU)

Wir mussen zur Kenntnis nehmen, dass diese Situa-
tion dazu gefuhrt hat — das sagen uns zumindest die
damit befassten Stellen —, deutlich mehr ungewollte
Schwangerschaften zu verzeichnen als vor der Ge-
setzesanderung, und das ist nicht akzeptabel.

Wir haben hier bereits in der Burgerschaft —im De-
zember 2011 war es, glaube ich — gemeinsam einen
Antrag zur Einrichtung einer Arbeitsgruppe beschlos-
sen, die sich eben genau dieses Themas annehmen
soll, die eruieren soll, welche Moglichkeiten wir hier
in Bremen vor dem Hintergrund unserer knappen Kas-
sen haben, um den Frauen, die tiber ein kleines oder
uber ein kaum gesichertes Einkommen verfigen,
trotzdem den Zugang zu Verhuitungsmitteln zu eroff-
nen. Ich sage ganz deutlich, das, was jetzt vorliegt,
ist noch nicht das, was ich mir gewunscht habe. Ich
finde auch, dass das Ganze ein bisschen schneller hatte
erfolgen mussen, denn vom Ende des Jahres 2011 bis

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

jetzt, ich sage einmal, Mitte bis Ende des Jahres 2013,
ist es schon eine lange Strecke.

Bremerhaven hat in diesem Zusammenhang im
Jahr 2011 den Beschluss gefasst, ein Budget fiir eine
Gruppe zur Verfugung zu stellen, namlich die Gruppe
der 20- bis 27-Jahrigen, um ihnen den Zugang zu kos-
tenlosen Verhiutungsmitteln zu ermoglichen. Beauf-
tragt mit der Umsetzung war Pro Familia. Der Bericht
von Pro Familia tiber die Abfrage nach Verhttungs-
mitteln macht deutlich, dass insgesamt 52 Frauen da-
von Gebrauch gemacht haben und hier aufgrund ihrer
Voraussetzungen tatsachlich kostenlos Verhuitungs-
mittel erhalten konnten. Auch die Zusammenarbeit
mit dem Jobcenter, wo Hinweise und Beratung ge-
geben wurden, hat gut geklappt. Insgesamt hat das
Ganze 6 500 Euro gekostet. Das war aber nicht der
Deckel, der auf dem Budget war, das mochte ich hier
noch einmal ganz ausdricklich sagen.

Es wird aus meiner Sicht deutlich, dass die Zahl,
um wie viele Frauen es tatsachlich in diesem Zusam-
menhang geht, deutlich uiberschatzt wird. Ich hatte
die Moglichkeit, mit Hannover Kontakt aufzunehmen,
wo ebenfalls kostenlose Verhtuitungsmittel fiir Hartz-
IV-Empfangerinnen und Asylbewerberinnen zur Ver-
fugung gestellt werden. Es gibt eine Liste, was die
niedersachsischen Kommunen im Jahr 2012 dafur aus-
gegeben haben. Ich finde es bemerkenswert, ich kann
es mir nicht erklaren, dass die Stadt Hannover insge-
samt 23 160 Euro fur kostenlose Verhiitungsmittel
ausgegeben hat. Das ist eine Summe, von derich finde,
dass sie auch Bremen tragen konnte.

Ich kann mir nicht erklaren, warum die Summe dort
so klein ist. Es ist durchaus offensiv beworben wor-
den, darauf hingewiesen worden, und ich finde es in
Ordnung, dass wir jetzt einen Vorschlag haben, eine
bestimmte Personengruppe mit kostenlosen Verhu-
tungsmitteln auszustatten. Das ist richtig.

Ich sehe das aber als ersten Schritt und hoffe, dass
wir mutiger sind, in Zukunft auch den anderen Frauen,
die gliicklicherweise nicht in dieser prekaren Situa-
tion sind, einen kostenlosen Zugang zu Verhttungs-
mitteln zu ermoglichen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Bernhard.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine Damen und Herren! Erstens,
liebe Kollegin Gronert, ich fand es interessant, Ihre
Argumentation lauft ja fast darauf hinaus, dass es da
so etwas wie eine Verhiitungserschleichung geben
konnte, wenn man sagt, diejenigen waren benachtei-
ligt, die gar keine Verhtuitung brauchten, wahrend die
anderen letztendlich etwas dazu bekamen. Da miisste

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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man jairgendwann anfangen zu kontrollieren, wer ver-
huitet und wer nicht. Das, finde ich, ist eine vollig ab-
surde Diskussion!

(Abg.Frau Grotheer [SPD]: Wer ver-
hiiten muss!)

Zweiter Punkt! Meine Kollegin Frau Wendland hat
uns vorgeworfen, wir wurden hier diskriminieren. Das
weise ich ausdriicklich zurtiick! Ich habe anerkannt,
dass wir einen ersten Schritt in diese Richtung tun,
und das habe ich hier vorhin auch ganz klar gesagt
und betont. Das ist etwas, was ich tiberhaupt nicht
verstehen kann, das ist meiner Rede auch nicht zu
entnehmen.

Das Dritte ist, wenn wir warten wollen, bis die Kos-
tenubernahme vom Bund erfolgt, dann ist diese ent-
sprechende Personengruppe letztendlich darauf an-
gewiesen zu sagen: Dann habe ich eben keinen Sex
mehr! Das heilit es doch im Endeffekt. Bis der Bund
in Gang kommt, kann es dauern.

Ich bin abschlieBend ganz dankbar tiber die Aus-
fihrungen von Frau Boschen, denn es ist selbstver-
standlich richtig, dass diese Kosten tatsachlich uiber-
schatzt werden. Diese Zahl aus Hannover finde ich
auch durchaus beeindruckend. Ich finde, dass es
durchaus einen Fingerzeig in die Richtung gibt, dass
man hier mit deutlich weniger Geld tatsachlich ein
paar Schritte weiterkommen konnte, denn es ist ein
eklatantes Beispiel daftir, dass wir an der falschen
Stelle sparen.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Die spateren Kosten sind auch fur diese Stadt viel
hoher, und letztendlich miissen die Frauen und die
Familien sie tragen. Das ist die Kurzsichtigkeit, die
ich hier wirklich bemangele und auf das Scharfste ver-
urteile! Ich hoffe wirklich, dass wir hier weiterkom-
men. Soweit erst einmal, aber wir werden dieses The-
ma weiter bearbeiten! — Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann*): Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Das Thema kostenlose Verhu-
tungsmittel hat uns in der Tat — Frau Béschen hat es
eingangs erwdahnt —auch ganz schon viel Zeit gekostet.
Ich hatte mir das nach dem Aufschreiben der Koali-
tionsvereinbarung auch einfacher vorgestellt, was die
Gesprache mit den Kassen angeht, die zuerst gesagt
haben: Ja, klar unterstiitzen wir Sie, das sehen wir
auch! Das ist ein wichtiges frauenpolitisches Thema,
und wir sehen auch, dass die Kassen da eigentlich

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

mit in die Verantwortung einsteigen mussen. Sie ha-
ben sich in den Gesprachen zuerst auch gar nicht so
geziert, alsich darauf verwiesen habe, dass die Kassen
ja auch Geld zur Verfugung haben und sich dadurch
doch auch eine Moglichkeit ergdabe, etwas an die Bei-
tragszahlerinnen und Beitragszahler zurtickzugeben.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wenn man sich das einmal ein bisschen auf der Zun-
ge zergehen lasst und den Blick in das Jahr 1968
zurtiickwirft, in dem in Deutschland und weltweit viel
uber Familienplanung, das Menschenrecht auf Se-
xualitat und dartiiber, dass eben auch Paare das Recht
haben, tiber die Anzahl der Kinder und den zeitlichen
Abstand der Geburten zu bestimmen, dann ist seit
dem Jahr 1968 viel Zeit vergangen, und ich muss un-
ter dem Strich feststellen: Verhiitung ist leider immer
noch Frauensache, und daran hat sich nicht viel ge-
andert. Ich glaube, das ist auch ein Punkt, an dem
man aus frauenpolitischer Sicht ganz dringend noch
weiter arbeiten muss.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Griinen und bei der CDU)

Die Pharmakonzerne verdienen viel Geld mit der
Pille, das ist einfach so. Die Pille ist ein teures Pro-
dukt, sie konnte auch wesentlich billiger sein. Nun
ist eine Sozialsenatorin in der Bremischen Burger-
schaft nicht diejenige, die allein bestimmen kann, dass
es billiger werden muss. Ich bin aber der Auffassung,
dass Bremen seine Anstrengungen auf der Bundes-
ebene fortsetzen muss, um dafiir zu kampfen, dass
kostenlose Verhutungsmittel nicht nur fur Geringver-
dienerinnen —auch fiir Geringverdienerinnen, aber ins-
gesamt fur Frauen — als Thema noch einmal auf das
Tapet der groBen Politik in den Bundestag gebracht
werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir gehen jetzt einen Schritt voran und nehmen
Geld in die Hand. Die Frauen, die wir jetzt mit ein-
beziehen — das ist von Frau Wendland erwahnt wor-
den —, sind Frauen mit Wohnsitz in der Stadtgemeinde
Bremen, die eine Drogensubstitutionsbehandlung und
existenzsichernde Leistungen nach dem Sozialgesetz-
buchIl, dem Sozialgesetzbuch XII oder dem Asylbe-
werberleistungsgesetz erhalten. Die Frauen waren
vorher auch ausgeschlossen, es sind circa 370 Frau-
en. Es gehoren Frauen dazu, die in der Stadtgemein-
de Bremen Hilfen zur Uberwindung besonderer so-
zialer Schwierigkeiten nach dem Achten Kapitel So-
zialgesetzbuch XII erhalten, das sind ungefdahr 45
Frauen. Hierzu gehoren auch Frauen, die sich in ei-
ner objektiv belastenden Lebenslage befinden, zum
Beispiel wegen fehlenden oder nicht ausreichenden
Wohnraums, die Wohnungslosen.
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Weiterhin werden in dieses Programm Frauen auf-
genommen, die in der Stadtgemeinde Bremen eine
Jugendhilfeleistung erhalten, das sind Frauen, die als
Minderjahrige Miitter geworden sind und jetzt in einer
Einrichtung sind oder Angebote wahrnehmen, die ei-
nen Anspruch auf Krankenhilfe haben, das sind cir-
ca 40 Frauen. Im Jahr 2015 wollen wir weitere Frau-
en mit einbeziehen, und zwar Frauen, die in der Stadt-
gemeinde Bremen ambulante oder stationdre Einglie-
derungshilfe nach dem Sechsten Kapitel Sozialgesetz-
buch XII und existenzsichernde Leistungen nach dem
Sozialgesetzbuch II, dem Sozialgesetzbuch XII oder
Asylbewerberleistungsgesetz erhalten. Das ist dann
eine groBe Gruppe von circa 1 000 Frauen. Hierzu ge-
horen unter anderem psychisch kranke, sucht- und
drogenkranke Frauen, auch Frauen mit geistiger, kor-
perlicher und mehrfacher Behinderung.

Das ist auch aus meiner Sicht ein Schritt. Ich fin-
de, dass wir uns bemiihen miissen, dieses Thema in
Berlin anzugehen und an der grofen Schraube zu
drehen. Es ist den Kassen geradezu untersagt, sich
an den Kosten zu beteiligen. Darauf haben sie am
Ende hingewiesen. Wir sind bis in die Selbstverwal-
tungsorgane gegangen, haben da auch die Menschen,
die wir kennen, angesprochen und gebeten, uns zu
unterstiitzen. Es ist fiir die Kassen vor dem Hinter-
grund der rechtlichen Vorgaben — wir haben es vom
Gesundheitsressort noch einmal priifen lassen —nicht
moglich, Geld in die Hand zu nehmen und offiziell
in einen Fonds einzuzahlen. Das miissen wir gemein-
sam andern.

Ich bin sehr dafir, dass wir uns da auf den Weg
machen, einen Fonds zu griinden, aus dem wir so et-
was bestreiten konnen, einen Fonds, der nicht ge-
deckelt ist, damit wir, ich sage einmal, Wunschkin-
der haben. Es ist auch eine psychische Belastung,
einen Schwangerschaftsabbruch durchzuftihren. Was
ist eine ungewollte Schwangerschaft? Jede Frau kann
einmal dariber nachdenken. Das ist eine ganz schwie-
rige Lebenssituation, in der man dann lange ist, weil
man naturlich auch Verantwortung fur einen neuen
Menschen tragt. Fir die Unterstiitzung, die man dann
auch selbst all die Jahre braucht, steht dann auch der
Staat ein. Das ist eine absolute Schieflage. Ich teile
das, was hier vorgetragen worden ist.

Ich bedanke mich fir die sachliche Debatte und
hoffe, dass wir jetzt auch in der Folge weiter daran
arbeiten konnen, indem wir noch einmal daruber
nachdenken, wie wir die neue Bundesregierung fur
dieses wichtige Thema motivieren konnen. Da soll-
ten wir nicht aufgeben, sondern weiter am Ball blei-
ben! — Danke schoén!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 18/1002, auf die Gro-
Be Anfrage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Freien Zugang zum Internet sicherstellen — Netz-
neutralitat fiir alle Nutzenden und alle Inhalte
festschreiben

Antrag der Fraktionen der SPD und Buindnis 90/
Die Grinen
vom 14. Juni 2013
(Drucksache 18/95%)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Pro-
fessor Stauch.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Ryglewski.

Abg. Frau Ryglewski (SPD)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Noch vor zehn
Jahren war es Standard, mit einem Modem, das eine
Ubertragungsrate von 56 Kilobit pro Sekunde hatte,
in das Internet zu gehen. Webseiten waren damals
sehr einfach aufgebaut und dienten vorrangig der In-
formationsbeschaffung.

Die Zeit und die technische Entwicklung schreiten
aber voran, und die Menge der auszutauschenden
Daten steigt stetig an, und auch die Angebote und
das Nutzerverhalten haben sich verandert. Das In-
ternet wird nicht nur zur Informationsbeschaffung
genutzt, sondern wir schauen tuber das Internet Fern-
sehen, wir horen Radio, wir speichern unsere Daten
und Fotos in einer Cloud.

(Vizeprasident R a v en s tibernimmtden
Vorsitz.)

All das hat zu einem hohen Datenverbrauch beige-
tragen. Somit wird schon mit einem normalen Nutz-
erverhalten das Datenvolumen von 75 Gigabyte, ab
der die von der Deutschen Telekom geplante Dros-
selung des Internets fir Neukunden greifen soll, er-
reicht, insbesondere wenn mehrere Personen einen
Internetanschluss nutzen, beispielsweise Familien.

Wer dieses Datenvolumen ausgeschopfit hat, soll
nach den Planen der Deutschen Telekom mit seiner
Internetgeschwindigkeit auf 384 Kilobits pro Sekunde
gedrosselt werden. Nur zur Veranschaulichung, das
Herunterladen eines normalen Spielfilms wurde so
fast einen ganzen Tag dauern! Fur uns mittlerweile
alltaglich gewordene Dienste, wie beispielsweise das
Streaming, die dem tblichen Nutzerverhalten ent-
sprechen, werden dadurch fast unmdoglich. Der Nut-
zer wird also quasi in die Internetsteinzeit zurtickver-
setzt und erhalt nur noch eine Grundversorgung. Der
Verbraucher erhalt also fiir den Preis, den er zahlt,
eine Flatrate, die diesen Namen nicht mehr verdient.

*) Von der Rednerin nicht tiberpiift.
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Die Drosselung soll aber nicht fur alle Dienste gel-
ten. Der eigene Multimediadienst Entertain der Deut-
schen Telekom und vermutlich kinftig auch weite-
re Dienste, deren Anbieter bereit sind, fiir diese Aus-
nahme zu zahlen, werden nicht auf das Datenvolu-
men angerechnet. Damit wird einer der wichtigsten
Grundsatze des offenen, sicheren und vor allem freien
Internets auBer Kraft gesetzt, die Netzneutralitat, nach
der alle Daten gleich behandelt und gleich durchge-
leitet werden sollen. Das ist das Ende fiir das inno-
vative Internet!

Kleine, unabhangige und nicht kommerzielle Diens-
te werden kiinftig benachteiligt beziehungsweise be-
kommt der Verbraucher zusatzliche Kosten aufgebtir-
det, entweder dadurch, dass es mehr kostenpflichti-
ge Dienste im Internet gibt, oder dadurch, dass er seine
Flatrate mit einem hoheren Datenvolumen kaufen
muss, um wie iblich das Internet nutzen zu konnen.

Dieses Vorgehen wurde massiv von Verbraucher-
schuitzern und der Internetgemeinde kritisiert. Der
Spitzname Drosselkom hat die Runde gemacht. Die
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen hat die
Deutsche Telekom sogar abgemahnt, ein Prozess steht
an. Die Bundesnetzagentur und das Bundeskartell-
amt prufen das Vorgehen. Die Deutsche Telekom ist
zwar schon in bestimmten Teilen zuruckgerudert —
so soll die Datengrenze angehoben werden, und die
Geschwindigkeit, auf die gedrosselt werden soll, soll
auf 2 Megabit pro Sekunde angehoben werden —, doch
das reicht nicht und 16st auch nicht das Problem im
Hinblick auf die Bevorzugung eigener Dienste.

Daher fordern wir weiterhin eine gesetzliche Fest-
schreibung der Netzneutralitdat im Telekommunika-
tionsgesetz, nach der Zugangsprovider verpflichtet
werden, alle Inhalte diskriminierungsfrei und gleich-
berechtigt durchzuleiten!

(Beifall bei der SPD)

Dartber hinaus fordern wir, dass der Bund als An-
teilseigner sich dafur einsetzt, kurzfristig die Volu-
menbeschrankung zurickzunehmen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Mustafa Oztiirk.

Abg. Mustafa Oztiirk (Biindnis 90/Die Griinen)*):
Sehr geehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Abgeordnete Ryglewski hat die Situ-
ation, was damit eigentlich gemeint ist, ausdricklich
gut beschrieben. Man muss sich das noch einmal vor
Augen fuhren, um welchen Streit es bei der Netzneu-
tralitat geht. Welche Frage steht im Mittelpunkt? Was

*) Vom Redner nicht Gberprift.

bedeutet das fiir den Verbraucher — oder nennen
wir ihn Kunden -, fiir die Allgemeinheit und fiir
unser tdgliches Leben? Ist es gerecht, wenn ein
Unternehmen wie die Deutsche Telekom, die ungefahr
12,7 Millionen DSL-Anschliisse hat und 45 Prozent
des Marktes der Internetanschliisse beherrscht, die
eine Marktstellung innehat und damit auch eine Vor-
bildfunktion fiir andere Internetunternehmen ha-
ben kann, dort Geschwindigkeiten drosselt? Wel-
che Auswirkungen kann das haben, nicht nur rein
rechtlich?

Wie verhalt sich die ganze Problematik auf der
Ebene der Europdaischen Union? Es ist sehr interes-
sant, dass die Europdische Kommission gerade an ei-
ner Verordnung arbeitet, die diesen Telekommuni-
kationsunternehmen freie Hand gibt, wie diese Dros-
selung — oder nennen wir sie Internetbremse — umge-
setzt werden kann. Im Alltag wird sich das nattrlich
radikal auswirken.

Esist auch eine staatspolitische Frage, die von In-
teresse ist, die die ganze Bevolkerung interessiert,
namlich was der Staat dagegen unternehmen kann.
Der Staat kann solche Geschafte verbieten, regulie-
ren, zulassen, aber man muss es aus der Sicht der Nut-
zerinnen und Nutzer, der Kunden denken, wenn man
das aus unternehmerischer Sicht noch einmal betrach-
tet.

Das Bundeskartellamt pruft derzeit, ob so etwas
zulassig ist, da stellt sich namlich die Kernfrage, ob
es in Ordnung ist, dass zum Beispiel die Deutsche
Telekom konzerneigene Inhalte wie Telekom Enter-
tain bevorzugt zum Kunden bringt, sodass am anderen
Ende diejenigen, die diese Dienste nicht mitbezah-
len, letztendlich diese Dienste doch bezahlen, indem
sie eine Geschwindigkeit des Internets zur Verfiigung
gestellt bekommen, die extrem langsam ist. Meine
Kollegin hat dieses tolle Beispiel genannt, was es be-
deuten wirde, wenn man sich ganz legal einen Film
bei der gedrosselten Geschwindigkeit downloaden
mochte. Einen Tag hatte sie, glaube ich, genannt,
einige sagen sogar, dass es durchaus langer dauern
kann, je nachdem, welchen Rechner man hat und in
welcher Region man wohnt. Ich glaube, in diese Stein-
zeit wollen wir nicht zurtickfallen. Wir als Grune sind
entschieden dagegen.

Wir pladieren weiterhin dafiir, dass die Netzneu-
tralitat per Gesetz verankert werden muss. Es kann
nicht sein, dass wir eine Zweiklassengesellschaft auch
im Internet haben: Die einen surfen auf der Daten-
autobahn, und die anderen mussen irgendwie den Da-
tenfeldweg nehmen. Dagegen wehren wir uns ent-
schieden, und zwar mit diesem Antrag!

Wir fordern, sich auch beim Bund dafiir einzuset-
zen, dass die Netzneutralitat zum einen gesetzlich fest-
geschrieben wird und zum anderen diese unange-
messene Benachteiligung noch einmal ganz geson-
dert gepruft werden muss. Ich erwarte von der Bun-
desregierung, dass sie auch dem Ministerium fur
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Verbraucherschutz einmal freie Hand lasst, damit es
sich dazu aubBert, weil es bisher sehr verhalten war.
Vielleichtlag es daran, dass es kurz vor der Wahl war,
man wollte nicht an die Offentlichkeit. Jetzt spielt man
der Europdaischen Kommission den Schwarzen Peter
zu, weil sie entsprechend eine Verordnung erarbei-
tet. Ich finde, das ist alles viel zu kurz gedacht.

Wir wollen Netzneutralitat, wir wollen, dass sie im
Gesetz verankert ist. Die Menschen sehen das mitt-
lerweile schon als Menschenrecht. Man kann nicht
Menschenrechte nicht nur in der analogen Welt for-
dern, sondern sie mussen auch fur die digitale Welt
gelten, und zwar auch der freie Zugang zu allen Netz-
inhalten ohne Benachteiligung. Wie gesagt, wir sind
gegen die Internetbremse. Ich bin sehr gespannt,
wie die Bundesregierung hier handeln wird. — Dan-
ke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Hasler.

Abg. Frau Hasler (CDU)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Der freie
Zugang zum Internet wird im Zuge der rasanten tech-
nischen Entwicklung und Verbreitung von Smartpho-
nes, Tablet-PCs, Laptops et cetera zu einem immer
wichtigeren politischen Ziel und Gut im Allgemei-
nen. Wer genielit es nicht, auf langen Bahnfahrten
oder vor dem Zubettgehen, in seiner Freizeit, wann
auch immer, unbegrenzt im Internet zu surfen, Videos
und Filme anzusehen, die sozialen Medien zu nut-
zen oder sich auch einmal bei einem Onlinespiel die
Zeit zu vertreiben?

Die Deutsche Telekom hat zum 2. Mai 2013 ihre
Tarifstrukturen gedandert, wir haben gerade schon
gehort, wie das aussieht. Diese MaBnahmen schran-
ken in gewisser Weise das freie, umfassende Surfen
beziehungsweise die datenintensive Nutzung des In-
ternets in einem gewissen Mafle ein. Wenn man dies
umgehen mochte, dann kann man das nur durch
Mehrkosten, durch Zubuchung oder Flatrates umge-
hen. Ausnahmen sollen lediglich fiir konzerneigene
oder finanzierte Inhalte ermoglicht werden.

Der Antrag, der uns heute vorliegt, beabsichtigt,
diese MafBinahme bestmdglich riickgangig zu machen
und eine bundesgesetzliche Regelung innerhalb des
Telekommunikationsgesetzes zur diskriminierungs-
freien und gleichberechtigten Durchleitung aller In-
halte voranzutreiben. Zu Recht wird von den Antrag-
stellern darauf hingewiesen, dass dieses Vorgehen
zumindest unter verbraucherschutzpolitischen Ge-
sichtspunkten kritisiert werden kann, die Entschei-
dung uber solche MaBnahmen aber allein bei dem
Unternehmen selbst liegt. Diese Einschatzung des

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Sachverhalts teilen wir als CDU-Fraktion uneinge-
schrankt.

Naturlich muss von der Politik eine derartige Ent-
wicklung auf dem Markt auch kritisch beobachtet und
verfolgt werden, nicht umsonst hagelte es die bereits
genannte Kritik im Frithjahr. Dennoch halten wir als
CDU-Fraktion, fiir die die soziale Marktwirtschaft ein
herausragend hohes Gut ist, nichts von voreiligen
Schnellschissen bezuglich staatlicher Markteingriffe,
wie Sie diese mit Ihrem Antrag abfordern wollen.

(Beifall bei der CDU - Unruhe bei der SPD)

Wir bewegen uns in dieser Thematik auf einem
sensiblen, beinahe grundrechtsrelevanten Gebiet, das
muss man sich diesbeziiglich auch vor Augen fih-
ren. Sie unterstellen, dass die Netzneutralitat nicht
durch den Wettbewerb auf dem Markt zwischen ver-
schiedenen Netzbetreibern gesichert werden konn-
te, da sich alle anderen Netzbetreiber der Deutschen
Telekom anschlieBen wirden. Es kann nattirlich ge-
nauso gut sein, weil wir uns noch in einem sehr fri-
hen Stadium - —.

(Abg.Frau Ay tas [SPD]: Sie tun es sogar!)

Nein, ich kenne nur ein Beispiel, bei dem seit Lan-
gerem auch eine Volumenbegrenzung vorgenommen
wird!

Es kann genauso gut sein, dass dies den Wettbe-
werb fordert und einfach andere Anbieter mehr Zu-
lauf erfahren. Das wissen Sie einfach noch nicht, weil
es derzeit viel zu friih ist.

(Abg. Pohlm ann [SPD]: Mutti Merkel
passt auf!)

Unser Problem ist derzeit, dass man einfach noch
nicht abschdatzen kann, wie sich die Lage auf dem Te-
lekommunikationsmarkt entwickeln und wie sich die
Deutsche Telekom auch selbst noch einmal in die-
ser Frage verhalten wird. Immerhin ist der Anbieter
auch schon nach einer groeren offentlichen Kritik-
welle zuruckgerudert und hat angekiindigt, dass es
im Jahr 2016 weiterhin Flatrates geben wird. Wie ge-
sagt, ansonsten kann man es nattirlich auch durch Zu-
buchung umgehen.

Thren pauschalen Unterstellungen, die Sie hier fir
die weitere Marktentwicklung machen, konnen wir
uns als CDU-Fraktion so erst einmal nicht anschlie-
Ben. Zum einen pladieren wir dafur, die Entwicklung
auf dem Markt abzuwarten und zundachst zu beob-
achten, wie sich die Regelungen der Deutschen Te-
lekom, wie auch immer sie dann ab dem Jahr 2016
auch aussehen werden, das wissen wir jetzt auch noch
nicht genau, sowohl auf die Netzneutralitat als auch
auf die anderen Anbieter auswirken. Zum anderen
ist die Bundesnetzagentur schon tatig geworden, und
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zwar bereits im Fruhjahr schon lange vor Ihnen, und
sie hat einen ersten Bericht vorgelegt.

Sie tun in Threm Antrag und auch in der Debatte
so, als ob morgen kein Verbraucher mehr unbegrenzt
im Internet surfen konnte, weil sich kein Mensch um
diese Aktivitaten der Telekom kiimmern wiirde, falls
der Bremer Senat sich nicht umgehend auf Bundes-
ebene fur eine gesetzliche Regelung zur Netzneu-
tralitat und fur die Ricknahme der Volumenbegren-
zung einsetzen wurde. Das ist nicht so, die Bundes-
netzagentur ist aktiv!

(Beifall bei der CDU)

Sie beobachtet diese Entwicklung kritisch und ist noch
zu keinem abschlieBenden Ergebnis gekommen.

Deswegen halten wir verpflichtende gesetzliche
MaBnahmen und Vorgaben aktuell fur vollig tiber-
zogen, nicht zielfihrend und auch kontraproduktiv.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben zunéachst Vertrauen in den Wettbewerb
und wollen anderen Netzbetreibern keine pauscha-
len Unterstellungen machen, wie Sie das tun, um
damit vorschnelle staatliche Eingriffe zu legitimieren.
Nicht umsonst kritisiert selbst der Prasident der Bun-
desnetzagentur die Transparenz der Plane der Deut-
schen Telekom, er verweist jedoch zugleich selbst auf
die Freiheit und Souveranitat des Unternehmens, und
das muss man auch erst einmal akzeptieren.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss!

Wir lehnen Thren Antrag ab, das wird Sie jetzt nicht
tiberraschen, da wir ihn fiir einen verfrithten Schnell-
schuss halten. Wir wollen dem Wettbewerb die Chan-
ce geben, dieses Problem gegebenenfalls mit Unter-
stitzung der Bundesnetzagentur - sie ist ja da — al-
lein zu bewaltigen. Erst wenn dies nicht gelingen
sollte, sollte man sich uber staatliche Eingriffe unter-
halten, aber vorher nicht!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich habe nach dem letzten Bei-
trag daruber sinniert, was genau eigentlich ein vor-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

eiliger Schnellschuss ist, entweder ist es ein Schnell-
schuss, oder es ist voreilig, beides ist eines zuviel! Vor-
eilige Schnellschusse sind sicherlich volliger Unsinn,
und man sollte sie nicht machen. Man sollte, wenn
man schieBit, gezielt schieBen und auch treffen.

Esist mir noch etwas anderes aufgefallen, was ich
an der Argumentation der CDU-Fraktion nicht ver-
stehe: Wenn man ein Ziel hat, das man erreichen will,
findet, dass man Freiheit im Netz und einen diskri-
minierungsireien Zugang zu und Transport von Da-
ten braucht, und sieht, dass es nicht so ist und vo-
raussichtlich auch schwierig zu erreichen sein wird
—wir hatten eine Form von Netzneutralitat, und Mo-
nopolunternehmen entwickeln es genau in die an-
dere Richtung —, warum will man dann abwarten, bis
irgendein Markt es moglicherweise regelt, anstatt es
inirgendeiner Weise gesetzlich festzuschreiben? Das
ist mir nicht klar geworden.

(Beifall bei der SPD)

Netzneutralitat ist ein Ziel, das meines Erachtens
durchaus durch gesetzliche Regelungen festgelegt
werden kann, und in diesem Rahmen diirfen dann
Firmen, wie groB sie auch immer sind, ihren Wett-
bewerb durchfiihren. Ich finde, sie durfen ihren
Wettbewerb eben nicht so weit ausdehnen, dass diese
sogenannte Netzneutralitat gefahrdet ist. Der einzi-
ge Grund, warum ich mir vorstellen kann, dass die
CDU das zulasst, ist, weil sie ganz genau weil3, dass
durch diese Drosselung, durch diese Bremse im In-
ternet zwei Dinge passieren: Erstens bedarf es kei-
ner unmittelbaren Investition in weitere Breitband-
verbindungen, und zweitens macht die Deutsche Te-
lekom damit mehr Gewinn. Das heifit also, weniger
zu investieren und mehr zu profitieren! Das ist die
eigentliche Ursache dieser Drosselung, und wenn Sie
sie unterstutzen, unterstiitzen Sie genau dies. Sie wol-
len im Kern gar keine Netzneutralitat, weil Sie eben
die Ge-winne der Deutschen Telekom sichern wol-
len.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Wir wollen, dass Daten unabhangig vom Empfanger
und vom Adressaten durch das Netz transportiert wer-
den. Wir wollen, dass die Daten unabhdngig vom
Inhalt durch das Netz transportiert werden, und wir
wollen, dass alle Daten gleich schnell durch das Netz
transportiert werden. Klar ist, dass das im Moment
an Grenzen sto3t. Warum stofit es an Grenzen? Weil
Deutschland im Vergleich zu den Landern, die eben-
falls das Fiberglasnetz ausbauen, mit einem ver-
schwindend geringen Prozentsatz ungefahr auf Platz
28 der Weltrangliste liegt, weit hinter Estland, Tsche-
chien, Norwegen, Irland zuruck, alle sind weit vor
uns! Wir miissen endlich in diesen Netzausbau in-
vestieren, dann sind wir auch in der Lage, diese Netz-
neutralitat technisch sicherzustellen, und dann sind
wir auch in der Lage, wieder auf diesem Gebiet mit
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andern Landern in Konkurrenz zu treten, sonst
werden wir abgehangt.

Es ist ja nicht nur so, dass diese Netzverbindun-
gen fur Spiel und Spaf} zustandig sind. GroBe Unter-
nehmen sind darauf angewiesen, dass auch groBe
Datenmengen zugig und ohne Diskriminierung durch
das Netz gehen und sie nicht extra noch mehr be-
zahlen mussen, damit das passiert. Es sind ja nicht
nur Privatpersonen, die davon profitieren, sondern
es ist auch die normale Geschaftswelt, die sich jetzt
so weit entwickelt hat, dass sie ohne sichere, ohne
diskriminierungsfreie Datenverbindung auch nicht
zurechtkommt. Méglicherweise kann sie sich das eher
leisten als ein Privatmann. Trotzdem, finde ich, ist
es eine Diskriminierung und auch eine Wettbe-
werbsverzerrung, die meines Erachtens so nicht
sein musste.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Wir finden es vollig in Ordnung, das Telekommu-
nikationsgesetz auf Bundesebene entsprechend zu
ergdnzen. Im Ubrigen hat Herr Dr. Résler das vor der
Wahl schon versprochen. Es ist ein bisschen schade,
dass er abgewahlt worden ist, sonst hatte er das jetzt
nachholen konnen. Vielleichtist es aber auch der ein-
zige Grund, weshalb es schade ist.

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die

Grunen]|: Und das aus Threm Mund, Herr

Kollege! — Abg. Rowekamp [CDU]

Vielleicht hat ja das eine etwas mit dem an-
deren zu tun!)

Vielleicht hat das eine mit dem anderen zu tun! Viel-
leicht ist er abgewahlt worden, weil er fur Netzneu-
tralitat steht oder gesagt hat, dass er es macht, und
niemand hat ihm geglaubt.

Wir brauchen es aber nicht nur auf Bundesebene,
esist schon gesagt worden, wir mussen auch hinschau-
en, was in Europa geschieht. Da gibt es auch Vorschrit-
ten und Verordnungen, die im Raum schweben und
unter Umstdanden eine Netzneutralitat gefahrden. Ich
finde, wir mussen auch dringend auf Bundesebene
Initiative ergreifen, wie wir es schaffen, den Ausbau
der Fiberglasnetze voranzutreiben, sonst werden wir
abgehangt.

Es ware ganz schon, wenn wir dann bei der Bun-
desregierung vorstellig werden, wenn der Senat diese
beiden Punkte mit auf die Agenda nimmt. — Vielen
Dank fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Professor Stauch.

Staatsrat Professor Stauch: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Das Internet hat
eine enorme Bedeutung fur die Wirtschaft und fir die
Gesellschaft. Unter Marktbedingungen hat es fir die
Markte Transparenz und freien Zugang geschaffen,
hinsichtlich der Information hat es Moglichkeiten ge-
schaffen, die vorher nie bestanden haben. Hier geht
es letztendlich um gleiche Marktvoraussetzungen, das
ist der entscheidende Punkt. Deshalb ist es auch unter
wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten wichtig, dass
wir die Netzneutralitait haben und erhalten. Unter
wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten ist sie ein ganz
zentraler Punkt, der gesichert werden muss.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen)

Ich mochte sagen, von einem Schnellschuss kann
uberhaupt keine Rede sein. Wir haben den Paragra-
fen41 a des Telekommunikationsgesetzes, und er lau-
tet: ,Die Bundesregierung wird ermachtigt, in einer
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundestages
und des Bundesrates gegenuber Unternehmen, die
Telekommunikationsnetzte betreiben, die grundsatz-
lichen Anforderungen an eine diskriminierungsfreie
Datentbermittlung und den diskriminierungsfreien
Zugang zu Inhalten und Anwendungen festzulegen,
um eine willkiirliche Verschlechterung von Diensten
und eine ungerechtfertigte Behinderung oder Ver-
langsamung des Datenverkehrs in den Netzen zu ver-
hindern.” Das muss umgesetzt werden.

Das Problem ist, dass das Gesetz die Netzneutra-
litat nicht hinreichend genau beschrieben hat. Wir
brauchen die Verordnung. Sie liegt bereits in einem
Entwurf vor. Der Entwurf ist in der Diskussion, das
muss umgesetzt werden. Der Senat steht auch dafir,
dass die Netzneutralitat verankert wird. Es gilt, dass
gleiche Zugangsvoraussetzungen zum Internet ge-
schaffen werden wie in anderen Bereichen auch.
Gleiche Marktvoraussetzungen, gleiche Bedingun-
gen brauchen wir auch fir das Internet, daher ist Netz-
neutralitat ein zentraler Punkt. Die Verordnung muss
umgesetzt werden durch die Bunderegierung, und
diesen Antrag werden wir auch so im Bund vertre-
ten. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und vom
Bindnis 90/Die Grunen mit der Drucksachen-Num-
mer 18/957 seine Zustimmung geben mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!
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(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKEund Abg. Dr. Korol [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Angemessene padagogische Begleitung sowie
Wohnmaoglichkeiten fiir minderjahrige Fliicht-
linge sofort sicherstellen!

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 5. April 2013
(Drucksache 18/843)

Wir verbinden hiermit:

Angemessene padagogische Begleitung sowie
Wohnmaoglichkeiten fiir minderjahrige Fliicht-
linge sofort sicherstellen!

Bericht der staatlichen Deputation fir Soziales,
Kinder und Jugend
vom 17. Juni 2013
(Drucksache 18/960)

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion DIE LINKE, ,, Angemessene padagogische Beglei-
tung sowie Wohnmoglichkeiten fiur minderjahrige
Flichtlinge sofort sicherstellen” vom 5. April 2013,
Drucksache 18/843, ist von der Burgerschaft (Land-
tag) in ihrer 39. Sitzung am 17. April 2013 zur Bera-
tung und Berichterstattung an die staatliche Depu-
tation fur Soziales, Kinder und Jugend uberwiesen
worden. Diese Deputation legt mit der Drucksachen-
Nummer 18/960 ihren Bericht dazu heute vor.

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Prasident,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir diskutieren hier den Bericht der Sozi-
aldeputation und einen Antrag, den wir Anfang April
gestellt haben. Die CDU hat wenige Tage spater auch
einen Antrag gestellt, der in der Stadtburgerschaft be-
handelt wurde. Er hatte eigentlich nicht in die Stadt-
burgerschaft gehort, weil er auch die ZASt betrifft.
Daher ware es sinnvoll gewesen, beide Antrage im
Landtag zu diskutieren. Ich hatte das auch ganz gut
gefunden, weil beide Antrage sich sinnvoll erganzen,
muss ich an dieser Stelle einmal sagen. Sie sind nicht

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

komplettidentisch, aber im Hinblick auf das, was wir
hier im Land Bremen zu tun haben, gehoren beide
Antrage zusammengefasst, wie ich finde. Deswegen
werde ich mich im Zweifelsfall auch auf den Antrag
der CDU beziehen.

Wir haben einen steigenden Prozentsatz von Kin-
dern und Jugendlichen, die nach Bremen flichen. Wir
kennen die Zahlen, sie haben in den letzten andert-
halb Jahren zugenommen. Zurzeit pendelt sich die
Zahl bei ungefahr 20 unbegleiteten Flichtlingen im
Mobonat ein, die trotz der Uberffﬂlung der ZASt, der
Zentralen Aufnahmestelle, auch durchaus langer dort
bleiben als sie eigentlich sollten. Ich war im Sommer
noch einmal in der ZASt und habe mit Betreuern und
auch mit Jugendlichen gesprochen, die zum Teil seit
Marz dort waren, also seit vier, fiinf Monaten. Die
Zustande sind tatsachlich nicht schon, und das hat
uns ja auch im Frihjahr schon zu diesem Antrag ver-
anlasst.

Wir sind der Auffassung, um bestimmte Situatio-
nen zuregeln, deren Dramatik vielleicht auch tatsach-
lich vor einem Jahr noch nicht absehbar war, brau-
chen wir eine Notkonferenz, weil es bei der vorhe-
rigen Behandlung des Themas minderjahrige Flucht-
linge nachweislich nicht so war, dass der Senat
beziehungsweise die Behorde rechtzeitig Konzepte
gefunden haben. Seit dem Jahr 2005 fordert der Na-
tionale Aktionsplan ,Fur ein kindgerechtes Deutsch-
land 2005 — 2010" der Bundesregierung spezielle
Clearingeinrichtungen fiir unbegleitete Minderjahrige.

Diesen Forderungen sind bislang leider nur wenige
Bundeslander gefolgt. Bremen ist eines der Lander,
in denen die Standards fir ein angemessenes Clea-
ring immer noch nicht umgesetzt wurden, obwohl Bre-
men schon mehrfach fur sein Verfahren der Erstauf-
nahme von Fluchtlingen, die ohne Eltern nach Bre-
men kommen, kritisiert worden ist. Bremen hat bislang
— wir konnten dem Senatskonzept, das jetzt vorge-
legt wurde, entnehmen, dass sich das im nachsten
Fruhjahr andern soll — weder angemessene Raum-
lichkeiten noch gentigend psychologisches Personal
noch eine kindgerechte Alterseinschatzung. Das ist
eigentlich unter dem aktuell steigenden Zustrom von
unbegleiteten Kindern nach Bremen nicht mehr hin-
nehmbar.

Wir haben weiterhin gesagt, es ist dringend zu pru-
fen, wie Bremen diese neuen Herausforderungen fi-
nanziell bewaltigen kann. Wir gehen nattrlich davon
aus, und das auch aus den Erfahrungen in den letz-
ten 20 Jahren, dass diese Jugendlichen und Kinder
zum groBen Teil in Bremen bleiben werden. Bremen
hatim Moment noch nicht so gut organisiert, wie es
mit der Betreuung, auch mit psychisch-sozialer Be-
treuung, mit der Beschulung und der Ausbildung wei-
tergeht. Bremen muss eine nachhaltige Integration
dieser Jugendlichen anstreben. Damit das gelingt,
brauchen wir einfach griundliche Veranderungen in
den aktuellen Verhaltnissen.
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Folgendes muss nach Meinung der Fraktion der
LINKEN unbedingt bei der Erstellung des Gesamt-
konzeptes, das der Senat hier noch vorlegen will,
beachtet werden: Es muss wirklich gentigend Geld
in den Haushalt eingestellt werden. Das ist das Al-
lerwichtigste, weil sonst nicht gentigend Geld fur das
Allermindeste vorhanden ist. Wir brauchen nicht nur
Vorkurse und Alphabetisierungskurse in ausreichen-
der Zahl, sondern wir mussen uns nattirlich darum
kiimmern, an welchen Schulen und zu welchen Be-
dingungen die Jugendlichen hinterher in Bremen
bleiben. Wir haben eine Situation, in der Jugendli-
che tiber 16 Jahren uberwiegend von der Behorde
an die Allgemeine Berufsschule tiberwiesen werden,
da gehoren sie zum Teil gar nicht hin, denn nicht alle
Jugendlichen, die nach Bremen fltichten, sind Jugend-
liche, die nie eine Schule von innen gesehen oder
schlechte Bildungsstandards haben. Es gibt durchaus
auch allein geflichtete Jugendliche, die sehr wohl in
der Lage waren, hier eine andere Schulform zu besu-
chen als die Allgemeine Berufsschule, da muissen wir
uns dringend etwas Uberlegen.

Wir brauchen naturlich auch eine verstarkte psy-
chologische Betreuung. Wie wir alle wissen, hat
REFUGIO sehr lange Wartelisten, und es gibt nicht
genugend Platze, wir haben das hier schon o6fter dis-
kutiert, und an dieser Situation mussen wir etwas an-
dern. Die Wohnmoglichkeiten miissen verbessert
werden. Jugendliche miussen sich wohlfiihlen. Ich ha-
be am Anfang meiner Rede schon darauf hingewie-
sen, die monatelange Unterbringung in der ZASt, fur
unbegleitete Jugendliche auch gar nicht vorgesehen
und jetzt irgendwie aus der Not geboren, ist natir-
lich unertraglich. Ich hatte mir zum Beispiel in der
Debatte, die wir in den letzten Monaten und auch im
letzten Monat hier gefihrt haben, durchaus noch
einmal gewlnscht, zu iiberlegen, ob man Jugendli-
che nicht doch dezentral in Immobilien in den Stadt-
teilen besser unterbringen kann, als das im Moment
der Fall ist. Ich hoffe, dass der Senat da noch nach-
bessert.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mochte abschliefend noch einmal etwas sagen:
Wir haben auch mit dem Verein Fluchtraum Bremen
e. V. gesprochen, und uns wurde gesagt, dass fast alle
unbegleiteten Minderjahrigen sehr stark unter die-
ser Belastung des ungesicherten Aufenthalts leiden,
der unklaren Situation im Hinblick auf ihre Asylan-
trage. Zudem haben sie zum Teil wirklich Dramati-
sches erlebt; nicht alle, aber ein groBer Prozentsatz
dieser Jugendlichen hat wirklich Dramatisches erlebt,
sowohl in den Herkunftslandern als auch auf der
Flucht. Im Moment ist es so, dass Jugendliche tatsach-
lich aufgrund der unbefriedigenden Situation, vor al-
len Dingen in der ZASt, schwere Depressionen be-
kommen.

Sehr positiv —und das haben wir auch in unserem
Antrag gefordert — kénnte man diese Situation ver-

andern, wenn es Personen des Vertrauens gabe, also
ehrenamtliche Vormunder, Einzelvormiunder, die die
Jugendlichen nicht nur in rechtlicher Hinsicht und im
Hinblick darauf beraten wirden, wie man hier in der
Gesellschaft ankommt, sondern den Jugendlichen,
die zum Teil schwer traumatisiert sind, vor allen Din-
gen Sicherheit und Vertrauen schenken wiirden. Eine
solche Verbindung von Vormund und Mundel wirkt
sich zudem sehr positiv auf die Integration und das
Netzwerk aus, das um die unbegleiteten Fliichtlin-
ge herum ist, das wissen wir.

Wir finden, die Arbeit von Einrichtungen wie im
Verein Fluchtraum Bremen e. V. sollte der Senat auch
gezielt starken. Fluchtraum hat sehr viel Netzwerk-
arbeit geleistet und dafur gesorgt, dass immer mehr
Menschen in Bremen auch bereit sind, Vormundschaf-
ten fiir unbegleitete Jugendliche zu ibernehmen. Ich
glaube, wir mussen auch solchen Einrichtungen mehr
Aufmerksamkeit schenken und sie auch absichern.

(Glocke)

AbschlieBend mochte ich hier sagen, ich kann nicht
ganz nachvollziehen, warum die Sozialdeputation
beide Antrage, sowohl den der CDU als auch unse-
ren im Juni, mit der Begriindung abgelehnt hat, Bre-
men hatte alles unternommen. Wir haben hierin den
letzten Monaten gemerkt, dass das eben nicht der Fall
war, und ich hatte mir gewunscht, dass die Koaliti-
on in der Sozialdeputation einmal den Mut gehabt
und gesagt hatte, dass die beiden Antrage inhaltlich
berechtigt sind, dass man daran gemeinsam weiter
arbeiten muss und den Antragen einfach zugestimmt
hatte. Dass das nicht geschehen ist, bedauere ich an
dieser Stelle, aber ich hoffe, dass sich das zukinftig
andert. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mohammadza-
deh.

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Btiindnis 90/Die
Griinen)*): Herr Prasident, meine Damen und Her-
ren! Wir sprechen heute wieder tiber das Thema
Flichtlinge in Bremen, insbesondere tiber die unbe-
gleiteten minderjahrigen Fliichtlinge, dartiiber haben
wir ofter in diesem Haus diskutiert. Wir wissen, dass
die minderjahrigen unbegleiteten Fliichtlinge auch
in der letzten Zeit in der Zentralen Aufnahmestelle
angekommen sind, sie werden jedoch nicht ordent-
lich und ihrem Alter entsprechend untergebracht und
betreut. Uns fehlen dezentrale Wohnformen, uns feh-
len Trager von jugendgerechten Einrichtungen, und
uns fehlt das geeignete Betreuungspersonal.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

(D)
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Nicht nur der Bericht der zustandigen Deputation,
sondern auch ausfiihrliche Informationen von Frau
Senatorin Stahmann und das aktuelle Gesamtkon-
zept des Senats bestatigen aber, dass seither eine Men-
ge unternommen wurde, um die Situation zu entschar-
fen. Das Gesamtkonzept des Senats stellt klar, dass
die jetzige Unterbringung der unbegleiteten minder-
jahrigen Fluchtlinge in der Steinsetzerstralle, und das
sage ich ausdricklich, nur eine reine Notlosung ist.
Das betrifft sowohl die Anzahl als auch die Verweil-
dauer der Jugendlichen, und wir mussen uns der Tat-
sache stellen, dass es weder geeignete Gebaude gibt
noch das qualifizierte Betreuungspersonal in ausrei-
chender Anzahl, das die Forderung des Fachkrafte-
gebots erfiillen wiirde. Hinzu kommt noch, dass wei-
terhin unbegleitete minderjahrige Flichtlinge nach
Bremen kommen, Bremen ist ein bevorzugtes Bun-
desland, eine bevorzugte Stadt fir sie. Noch wichti-
ger ist aber, dass sie keinem bundesweiten Vertei-
lungsverfahren unterliegen —das ist der Unterschied
zu den erwachsenen Flichtlingen —, und sie werden
in der Regel vom Jugendamt in Obhut genommen,
zumindest soll es so sein.

Zu den Zahlen, zur Verdoppelung beziehungsweise
Verdreifachung der Zahlen der unbegleiteten min-
derjahrigen Fluchtlinge, hat Frau Vogt schon Stellung
bezogen. Wichtig zu wissen ist aber, dass uns sowohl
fur die Bundesrepublik als auch fur die Bundeslan-
der keine belastbaren Schatzungen vorliegen. Wir
konnen im Augenblick deshalb nur das tun, was die
Sozialsenatorin kraftig und konsequent macht,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

namlich die Planung zur Erweiterung der Platzkapa-
zitdten in Einrichtungen und auch in der Familien-
pflege, betreute Wohnformen durch Akquise von
Wohnraum sowie das Einwerben und die Qualifizie-
rung von Fachkraften vorzuschreiben. Das ist es, wo-
rum sich die Senatorin zurzeit praktisch hauptsach-
lich bemuht.

Zu den Forderungen in dem Antrag ist Folgendes
zu sagen: Zu der Forderung, eine Notkonferenz ein-
zurichten, muss ich sagen, sowohl in der Buirgerschaft
(Landtag) als auch in der Stadtbiirgerschaft haben wir
uns in mehreren Sitzungen mit dem Thema Fltcht-
linge befasst. Der gesamte Senat ist damit beschaft-
tigt, und die Senatorin hat uns auch mitgeteilt, dass
zurzeit auch eine ressortubergreifende Arbeitsgruppe
nach tragfahigen Losungen sucht, unter Mitwirkung
fachlich und politisch serioser Initiativen, NGOs und
bremischer Einrichtungen. Seit Januar gibt es auch
noch eine Redaktionsgruppe von Behordenmitarbei-
tern, freien Tragern und auch fachspezifischen NGOs,
REFUGIO ist auch dabei. Nach meinen Informatio-
nen arbeiten alle an diesem Problem.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

In dieser Situation noch ein Gremium einzurichten,
finde ich schlicht und einfach redundant, es ist tiber-
flissig.

Die Suche nach Vormundschaften — das muss ich
auch dazu sagen - ist kein neues Problem, und wir
missen diese Jugendlichen auch nicht erst seit April
2003 betreuen und Jugendhilfetragern zuweisen. Die
zustandigen Stellen sind bereits seit den Neunzi-
gerjahren auf der Suche nach geeigneten institutio-
nellen und auch Einzelvormundschaften, um damit
auch moglichst kurzfristig diesen Bedarf zu decken.

Zu der letzten Forderung in Bezug auf den ange-
messenen Finanzrahmen mochte ich Folgendes sa-
gen: Ich weil nicht, was Sie angesichts der bestehen-
den Haushaltssituation fiir angemessen halten. Ganz
unabhéangig davon, dass auch fir diesen Bereich ein
Budget vorhanden sein muss und auch im Rahmen
des geltenden Haushalts in dieser Hinsicht geleistet
werden kann und auch vom Senat geleistet wird: Ich
finde, die Beschlisse der Sozialdeputation und des
Haushalts- und Finanzausschusses zeigen — das ha-
ben wir gestern und vorgestern ja im Rahmen der
Haushaltsdebatte diskutiert—, dass dieser Bereich
auch hervorgehoben wurde. Sie sind alle ein Beweis
fur den tatkraftigen Umgang mit den Herausforde-
rungen, die sich gerade stellen.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Ich mochte zum Schluss betonen, dass wir selbst-
verstandlich noch besser werden sollten und noch
besser werden konnen. Wir konnen und miissen bei
der Bevolkerung in der Stadt, in der Nachbarschaft
und in den Stadtteilen, starker um Unterstiitzung fur
die Notwendigkeiten und fir die humanitare Ver-
pilichtung Bremens werben, damit wir praktisch mehr
Raum fiir diese Personengruppe, fir diese Zielgruppe
schaffen. — Herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Tuchel.

Abg. Frau Tuchel (SPD)*): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Den Antrag der Fraktion DIE
LINKE lehnen wir ab und folgen der Empfehlung der
Deputation fiir Soziales, Kinder und Jugend. Warum
das so ist, haben wir sehr ausfiihrlich in mehreren Sit-
zungen der Deputation fiir Soziales, Kinder und Ju-
gend diskutiert, und das werden wir heute noch ein-
mal an dieser Stelle sagen. Nattrlich ist es uns wichtig,
dass die minderjahrigen unbegleiteten Fliichtlinge
hier ein Zuhause finden, dass sie gut begleitet wer-
den, aber der Zustrom unbegleiteter minderjahriger

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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Fluchtlinge stellt sowohl das Jugendhilfesystem als
auch das Schulsystem vor groe Herausforderungen.

Durch die kontinuierlich hohe Zahl —und das weil}
ja auch die Fraktion DIE LINKE — besteht die Proble-
matik weiterhin. Das sagen wir auch, wir stellen uns
der Problematik, und wir wollen nicht die Zahlen
beziehungsweise die Situation beschonigen, sondern
wir arbeiten an diesem Thema, wie ich hoffe, gemein-
sam. Dies gilt auch fiir die Aufnahme von unbeglei-
teten minderjahrigen Fliuchtlingen, und wir mussen
gemeinsam diese grofe Anstrengung leisten, um das
Wohl der erheblich angestiegenen Zahl von Flicht-
lingskindern zu gewdhrleisten. Um die erreichten
Qualitatsstandards der Jugendhilfe und Schulen zu
halten und zu verbessern, ist eine Erweiterung der
Platzzahlen deshalb unumganglich und dringend er-
forderlich.

Im Oktober vergangenen Jahres wurde mit den
Qualitatsstandards fir unbegleitete minderjahrige
Fluchtlinge in Bremen, Erstkontakt und Unterbrin-
gung begonnen. Seit Januar dieses Jahres wurde eine
Redaktionsgruppe aus Teilnehmern aus dem Case-
management und der Amtsvormundschaft des Ju-
gendamtes Bremen, aus dem Jugendamt Bremerha-
ven, den spezialisierten freien Tragern der Jugend-
hilfe, dem Bremer und Bremerhavener Integrations-
netz Fluchtraum, proCura Kids beim Deutschen
Roten Kreuz sowie unter erweiterter Mitwirkung der
Bildungs- und Innenbehorde eingerichtet. Diese Kon-
zeption wurde notwendig, da durch den quantitati-
ven Zuwachs der Zielgruppe nicht nur neue Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, sondern auch neue Trager
auf diesem Feld tatig geworden und verlassliche Ver-
fahrensabsprachen zwischen den beteiligten Diensten
von groBer Bedeutung sind. An dieser Stelle moch-
te ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, auch
der ZASt, groBen Dank aussprechen fiir ihr Engage-
ment, fir ihr Interesse und ihre aktive Mitwirkung!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Auch bei der steigenden Zahl muss es weiterhin
das Ziel bleiben, die jungen Menschen moglichst um-
gehend bei einer geeigneten Person, bei einer ge-
eigneten Einrichtung oder Wohngruppe unterzubrin-
gen. Das Jugendamt ist unmittelbar nach ihrer An-
kunftin Bremen fir die Minderjahrigen zustandig und
benennt eine fallfihrende Fachkraft. Eine therapeu-
tische Behandlung setzt eine individuelle, selbstbe-
stimmte, freiwillige Entscheidung der betroffenen Ju-
gendlichen voraus. Fur eine akute Behandlung ist der
Zugang uber REFUGIO oder das Kinderschutzzen-
trum sichergestellt.

Bis zur gerichtlichen Bestellung eines Amtsvor-
munds werden durchschnittlich sechs Wochen bend-
tigt, dartiiber hinausist ein Casemanagement fur diese
jungen Flichtlinge verantwortlich. Die Casemana-
ger haben stets das Kindeswohl im Blick. Abhangig

von der individuellen Situation der Minderjahrigen
wird versucht, sie schnellstmoglich in entsprechen-
den Jugendhilfeeinrichtungen unterzubringen.

Die Einrichtungssituation ist allerdings mehr als an-
gespannt. Wir mussen dringend neue Platze schaf-
fen, das haben auch meine beiden Vorrednerinnen
gesagt. Die Behorde ist dabei, und dies geschieht vor
allem bei betreuten Wohnformen und bei PiB durch
den Ausbau von Ubergangs- und Vollzeitpflegestellen.

Die Behorde hat bereits eine Vielzahl von MaBnah-
men ergriffen, die zu Verbesserungen fur die jungen
Fluchtlinge fihren sollen. Mit verschiedenen Tragern
von Jugendhilfeeinrichtungen wurde eine Auswei-
tung bestehender Angebote verhandelt. Es werden
weitere Standorte gepruft, um dort Platze fur Min-
derjahrige und begleitete Fliichtlinge bereitzustellen.
Dort, wo es die individuelle Situation der Minderjah-
rigen ermoglicht, bietet sich in Einzelfallen auch eine
Bildung von betreuten Wohngemeinschaften oder eine
Betreuung bei Pflegeeltern an. An der Einfiithrung ei-
nes standardisierten Clearingverfahrens wird seitens
der Verwaltung gearbeitet, und das ist notwendig und
wichtig. Gesprache mit Tragern werden ebenfalls ge-
fihrt.

Auch Bremerhaven muss verstarkt in die Unterbrin-
gung minderjahriger Fliichtlinge kooperativ einbe-
zogen werden. Die Zentrale Aufnahmestelle fiir Asyl-
bewerber und auslandische Fliichtlinge in der Stein-
setzerstralle, ZASt, ist derzeit voll ausgelastet. Es wur-
den die padagogischen Betreuungsstunden ausge-
weitet und auch erganzende Angebote aullerhalb der
Einrichtungen geschaffen. Die Beschulung der Flticht-
linge ist zurzeit sichergestellt, bei weiter steigenden
Zahlen mussen aber Nachsteuerungen vorgenommen
werden. Wir mussen jetzt auf die Umsetzung achten.
— Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Gronert.

Abg Frau Gronert (CDU)*): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Auch ich bin ein bisschen un-
glucklich tber die unterschiedliche Platzierung der
beiden Antrage, weil wir heute einen Antrag debat-
tieren, wahrend der andere Antrag am Dienstag in
der Stadtburgerschaft nicht behandelt wurde, er
wirde dann beim nachsten Mal debattiert. Da mus-
sen wir einmal schauen, wie wir damit umgehen.

Seit April, als die Fraktion DIE LINKE ihren An-
trag gestellt hat, hat sich die Verweildauer der un-
begleiteten minderjahrigen Fliuchtlinge in der zen-
tralen Aufnahmestelle ZASt noch erheblich gestei-
gert. Die ZASt ersetzt fiir viele der Minderjahrigen

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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inzwischen fur drei bis vier Monate — Frau Vogt hat
sogar noch langere Zeitraume genannt — die Jugend-
hilfeeinrichtung und damit auch ein neues Zuhau-
se. Eigentlich sollen nach Aussage des Sozialressorts
alle Minderjahrigen schnell heraus aus der ZASt und
in geeigneten Jugendhilfeeinrichtungen unterge-
bracht werden. Dies ist allerdings ein Vorhaben, das
schon lange nur noch Wunschdenken ist. Es sind min-
destens 3 bis 4 Monate, in denen die Betreuung die-
ser jungen Menschen nicht, wie gesetzlich gefordert,
den Standards des Jugendhilferechts entspricht. Das
Sozialressort geht aber davon aus, dass das Kindes-
wohl trotzdem nicht gefahrdet ist.

Es wundert mich aber schon, warum in der ZASt
die Betreuung der Minderjahrigen fur die Zeit, die
sie dort verbringen mussen, nur auf Sparflamme lauft.
Leiderist es aufgrund der Situation in der ZASt auch
nicht wirklich machbar, die Frage nach dem Kindes-
wohl einfach zu tiberpriifen. Ich kann da nicht mit
einem lockeren , Hallo, wie geht es euch denn?” he-
reinspazieren, obwohlich das letzte Mal vor ungefahr
drei Wochen dort war, ohne Radio Bremen, Frau Vogt!
Ich muss, wie andere auch, damit zurechtkommen,
dass die Aussagen uber das, was den Alltag der Men-
schen und besonders der Minderjahrigen in der ZASt
ausmacht, stark voneinander abweichen.

Auch in der Presse zeigt sich das immer wieder.
In einem Zeitungsartikel vom 11. September heilit es
zum Beispiel, Vertreter von Fliichtlingsinitiativen
meinten, eine Arztin sei fiir alle Fliichtlingsheime
gleichzeitig zustandig und kénne deshalb nur an drei
Tagen pro Woche in die ZASt. Das Sozialressort de-
mentierte dies mit den Worten, eine Arztin sei an je-
dem Wochentag vor Ort und biete jeweils eineinhalb
bis zwei Stunden Sprechstunde an. Das ist nur ein
Beispiel, aber so geht es mir an vielen Stellen, so ganz
schlau werde ich aus den Angaben manchmal nicht.
Ich finde es jedenfalls auch miithsam, standig mit sol-
chen Aussagen konfrontiert zu werden. Ganz sicher
ist jedoch, dass sich die Betreuungs- und Unterbrin-
gungssituation fur die Minderjahrigen in der ZASt
in den letzten Monaten nicht verbessert hat, obwohl
sie inzwischen langer denn je dort verweilen mius-
sen. Ich sehe zwar durchaus, dass das Sozialressort
sich bemiiht, die schwierige Situation zu meistern,
doch ich habe den Eindruck, dass diese Bemihun-
gen nicht zum Ziel fiithren, was bestimmt auch an den
andauernd steigenden Zugangszahlen liegt.

Wir sind sehr auf das vom Sozialressort fur den
Monat Oktober angekiundigte Konzept zu Erstkon-
takt und Unterbringung von unbegleiteten minder-
jahrigen Fluchtlingen gespannt. Vielleicht wird es
dann moglich sein, manches besser als bisher nach-
zuvollziehen. Wie ich es verstanden habe, wird an
diesem Konzept schon seit Oktober 2012 gearbeitet,
und somit finde ich auch, dass die von der LINKEN
geforderte Notkonferenz aus diesem Grund nicht
mehr erforderlich ist.

(Abg. Frau Vo gt [DIE LINKE]: Jetzt nicht
mehr, im April schon!)

Dasist auch der Hauptgrund, warum wir die von der
Sozialdeputation geforderte Ablehnung des Antrags
der LINKEN mittragen werden.

Im Bericht der Sozialdeputation zu diesem Antrag
habe ich allerdings noch eine interessante Aussage
gefunden. Da steht, dass auch die psychologisch-
therapeutische Betreuung der minderjahrigen Flicht-
linge durch REFUGIO und das Kinderschutzzentrum
sichergestellt sei. Bis Mitte Mai wurde das Angebot
von Jugendlichen zumindest aus der ZASt wohl nicht
in Anspruch genommen. Inzwischen werden aber
meines Wissens sogar mindestens funf minderjahri-
ge Fliuchtlinge vom Kinderschutzbund betreut. Da-
durch entstehen natiirlich erhohte Bedarfe, die we-
der REFUGIO noch der Kinderschutzbund fiir lan-
gere Zeit mit den vorhandenen Ressourcen abdecken
konnen. Ich gehe einfach davon aus, dass das auch
im Konzeptim Oktober und in der Haushaltsaufstel-
lung Bertcksichtigung finden wird.

Obwohl wir auf das Konzept sehr gespannt sind,
rechnen wir aber, ehrlich gesagt, aktuell nicht mehr
mit Verbesserungen fur die Jugendlichen in der
ZASt, weil dort keine Entspannung in Sicht ist. Mel-
dungen von Menschen, die auf den Fluren schlafen,
und die mehr denn je fehlende Privatsphare fir die
Minderjahrigen fuihren dazu, dass wir uns beinahe,
aber eben nur beinahe, die Situation vom April, als
dieser Antrag gestellt wurde, als Verbesserung zu-
rickwtnschen. — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Gronert, ich
wiusste nicht, dass ich mit Radio Bremen in der ZASt
gewesen ware, ich war da ganz privat. Wenn, dann
mussten sie mich verfolgt haben, aber es gab auch
keine Berichterstattung.

Ich will noch einmal auf einige Aspekte hinwei-
sen. Zum einen muss ich meiner Vorrednerin von der
Koalition sagen: Als wir den Antrag im April gestellt
haben, war eigentlich gar nichts gut! Es war damals
durchaus sinnvoll, eine Notkonferenz zu fordern, und
wenn ich es richtig in Erinnerung habe, hat der Se-
nat auch erst am 13. August dieses Jahres das Ge-
samtkonzept in Auftrag gegeben.

(Abg.Frau Gronert [CDU]meldetsich
zu einer Zwischenfrage. — Glocke)

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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Vizeprasident Ravens: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau
Gronert?

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ja, nattrlich!

Vizeprasident Ravens: Bitte, Frau Kollegin Gro-
nert!

Abg. Frau Gronert (CDU): Nur ganz kurz! Es ist
keine Zwischenfrage, sondern eine Aufklarung. Ich
habe damit auf Thre Bemerkung in der letzten Bir-
gerschaftssitzung anspielen wollen, dass ich nur mit
Radio Bremen in die ZASt gehen wiirde. Ich war ohne
Radio Bremen dort, das meinte ich damit.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Gut, wo war ich jetzt
stehen geblieben?

(Abg. Kastendiek [CDU]:Nunistder
Faden weg!)

Nun ist der Faden weg, genau!

Wir haben die Notkonferenz im April gefordert, weil
damals uberhaupt nichts gut und gar nichts geklart
war, und es gab auch nicht einmal ansatzweise ein
Konzept, das zu erkennen war. Die Notkonferenz
wurde von ganz vielen Einrichtungen gefordert, die
unbegleitete minderjahrige Flichtlinge betreuen.
Diese Forderung war zu dem Zeitpunkt auch berech-
tigt, und der Senat hat letztendlich auch erstim Au-
gust gesagt, wir brauchen ein Gesamtkonzept.

Ich will trotzdem noch einmal auf einige Punkte
eingehen, und zwar hatten wir vor einigen Wochen
auch parallel eine Kleine Anfrage zu den Fliichtlings-
unterkunften gestellt, und da wirde ich den Se-
nat gern auf ein paar Dinge hinweisen. Wir haben
gefragt, und das betrifft die unbegleiteten Minder-
jahrigen, deswegen bringe ich das hier an: Konnen
bei der Situation der Jugendeinrichtungen und der
Unterkunfte der Fluchtlinge Mittel aus dem Europa-
ischen Fluchtlingsfonds abgerufen werden? Dazu sagt
der Senat in der Antwort auf die Frage Nein. Ich moch-
te Sie einmal darauf hinweisen, dass Sie das fiir un-
begleitete minderjahrige Fluchtlinge sehr wohl kon-
nen, weil der Europaische Flichtlingsfonds eindeu-
tig so geregeltist, dass den Kommunen und Landern
Gelder zur Verfliigung stehen fur Manahmen zur Ziel-
erreichung unbegleiteter Minderjahriger durch Ge-
wdahrung eines geeigneten, ihren besonderen Bedurf-
nissen angepassten Wohnraums inklusive einer stan-
digen sozialpadagogischen und therapeutischen Be-
treuung, schulischen Begleitung und Unterstiitzung
der Eltern. Das ware zum Beispiel einmal eine Ant-
wort auf die Frage, was wir als angemessene Finan-
zierung sehen. Man kann sich das naturlich ganz ein-
fach machen, aberich finde, diese Mittel, die man von
der EU bekommt, sollte man nicht ganz auller Acht
lassen.

Zudem mochte ich hier noch einmal auf die Ein-
zelvormiunder und Amtsvormunder zu sprechen kom-
men. Mir ist, ehrlich gesagt, nie so richtig klar ge-
worden, woran es hapert. Die Amtsvormunder sagen
selbst, sie haben zu viele Miindel, und die Einzelvor-
munder wurden in der Regel die besseren Begleiter
und Betreuer fur die unbegleiteten Minderjahrigen
sein. Ich habe immer versucht herauszufinden, wa-
rum die Einzelvormundschaft in Bremen so wenig
eingesetzt wird. Die Amtsvormiunder sagen, sie fan-
den das ganz gut, also am Sozialressort kann es nicht
liegen, vielleicht liegt es daran, dass daruber die Fa-
miliengerichte entscheiden und die Wege der Justiz
in dem Bereich zu lang sind. Ich fande es gut, wenn
der Senat bei der Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes
diese Frage beachten und sich auch noch einmal die
Vertreter der Ressorts zusammensetzen wiirden, denn
wenn die Zahlen in dem MaBe weiter steigen, brau-
chen wir mehr Amtsvormunder. Das ware an der Stelle
aber unsinnig, wenn Einzelvormiinder diese Arbeit
mit besserer Sorgfalt und einem besseren personli-
chen Verhaltnis zu den Jugendlichen leisten konn-
ten. Daher bitte ich Sie, dies auch mit aufzunehmen,
wenn Sie im Oktober noch einmal neu daruber ver-
handeln. - Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mohammadza-
deh.

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Blindnis 90/Die
Grinen)*): Herr Prasident, meine Damen und Her-
ren! Ich wollte noch einmal zu den Aussagen von Frau
Gronert und Frau Vogt etwas sagen, dass die Verweil-
dauerin der zentralen Aufnahmestelle in der Stein-
setzerstraBBe drei bis vier Monate ware. Meine Infor-
mation ist, dass die durchschnittliche Verweildauer
zurzeit 45 Tage und nicht drei bis vier Monate be-
tragt. Die Zeit ist viel kurzer, als Sie gesagt haben.

(Abg.Frau Vo gt [DIE LINKE]: Es warim
August!)

Ich mochte auch gern etwas zu den Gesundheits-
fragen sagen, weil ich mich da, meine ich, am bes-
ten auskenne.

(Abg.Frau Vo gt [DIE LINKE] meldet sich
zu einer Zwischenfrage. — Glocke)

Vizeprasident Ravens: Frau Abgeordnete, gestatten
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Vogt?

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Btiindnis 90/Die
Grinen): Ja, bitte!

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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Vizeprasident Ravens: Bitte, Frau Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Ich wiirde das gern
klarstellen. Als ich im August dort war, gab es dort
unbegleitete Minderjahrige, die da seit Marz waren,
und das ist langer als 45 Tage!

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Biindnis 90/Die
Grunen): Ich habe die Heimleitung in der Steinset-
zerstraBBe noch einmal gefragt, es gibt auch eine in-
terne Auswertung, und die besagt, dass die durch-
schnittliche Verweildauer 45 Tage betragt, das ist
meine Information.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Durchschnittlich!)

Wir sind uns doch in der Frage einig, dass diese Ein-
richtung auf jeden Fall keine Jugendhilfeeinrichtung
ist. Das ist ein Notbehelf, und das ist eine besondere
Notsituation.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich mochte noch einmal zu dem Gesundheitsbe-
reich Stellung beziehen, und zwar zu diesem soge-
nannten Bremer Modell, denn ich finde, dass es so-
wohl in der Presse als auch teilweise von den Nicht-
Regierungsorganisationen sehr negativ beziehungs-
weise nicht wertschatzend dargestellt wurde. Das Bre-
mer Modell, mit dem Bremen bundesweit ganz vorn
steht, verbindet die Fragen des Infektionsschutzge-
setzes mit der Gesundheitsversorgung der Fluchtlinge.
Jeden Tagistin der Steinsetzerstrale mindestens zwei
Stunden jemand da. Dazu kommt auch, dass die min-
derjahrigen, aber auch die erwachsenen Flichtlinge
in Bremen eine Versicherungskarte bekommen. Damit
ist Bremen das einzige Bundesland und ganz vorn,
und deshalb gibt es auch viele Anfragen, das ist ein-
malig in Deutschland. Wenn man hier ankommt, be-
kommt man nach zwei bis drei Wochen eine Versi-
cherungskarte und kann zu jedem Arzt gehen, das
heiBt, hier wird die Arztwahlfreiheit nicht verletzt.
Das ist ganz wichtig.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich mo6chte noch einmal sagen, trotz der schwieri-
gen Situation, die wir haben, bieten wir in der zen-
tralen Aufnahmestelle eine ambulante Hilfe. Da hat
die Senatorin schnell gehandelt. Es steht 40 Stunden
pro Woche fur Jugendliche eine Bezugsperson zur
Verfugung, und sie hilft auch bei der Alltagsbewal-
tigung. Sie kann die Kinder begleiten, und es gibt
Gruppenangebote.

Nach unseren Informationen ist es nicht so, dass
diese Jugendlichen alle traumatisiert sind und alle
aus Kriegsgebieten kommen. Wenn Sie die Liste der
unbegleiteten minderjahrigen Fluchtlinge anschauen,

dann kommen zwei von ihnen aus Syrien, der Rest
kommt aus Gambia, Somalia und anderen afrikani-
schen Landern. Ich will nur sagen, sie sind nicht alle
traumatisiert oder psychisch krank — Gott sei Dank!
—, aber ich finde es richtig, dass wir vorbereitet an
diese Situation herangehen. Deshalb miissen wir uns
auch auf eine systematische Herangehensweise in
diesem Bereich konzentrieren, was zum Teil auch pas-
siert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
beider SPD - Abg.Frau Ahrens [CDU]:
Zum Teill)

Ich habe vorhin auch gesagt, wir konnen noch bes-
ser werden, und ich finde, da miussen wir auch ei-
nen differenzierten Blick auf die Zuwanderer wer-
fen, insbesondere auf die Jugendlichen, indem wir
schauen, welche Hilfe sie brauchen und was sie al-
lein schaffen. Wo brauchen sie Betreuung? Was sol-
len wir anbieten? Dafur ist auch ein Clearingverfah-
ren geplant, das im Jahr 2014 kommen soll. Das fin-
de ichrichtig, um die Bedarfe in diesem Bereich ge-
nauer zu schatzen und auch auf einer soliden Basis
Angebote zu machen. — Herzlichen Dank fur die Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann*): Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Ich méchte mich erst einmal fiir
die weitgehend sachliche und sachkundige Diskus-
sion bedanken, die hier eben stattgefunden hat!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Die Lebenssituation fur unbegleitete minderjahrige
Flichtlinge in Bremen und Bremerhaven treibt uns
im Senat um, das treibt mich nicht erst seit August
um, wie vorhin jemand gesagt hat, sondern das ist
fiir uns eine Aufgabe, die viel Zeit in Anspruch nimmt.
Wahrend ich hier stehe, verhandelt Herr Staatsrat
Frehe mit dem Bremerhavener Magistrat uber die
Unterbringung von minderjahrigen Fluchtlingen in
Bremerhaven. Wir wollen dort in diesen Tagen eine
Kooperationsvereinbarung abschlieBen, weil wir bei
der Unterbringung von unbegleiteten minderjahri-
gen Fluchtlingen auch die Unterstiitzung von Bremer-
haven brauchen, und wir haben da auch gute Ge-
sprache gefuhrt.

Esist eine Aufgabe, die die Lander zugewiesen be-
kommen. Wir nehmen 0,93 Prozent der Fliichtlinge
bundesweit auf, und dariber hinaus nehmen wir
eben auch unbegleitete minderjahrige Flichtlinge auf.

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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Wenn die Jugendlichen sich in Bremen melden, dann
sind wir fur diese Jugendlichen zustandig. Wir ha-
ben im letzten Jahr einen Anstieg um 400 Prozent
gehabt, wir haben jetzt 200 Jugendliche im Jugend-
hilfesystem, und das ist eine riesige Herausforderung
fur die Jugendhilfetrager und auch fiir unser Haus.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wir haben wirklich Platze geschaffen. Gestern Nach-
mittag, wahrend ich hier als Senatorin anwesend war
und wir Debatten gefuhrt haben, hat Herr Staatsrat
Frehe mit Jugendhilfetragern verhandelt und gesagt,
dass wir noch zusatzlich 140 Platze bis zum Ende des
Jahres brauchen, um Jugendliche aus der ZASt
herauszuholen. Die ZASt ist ein Notbehelf, und egal,
ob sie dort 45 oder 40 Tage sind, das ist kein Ort fir
eine Jugendeinrichtung.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Dann gibt es aber solche Situationen, dass ein Tra-
ger sagt, 30 Meter hinter der Landesgrenze hatte ich
noch eine Immobilie, und ich hatte auch Mitarbeiter,
aber da kénnen wir nicht hin, denn das ist Nieder-
sachsen. Das ist ein Thema, mit dem wir als Sozial-
ressort auch noch einmal den Senat befassen wer-
den. Wir wollen auch gern einen Staatsvertrag ab-
schliefien,

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

der es uns ermoglicht, dass wir auch die Jugendhil-
feeinrichtung der AWO temporar nutzen konnen. Die
AWO Bremerhaven hat uns auch ein Angebot ge-
macht, sie hat die Jugendhilfeeinrichtung in der Nahe
von Cuxhaven, und dort hatte sie auch Fachperso-
nal. Das ware allemal besser als die Unterbringung
in der ZASt im Souterrain, mit Effekt, es ist ein sehr
engagierter Trager, der uns hilft, dass die Jugendli-
chen moglichst schnell in der Normalitat ankommen.

Frau Dr. Quante-Brandt sitzt hier. Wir haben zu-
sammengesessen und uberlegt, wie wir die Jugend-
lichen schnell in die Schulen bringen und die Anzahl
der Sprachkurse verdoppeln konnen. Ich bin wirk-
lich froh und auch stolz auf den Senat, dass wir 100 000
Euro Sofortmittel bereitgestellt haben, um noch einmal
die Anzahl der Sprachkurse zu verbessern und ein
Sportangebot zu machen. Wir werden bei REFUGIO
die Zuwendungen, die wir bisher geleistet haben, ver-
doppeln. Wir werden REFUGIO auch in diesem Jahr
eine hohere Zuwendung geben, weil wir den Verein
ganz dringend brauchen, um traumatisierte jugend-
liche Fliichtlinge zu behandeln und zu unterstttzen.
Das ist ein Trager mit einem riesigen ehrenamtlichen
Engagement. Man muss sich das in Schwachhausen

einmal anschauen: Sie nutzen jeden Winkel einer
Wohnung mit Menschen, die sich sehr engagiert da-
fur einsetzen, dass Erwachsene und Kinder und Ju-
gendliche, die Schlimmes erlebt haben, den Weg zur
Normalitat zurtickfinden, und dafir hier von dieser
Stelle aus auch noch einmal ein Dankeschon!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Das Seemannsheim in Bremen hatte sich sicher-
lich nicht traumen lassen, dass es im Jahr 2013 Hei-
mat von zehn Jugendlichen aus Afrika wird. Das See-
mannsheim ist fur uns im Augenblick eine ganz wich-
tige Zwischenstation fiir die Jugendlichen geworden,
die wir demnachst in das Haus Jona der Stiftung
Friedehorst umziehen lassen, das ist auch ein Trager,
der uns sehr bei der Unterbringung von Jugendlichen
unterstitzt. Friedehorst hat sich bereit erklart — der
ASB hatte eine Kundigung fir die Peenemunder
Stralle erhalten —, uns zu helfen. Sie haben eine Im-
mobilie, die Jugendlichen kénnen von der Peenemuin-
der Stralle dorthin umziehen, und wir werden dort
zehn weitere Jugendliche unterbringen. Das See-
mannsheim hat uns zugesagt, dass man uns in die-
ser Notsituation weiterhilft. Es ist jetzt einmal aus-
gebucht, das kann man wie ein Hotel buchen - fur
Seeleute —, aber nach ihrer Hauptbuchungsphase im
Oktober werden wir diese Einrichtung zusammen mit
einem Jugendhilfetrager weiter nutzen und dort 10
bis 15 Jugendliche unterbringen, um auch wieder Platz
in der ZASt zu schaffen.

Wir arbeiten an weiteren Losungen, wir haben eine
Immobilie in Aussicht, um in Bremen etwas Neues
einzurichten. Wir haben zwar ein Clearingverfahren
gehabt - die Jugendlichen werden ab dem Tag ih-
rer Ankunft vom Jugendamt betreut und bekommen
einen Vormund -, aber wir wollen das in einer Ein-
richtung bundeln, in der die Fachleute unter einem
Dach sind, in der Jugendliche in der ersten Phase auch
wohnen konnen, um ein Clearingverfahren durch-
zufuhren. In Berlin kann man sich so eine Clearing-
stelle anschauen. Das wird fir Bremen etwas Neues
sein, aber ich verspreche mir davon sehr viel fiir die
Unterbringung minderjahriger Flichtlinge.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir haben hier in den vergangenen Jahren oft da-
ruber gesprochen, wie man denn das Alter feststellt,
wenn jemand vor einem steht und sagt, er sei 18 Jahre
alt. Friher wurden Hande gerontgt, aber jetzt sind
wir bei einem Verfahren, bei dem wir sagen, wir haben
geschultes Personal, das lange Gesprache fihrt, das
Psychologen hinzuzieht. Liegt man da aber immer
richtig? Ist die Person nicht vielleicht doch tuber 20
Jahre alt und ein junger Erwachsener, der aus Ver-
zweiflung sagt, ich will lieber in das Jugendhilfesys-
tem, damitich hier eine Chance habe, aufgenommen
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zu werden? Da brauchen wir auch ein klares, rechts-
sicheres Verfahren. Wir werden auch da das Perso-
nal jetzt aufstocken und haben eine weitere Stelle in
der ZASt bereitgestellt. Das gehort alles zu dem Bun-
del an MaBnahmen, fiir die der Senat trotz knapper
Kassen und trotz Haushaltsnotlage — Frau Vogt hat
es angesprochen — Geld in die Hand nimmt. Es ist
gut so, dass wir das machen, und ich freue mich auch
uber die Unterstitzung, die wir bekommen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wir haben 15 Pflegefamilien gefunden, und das ist
auch eine sehr grofie Leistung von PiB, ich will das
noch einmal ansprechen. Das sind nicht Jugendliche
wie unsere Kinder, sondern das sind junge Menschen,
die schlimme Dinge, Kriegssituationen, erlebt haben,
die erlebt haben, wie andere Menschen umgebracht
wurden, die Vergewaltigungen gesehen haben, die
Mord und Raub erlebt haben, und da gibt es Bremer
Familien, die es sich zutrauen, die begleitet werden,
die sozial erfahren sind, um solche Jugendlichen zu
begleiten und auf den Weg zur Normalitat zu brin-
gen. Das ist eine riesengroB3e Herausforderung, und
deswegen konnen wir auch nicht — —.

Es wird immer gesagt, findet doch noch mehr Pfle-
gefamilien! Das kann nicht jeder, und diese Famili-
en wachsen auch nicht auf Baumen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Da miussen wir wirklich genau hinschauen, dass wir
auch nicht Personen, die dazu bereit sind, in Situati-
onen bringen, die sie nicht bewaltigen konnen. Ein
Scheitern ware sowohl fiir die Familie, die einen Ju-
gendlichen aufnimmt, als auch fir den Jugendlichen
selbst nicht gut, und deswegen zogern wir in man-
chen Augenblicken noch und sagen, das braucht noch
ein bisschen Zeit, wir miissen da noch klarende Ge-
sprache fiihren, oder wir brauchen noch weitere Un-
terstutzungsangebote, um das machen zu konnen. Wir
sind aber uber alle Personen froh, die auch sagen,
sie ibernehmen Vormundschaften.

Wir haben jetzt auch noch einmal mehr Geld be-
reitgestellt, um tber Fluchtraum e. V. und auch bei
proCura Kids ehrenamtliche Vormunder zu finden,
das ist ein wichtiger Baustein in dem Konzept, auch
um unser Amt fur Soziale Dienste dabei zu unterstut-
zen. Wir werden diese Programme fortfiihren, wir
haben damit sehr gute Erfahrungen gemacht, das ist
hier von verschiedenen Seiten angesprochen worden.

Ich will es auch noch einmal ganz deutlich sagen:
Vielen Dank an Herrn Rein, Herrn Ostermann, der
in meinem Ressort jetzt leider in den Ruhestand ge-
gangen ist — wir vermissen ihn schmerzlich! —, Frau
Gohmann, Herrn Bohnenkamp und Frau Birn! Sie
leisten im Augenblick Ubermenschliches, sie arbei-

ten alle fiir zwei oder drei. Das ist eine herausfordern-
de Situation, die Bremen zu bewaltigen hat, wir sind
einer der Hauptanlaufpunkte in Norddeutschland fir
unbegleitete minderjahrige Fliuchtlinge. Auch das In-
nenressort ist an dieser Stelle mit uns in Kontakt, weil
wir auch gefragt haben, ob denn ebenso viele Jugend-
liche in Oldenburg oder Hannover ankommen. Ham-
burg, Bremen und Berlin sind eben beliebte Anlauf-
orte. Wir werden diese Aufgabe schultern, wir wer-
den sie schultern missen, aber wir wollen sie auch
schultern, weil die Jugendlichen es verdient haben,
auch eine Chance zu bekommen.

Jeder einzelne junge Mann und jede einzelne junge
Frau hat manch Schlimmes erlebt, wir kénnen un-
terstiitzen, wir konnen dabei helfen, dass sie hier an-
kommen. Ich gehe davon aus, dass diese jungen Men-
schen nicht wieder in ihre Heimatlander zurtuckge-
hen, sondern das sind Menschen, die hier ein neues
Leben starten. Ich hatte ein Gesprach mit einem 16-
jahrigen Jugendlichen, der nicht freiwillig von sei-
nen Eltern weggegangen ist. Die Eltern haben ge-
sagt, du musst jetzt gehen, sie hatten wirklich Angst,
da sind schlimme Dinge passiert. Der 16-Jahrige sagte
zu mir, er weil}, dass sein Vater mittlerweile tot ist,
er war noch keinen Tag in seinem Leben ohne seine
Mutter. Er sagte, Deutschland ist schwierig, man ver-
steht nicht alles, und die Sprache ist auch schwierig,
aber das Schwierigste fiir ihn ist zu verstehen, dass
er seine Eltern verlassen musste.

Warum lassen wir nicht alle Leute in die ZASt? Es
wurde ja gesagt, dass man dort nicht einfach mit Ka-
meras hineinspazieren kann. Dort leben Menschen,
die politisch verfolgt wurden. Auch Diktatoren, und
ich sage einmal, Regimes, die Menschen verfolgt ha-
ben, schauen ins Internet und verfolgen auch genau,
ob Regimekritiker im Ausland tatig werden. Auch bei
uns in der ZASt leben Menschen, die in ihren Hei-
matlandern gegen Regierungen aufgestanden sind,
die als Regimekritiker bekannt sind, die nach Deutsch-
land geflohen sind und einfach Angst haben. Man-
che Leute gehen auch zur Seite, wenn sie Kameras
sehen, und verweigern das Gesprach.

Ich als Senatorin trage Sorge fir den Schutz die-
ser Menschen. Mittlerweile gibt es auch in Deutsch-
land Menschen, die genau beobachten, wer hier ist,
wer hier Auskunfte gibt, beispielsweise uber Syrien,
uber die syrische Regierung oder auch iiber andere
Lander. Da bitte ich, Verstandnis dafiir zu haben, dass
wir nicht alle Kamerateams der Welt einfach in die
Zimmer der Menschen hineinspazieren lassen!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Es gibt eben auch ein Menschenrecht auf Privat-
sphare und auf Schutz der eigenen Personlichkeit,
und bei den Jugendlichen passen wir eben besonders
auf, weil es sich um Minderjahrige handelt. Ich weil,
dass Herr Mohle auch in der ZASt war, Frau Gronert
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(A) hatesgesagt, und auch Frau Vogt und Frau Dr. Mo-
hammadzadeh waren dort. Es gibt dort Gesprachs-
bereitschaft, sie zeigen uns alles, die Jugendlichen
reden mit uns, und wenn wir etwas verbessern kon-
nen: Wir arbeiten wirklich daran, uns ist das Thema
wirklich wichtig! - Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der
Drucksachen-Nummer 18/843 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir DIE LINKE)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grunen,
CDU und Abg. Dr. Korol [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

(B) Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von

dem Bericht der staatlichen Deputation fiir Soziales,
Kinder und Jugend, Drucksache 18/960, Kenntnis.

Schulsozialarbeit und Schulassistenz — Qualitativ
gute Arbeit ohne einheitliche Standards?

GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 17. Juni 2013
(Drucksache 18/961)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 20. August 2013
(Drucksache 18/1025)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Professor Dr. Quante-Brandt.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin, dass Sie die
Antwort auf die GroBe Anfrage der Fraktion DIE
LINKE nicht miindlich wiederholen mochten, sodass
wir in eine Aussprache eintreten konnen. — Das ist
der Fall.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben das hier schon

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

einmal diskutiert, Schulsozialarbeit ist eine mittler-
weile unverzichtbare Saule einer modernen Schule
und auch der Schulreform. Schulsozialarbeit wirkt an
der Schnittstelle von Schule und Jugendhilfe, und sie
ist eine professionell durchgefiihrte soziale Arbeit in
dem Lebensraum Schule. Sie ist nicht eingeordnet in
die Hierarchie der Wissensvermittlung, sie hat einen
eigenen Auftrag, in dem Schilerinnen und Schuler zu-
allererst als junge Menschen gesehen werden und die
Schule nur ein Teil ihrer Lebenswelt ist. Das unter-
scheidet sie, zumindest in der Theorie, von der Schul-
padagogik, die es ebenfalls gibt, auch wenn sie in
der Antwort des Senats nicht erwahnt wird.

In der Vorlage der Bildungsdeputation wird die-
ser Unterschied auch unterstrichen: Sozialpadagogin-
nen und Sozialpadagogen gestalten Curricula, fun-
dierte unterrichtserganzende Bildungsangebote, und
Schulpadagoginnen und Schulpadagogen stehen auf
dem Boden des Lehrplans, Schulsozialarbeiterinnen
und Schulsozialarbeiter nicht. Sie stehen auf dem Bo-
den der sozialen Arbeit, sie sind nicht der Schullei-
tung unterstellt. Das ist ihre Starke in der Schule, das
macht ihre besondere Rolle aus, und deshalb brau-
chen Schiilerinnen und Schiiler Schulsozialarbeit.

Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter
unterstiitzen Schiilerinnen und Schiler dabei, dass
sie mit ihrem Leben zurechtkommen, sie untersttt-
zen Schiilerinnen und Schiiler, Lehrkrafte und Eltern
dabei, dass sie miteinander zurechtkommen, und dafir
missen sie an der Schule anwesend sein, sie konnen
nicht nur einmal in der Woche eine Sprechstunde ma-
chen. Sie mussen die Moglichkeit haben, in Schul-
konferenzen, in Klassenkonferenzen, beim Klassenrat,
beim Elternbeirat dabei zu sein und Perspektiven ein-
zubringen. Sie machen Beratungsgesprache, Projekt-
arbeit, Mediation, Krisenintervention, und sie machen
nicht nur Gewaltpravention, sie unterstiitzen auch bei
hauslichen Gewalterfahrungen. Sie arbeiten auller-
dem mit Behorden und auBBerschulischen Einrichtun-
gen zusammen.

Der Erfolg von Schule ist heute nicht mehr allein
mit Mitteln und Qualifikationen zu gewahrleisten,
uber die die Lehrkrafte verfligen, deshalb braucht die
Schule Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beiter. Mit den Mitteln vom Bund, die damals im Zu-
sammenhang mit dem Bildungs- und Teilhabepaket
verhandelt und zur Verfugung gestellt wurden, ist an
vielen Schulen in Bremen und Bremerhaven Sozial-
arbeit aufgebaut worden, und Bremen baut sie jetzt
zum Teil wieder ab. Ein Drittel der 45 Schulsozial-
arbeiterinnen und Schulsozialarbeiter in der Stadt-
gemeinde werden nach Weihnachten wieder von den
Schulen verschwinden.

Das bringt meines Erachtens zum Ausdruck, dass
nicht begriffen worden ist, welche Bedeutung pro-
fessionelle Schulsozialarbeit fir das Gelingen von
Schule hat. Wir meinen, dass stattdessen Schulsozial-
arbeit Kontinuitat, Verlasslichkeit und Anerkennung

(D)
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braucht, und die werden wir auch weiterhin einfor-
dern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde ein bisschen kritisch an der Entscheidung
jetzt, dass der Senat durchaus mit einer Verlangerung
des Bundesprogrammes rechnet, weshalb er ja bislang
auch gar keine Mittel fur die verbleibenden Schul-
sozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter aus Lan-
desmitteln einplant. Daher hatte ich im Mai in der De-
putation vorgeschlagen, diese Notlosung irgendwie
fur das ganze Jahr zu machen, damit die Betroffenen
sich nicht wegbewerben, aber dann hatte ich es auch
schon gefunden, wenn alle 47 Schulsozialarbeiter, die
zu dem Zeitpunkt noch im System waren, auch tat-
sachlich diese Zusage erhalten hatten.

Zu der Anfrage im Einzelnen! Schulsozialarbeiter-
innen und Schulsozialarbeiter sind im Verhaltnis zu
den Lehrkraften eher schlechter bezahlt. Sie werden
laut Antwort des Senats nach TV-L 9 eingruppiert.
Das stimmt im Kern, im Detail aber zum Teil nicht,
darauf gehe ich spater noch einmal ein. Bei den
Schulassistentinnen und Schulassistenten, der zweiten
Gruppe, nach der wir gefragt haben, sieht es ganz an-
ders aus. Den Schulassistentinnen und Schulassisten-
ten ist vor zwei Jahren im Rahmen der Dienstverein-
barung mit dem Personalrat eine Bezahlung entspre-
chend dem TV-L zugesichert worden, und darauf war-
ten sie, ehrlich gesagt, bis heute noch. Das heif3t, sie
warten nicht darauf, sie befinden sich in konkreten
Tarifauseinandersetzungen mit ihrem Arbeitgeber, der
hier in erster Linie der Martinsclub ist, damit sie diese
Bezahlung endlich bekommen. Bremerhaven zahlt tib-
rigens nach TV-L, in Bremen wird das nicht gemacht.

Diese Forderung richtet sich nattirlich auch an den
Senat, denn der Senat bezahlt die Leistung der Schul-
assistenz stundenweise, und er muss sie so bezah-
len, dass der Trager — und das ist eben fur fast alle
der Martinsclub - seinerseits den Tarif bezahlen kann.
Auch in dieser Frage bewegt sich leider gar nichts.
Ich mochte das hier einmal sagen, die Bezahlung von
Schulassistentinnen und Schulassistenten — nicht nur,
dass sie noch teilweise unterschiedlich bezahlt wer-
den, je nachdem, ob ihre Zeit dann einmal wieder
in eine personliche Assistenz umgewandelt wird — be-
tragt zurzeit 13 Euro die Stunde. Das entspricht ei-
nem Berufseinsteigergehalt, wenn man den TV-L
zum Ma@Bstab nimmt, und der Stufenaufstieg, den der
TV-L vorsieht, ist dabei eben nicht vorgesehen.

Der Martinsclub hat einmal die Deckungsliicke in
einem siebenstelligen Bereich beziffert, wiirde man
den TV-L anwenden. Man kann auch andersherum
sagen, das ist eine Summe

(Glocke)
von einer Million Euro, die den Schulassistentinnen

und Schulassistenten als Gehalt vorenthalten wird,
das kann man auch so werten. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Gungor.

Abg. Giingor (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben erst im Juni
hier in der Burgerschaft auf Antrag der CDU-Frak-
tion Uiber Schulsozialarbeit diskutiert, im August erst
gab es eine Kleine Anfrage der CDU-Fraktion zur Neu-
ordnung der Assistenzen fur Schiilerinnen und Schu-
ler, und wir werden vermutlich in der nachsten Sit-
zung der Stadtburgerschaft auf Antrag der LINKEN
erneut iber Schulsozialarbeit diskutieren.

Dennoch haben wir heute eine Grofle Anfrage der
LINKEN zum Thema Schulsozialarbeit und Schulas-
sistenz, allerdings ist diese Grof3e Anfrage nurim Na-
men grofB3. Sowohl die Fragen als auch die Antwor-
ten geben keine neuen Informationen, sondern zei-
gen zum Beispiel, wie viele Schulsozialarbeiter bei
welchem Trager beschaftigt sind, wie deren Bezah-
lung festgelegt ist, wie deren Arbeitsplatzbeschrei-
bung ist oder wie deren Dienstaufsicht geregelt ist.
Analog dazu haben Sie die gleichen Fragen in ahn-
licher Form zu den Schulassistenzen gestellt. Der Er-
kenntnisgewinn ist gleich Null.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Aus der Kleinen Anfrage der CDU haben wir hin-
gegen einige wichtige Entwicklungen entnehmen
konnen. So hatte die Aufhebung der Richtlinie im
September 2012, welche die personlichen Assisten-
zen geregelt hat, keine Auswirkung auf die Assistenz-
leistung. Das Ziel, Einzelbedarfe zu bundeln und vor
Ort bedarfsorientiert zu verteilen oder die Zustandig-
keiten zwischen Bildung und Soziales zu klaren und
diese komplexe Umstrukturierung zu vollziehen, all
das wird durch eine ressortiibergreifende Arbeitsgrup-
pe bearbeitet, und das Ergebnis soll rechtzeitig zum
Abschluss der Haushaltsberatungen vorliegen. Wich-
tig ist die Information, dass in diesem Zeitraum und
in dieser Ubergangsphase weder rechtliche noch prak-
tische Verschlechterungen eingetreten sind.

(Beifall bei der SPD)

Wir diskutieren aber heute nicht die Kleine Anfrage
der CDU, was wahrscheinlich mehr Sinn gemacht
hatte, sondern ich komme zurtick zur vorliegenden
Antwort des Senats auf die angeblich GroBe Anfra-

ge.
(Abg. Frau Vo gt [DIE LINKE]: Die ist ja
gar nicht beantwortet worden, Herr Gun-
gor!)

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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Bei Thnen, meine Damen und Herren von der
LINKEN, weil man nicht, was Sie mit diesen Fragen
erreichen wollen, aber eine Frage hat mich doch
nachdenklich gemacht. Sie wollen in den Fragen 11
und 12 wissen, ob Schulsozialarbeiterinnen und Schul-
sozialarbeiter als Vertretungskrafte bei Unterrichts-
ausfall in Anspruch genommen werden. Ich finde diese
Frage insofern schwierig, als damit zwei Szenarien
impliziert werden, erstens, den Bremer Schulen geht
es so schlecht, dass sogar Schulsozialarbeiterinnen
und Schulsozialarbeiter im Unterricht vertreten miis-
sen, und zweitens, die Schulsozialarbeiterinnen und
Schulsozialarbeiter haben im Rahmen ihrer Aufga-
ben noch so viel Zeit, dass sie im Unterricht als Ver-
tretung aushelfen. Das ist eine starke Fehleinschat-
zung, hoffe ich, insbesondere auch, weil sich einige
Schulen Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beiter teilen miissen.

Sie fragen aber auch im fast identischen Fragen-
katalog in Abschnitt 2, ob Schulassistentinnen und
Schulassistenten padagogische Tatigkeiten tuberneh-
men, wenn zum Beispiel keine Forderlehrkraft ein-
gesetzt wird. Damit implizieren Sie das Gleiche wie
bei den Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beitern, dass diese Krafte fiir Unterricht in Anspruch
genommen werden.

Schulassistenten helfen geistig oder korperlich be-
hinderten Kindern, zum Beispiel bei der taglichen Hy-
giene, beim Umgang mit Stift und Heft, bei der Ent-
wicklung der Selbststandigkeit, bei den Verrichtun-
gen des taglichen Lebens, und damit begleiten sie
die Kinder in allem. Sie haben damit eine enorm
wichtige Aufgabe in der Schule, und ich hoffe, Ihre
Frageist nur eine Vermutung und hat keinen Platz im
Schulalltag.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Im Ubrigen lasst sich nur vermuten, dass Sie viel
mit Copy-and-paste bei Ihrer Frage gearbeitet ha-
ben, weil Ihr Redebeitrag wenig mit Threr Anfrage
zu tun hatte. Wenn Sie aber, liebe Frau Vogt, aus Ihren
Fragen und aus den vorliegenden Antworten in ir-
gendeiner Form Handlungsbedarf ableiten, dann wére
es angebracht gewesen, zu diesem Tagesordnungs-
punkt einen Antrag einzubringen. — Vielen Dank fir
Thre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. vom Bruch.

Abg. Dr. vom Bruch (CDU)*): Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich es rich-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

tig sehe, gibt es in der Bewertung der Schulsozial-
arbeit und der Assistenz hier in diesem Hause kaum
Unterschiede, auch deshalb wohl nicht, weil es viel-
leicht bei den grundsatzlichen bildungspolitischen
und allgemeinen politischen Zielsetzungen zumindest
diesbezliglich gar nicht so gro3e Unterschiede gibt,
eher, was die Wege dahin betrifft. Qualitat, Chancen-
gerechtigkeit, Inklusion, Integration, um nur einige
wichtige Stichworte zu nennen, sind soweit gar nicht
strittig.

Diese Begriffe bestimmen und verandern den Alltag
in den Schulen. Wir werden aber nur Erfolg haben,
wenn wir auch die Rahmenbedingungen und die Vo-
raussetzungen dafur schaffen. Hier fithren wir leider
immer die gleiche Diskussion unter den Vorzeichen
von Defiziten und Mangelverwaltung. Das ist nicht
nur in der Sache bedauerlich, mein Eindruck ist viel-
mehr, esist fast noch fataler, weil die Betroffenen uns
kaum noch glauben, dass wir es mit den Zielsetzun-
gen ernst meinen. Das aber gefahrdet diese Zielset-
zungen selbst, weil die Diskussion um Schulsoziar-
beit und Assistenz nicht nur eine Diskussion um Per-
sonal und Stellen ist, sondern inzwischen eine Sym-
boldiskussion und eine Nagelprobe geworden ist,
wie wir es mit den hier immer wieder angesproche-
nen Prioritaten und der angeblichen Wertschatzung
wirklich sehen.

Deshalb geht es nicht, zumindest nicht vorwiegend,
um Technik und um Zahlen, es geht um Menschen.
Es passt nicht in unser Menschenbild und unser Ver-
standnis von der Wiirde des Menschen, wenn man
zum Teil hort, dass in der Betreuung von schwer hilfs-
bedirftigen Kindern um Minuten gefeilscht werden
muss, wenn es Kompetenzgerangel zwischen den be-
teiligten Ressorts gibt, wenn die Betroffenen von A
nach B geschickt werden, wenn Ressorts tiber das Be-
zahlen streiten. Burokratische Verfahren und auch
rechtliche Auseinandersetzungen um Kapazitaten pas-
sen hier einfach nicht. Ich hore immer wieder sehr kri-
tische Stimmen, die auch nicht so recht mit dem Te-
nor Ihrer Antworten zusammenpassen. Frau Sena-
torin, wir erwarten hier eine auskommliche Ausstat-
tung, wir erwarten gerade hier im Umgang mit den
Betroffenen Empathie und ein Entgegenkommen so-
weit wie nur irgend moglich.

(Beifall bei der CDU und bei der LINKEN)

Ich habe in diesem Land gelegentlich den Eindruck,
dass es unterschiedliche Wahrheiten zu geben scheint.
Insofern war gestern ein interessanter Tag fur mich,
im Rahmen der Haushaltsberatungen hore ich, dass
alles klar ist. Nur einige Minuten spater habe ich ge-
rade gestern zwei Gesprache gefihrt, in denen sich
Birger dieser Stadt bitter beklagten iber mangeln-
de Unterrichtsversorgung und fehlende Unterstiitzung
in einem Fall schwerer Behinderung. Die Gesprache
hier im Hause waren begleitet von Demonstrationen
das Ressort Bildung und Wissenschaft betreffend. Ihre,
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ich sage fast, Selbstzufriedenheit kommt bei den Be-
troffenen einfach nicht an, weil sie eine andere Rea-
litat wahrnehmen.

Viele beklagen nicht nur die mangelhafte Ausstat-
tung der schulischen Sozialarbeit, sondern auch ihre
inhaltliche Konzeptionslosigkeit. Wir brauchen ge-
rade in diesem sensiblen Bereich transparente Stan-
dards und eine sichtbare Verantwortlichkeit. Es spricht
nichts gegen eine Vielfalt von Tragern sozialer Dienst-
leistungen, aber gerade dies erfordert zwingend ein-
heitlichere Qualifikationsanforderungen, Qualitats-
anforderungen, Aufgabenbeschreibungen und Ziel-
setzungen, die es aber - so ist jedenfalls mein Ein-
druck nach den Antworten — nur eingeschrankt zu
geben scheint. Hier ist eine Politik nach Kassenlage
oder, Herr Kollege Tschope, wie Sie es gestern als
Credo Ihrer Politik hier verkiindet haben, eine Poli-
tik auf Sicht eben gerade fehl am Platze.

(Beifall bei der CDU)

Stattdessen brauchen wir Nachhaltigkeit, Kontinu-
itat und Transparenz mit nachvollziehbaren Zielen
und Vorgaben. Es nutzt nach unserer Auffassung auch
nichts, sich mit Arithmetik und scheinobjektiven Kri-
terien von sogenannten sozialen Indikatoren die ganze
Sache schonzurechnen und so zu tun, als wenn da-
mit ein gerechter Ausgleich erzielt worden ware. Die
sozialpadagogische Unterstiitzung fehlt schlicht dort,
wo sie zukunftig nicht mehr ermoglicht wird. Rech-
nerei und darauf aufbauende wohlklingende Erkla-
rungsversuche entbinden nicht von politischer Ver-
antwortung, sind deshalb untauglich als Rechtferti-
gung und verhindern uibrigens auch keine regiona-
len Unwuchten. Sie und Ihr Handeln sind gefragt,
meine Damen und Herren, Sie stehen in der Verant-
wortung!

Deshalb erwarten wir erstens Klartext von Ihnen.
Sie haben sich mit der Verlangerung eines Teils der
Vertrdage ein halbes Jahr Zeit gekauft. Eine Perspek-
tive ist das weder fur die Schulen noch fir die Be-
troffenen. Wir brauchen spatestens im Rahmen der
Haushaltsberatungen Verlasslichkeit in einem Feld,
in dem genau das der wichtigste Faktor fur Erfolg ist.
Sichern Sie die Kompetenz und Erfahrung dieser
Menschen, die Sie jetzt moglicherweise auf die Strafie
schicken!

Wir erwarten zweitens: Reden Sie nicht nur von Ge-
rechtigkeit, sondern tun Sie etwas, und zwar moglichst
das Richtige! Gerechtigkeit ist eben mehr als Umver-
teilung und die Forderung, etwas zu tun, mogli-
cherweise eher an andere als an sich selbst. Lassen
Sie uns gemeinsam dafur werben, dass die Lebens-
chancen unserer Kinder durch eine solche Art von Po-
litik nicht beeintrachtigt werden! — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bundnis 90/Die Grinen): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Schulsozialarbeit leistet zweifelsohne ei-
nen wichtigen Beitrag zur Gestaltung einer Schule,
die Kinder und Jugendliche gerade in schwierigen
Lebenslagen auch individuell fordert. Manche Kin-
der und Jugendliche brauchen eine besondere Un-
terstiitzung, die ihre Familie und ihr Umfeld nicht leis-
ten konnen. Die Schulsozialarbeit bietet direkte und
niedrigschwellige Hilfe dort, wo Kinder und Jugend-
liche sind. Probleme konnen so in vielen Fallen auch
gelost werden.

Damit ist aus Sicht der Grunen die Schulsozialar-
beit elementar fur die Umsetzung von mehr Bildungs-
gerechtigkeit. Sie ist ein starkes und wichtiges Ele-
ment, um Benachteiligungen abzubauen, Chancen-
gerechtigkeit herzustellen und soziale Teilhabe sicher-
zustellen. Folgen von Armut und sozialer Ausgren-
zung konnen so in Teilen sicherlich auch ausgeglichen
werden. Diverse Studien belegen die positiven Wir-
kungen der Schulsozialarbeit, und gerade deswegen,
geschatzte Frau Kollegin Vogt, ist die Antwort des
Senats auf Thre Frage nach der Unterrichtsvertretung,
findeich, ein sehr deutliches und klares Signal. Schul-
sozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter haben
eine wichtige Aufgabe in unserem Schulsystem, aber
sie durfen nicht als Vertretungskrafte im Unterricht
eingesetzt werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Ich bin sehr froh dartiber, dass der Senat das noch
einmal sehr deutlich herausgestellt hat, und ich wiirde
auch darum bitten, wenn es tatsachlich solche Falle
gibt, dass sie auch bekannt werden, weil man in der
Tat — das wissen wir selbst — doch manches Mal noch
einmal mit Nachdruck auf die bestehenden Regula-
rien hinweisen muss. Wenn es solche Falle gibt, dann
wirde ich auch darum bitten, dass sie zumindest auch
der Senatorin bekannt gemacht werden.

Aus Sicht der Grunen ist die Schulsozialarbeit und
die Arbeit der Schulassistenzen insgesamt sehr wich-
tig, gerade auch aufgrund der inklusiven Beschulung
im Land Bremen. Bei der Schulassistenz gilt ein biss-
chen das Gleiche wie das, was ich gerade auch ge-
sagt habe: Ich glaube, wir stellen immer wieder fest,
dass auf dem Papier die Sachlage sehr klar und of-
fensichtlich eindeutig geregeltist, es gibt aber immer
wieder Einzelfdlle, wie Herr Dr. vom Bruch sie ge-
rade geschildert hat, in denen Betroffene schildern,
dass diese Klarheit nicht besteht. Deswegen, glau-
beich, ist es sehr wichtig, auch in diesem Fall zu sagen,
wenn es so etwas gibt, dann muss es ganz offensiv
auch bei der Senatorin vorgetragen werden, damit
wir diese Probleme in Zukunft eben nicht mehr ha-
ben, und ich hoffe, dass das in diesem Fall auch ge-
schieht.

Weil wir uns der Qualitat bewusst sind, haben sich
die Fraktionen von SPD und Grunen dafur stark ge-
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macht, dass eine Finanzierung und Fortsetzung der
Schulsozialarbeit aus Bundesmitteln auch tber den
31. Dezember 2013 hinaus sichergestellt wird. Uns
war es aber auch wichtig, dass mit dem Auslaufen
des Programms zum Ende dieses Jahres nicht die auf-
gebauten Strukturen abrupt beendet werden mussen
und padagogische Kontinuitat verloren geht. Deshalb
haben wir entschieden, dass bis zum Ende des Schul-
jahres 2013/2014 die Mehrzahl der Stellen —nicht alle,
das gesteheich sofort ein! —aus Landesmitteln finan-
ziert wird.

(Abg. Frau Boschen [SPD]: Aus Lan-
desmitteln?)

Leider war es uns bisher nicht moglich, alle Stellen
zu besetzen, das hatten wir sicherlich auch sofort ge-
tan, aber das ist aufgrund der Haushaltslage unse-
res Bundeslandes nicht moglich.

Herr Dr. vom Bruch, Sie haben eben zu Recht
Nachhaltigkeit eingefordert. Ich bin sicher, dass
Nachhaltigkeit nicht nur wichtig ist im Bereich des
Handels in diesem Sachbereich, sondern dass wir auch
nachhaltig handeln miissen in Bezug auf die finan-
ziellen Moéglichkeiten unseres Landes. Deswegen ist
dieser Weg sicherlich nicht der optimale, aber einer,
der im Rahmen der Haushaltlage unseres Landes
mehr als vertretbar erscheint und auch eine richtige
Kraftanstrengung dieses Senats und dieser Regierung
ist.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wie geht es jetzt weiter? Ich glaube, diese Frage
stellen wir uns nicht nur hier in Bremen, sondern na-
turlich auch diejenigen, die damit konkret zu tun ha-
ben, weil wir abhangig davon sind, wie es auch in
Berlin weitergeht. Ich glaube, wir sind uns einig — Herr
Rowekamp hat das gestern noch einmal betont —,
dass die Abschaffung des Kooperationsverbots eine
wichtige Forderung ist, weil Lander und Kommunen
auch in diesem Bereich Unterstiitzung durch den Bund
brauchen. Da machen wir uns nichts vor, das muss eine
gemeinsame Forderung auch aus diesem Haus sein.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Deswegen bin ich mir sicher und hoffe ganz stark,
dass wir unabhdangig davon, wie die Bundesregierung
kiinftig zusammengesetzt ist, diese Unterstutzung er-
halten werden. Ich hoffe darauf und glaube, dass wir
alle gemeinsam gut daran tun, in Berlin darauf hin-
zuwirken, denn die Wichtigkeit der Schulsozialarbeit
—das ist hier, glaube ich, noch einmal fraktionsuber-
greifend klar geworden —ist uns allen bewusst. — Vie-
len Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Glingor, ich
finde auch, die GroBe Anfrage ist nicht beantwortet
worden. Wenn Sie sich dann aber einmal die Anfra-
ge anschauen, dann zielte sie auf die Beschaftigungs-
verhaltnisse und die Arbeitsplatzbeschreibungen ab,
weil man solche Dinge zwar aus schulpolitischer Sicht
diskutieren kann — das haben wir hier ja auch diver-
se Male getan —, man kann sie aber auch einmal aus
Sicht der Beschaftigten diskutieren, und das war unser
Anliegen.

Frau Moning hat ja schon vor der Sommerpause
angekundigt, dass sie diese Anfrage nicht richtig be-
antwortet, und sie hat das ja irgendwie auch bewie-
sen,

(Abg. R6 wekamp [CDU]: Ich dachte,
der Senat beantwortet das!)

und sie hat sich dann auch noch gefreut, dass wir die
Schulsozialpadagogen nicht namentlich erwahnt ha-
ben, sodass sie diese 116 Personen, die dort in der
Stadtgemeinde Bremen beschaftigt sind, auch gar
nicht erst auffihren musste.

Ich kann Thnen sagen, dass die Schulsozialarbei-
terinnen und Schulsozialarbeiter und auch die Schul-
padagoginnen und Schulpadagogen —nicht nur die
Schulsozialarbeiter, die tiber die Bundesmittel finan-
ziert wurden — namlich durchaus das Gefiihl haben,
als Anhangsel des Schulprozesses behandelt zu wer-
den. Es ist namlich eben nicht so, dass es einheitli-
che qualitative Standards gibt, und es gibt auch kei-
ne einheitliche Mindestausstattung. Dies liegt nattir-
lich auch daran, dass sie bei unterschiedlichen Tra-
gern beschaftigt sind, zum Teil bei der Behorde, zum
Teil bei den Tragern, die hier aufgefiihrt worden sind.

Es gab vor zwei Jahren einen Fachtag Schulso-
zialarbeit, bei dem es diesbeztglich auch einen ei-
genen Workshop mit dem Namen ,Anstellungs-
dschungel” gab, und diesen Workshop gab es aus
gutem Grund. Ich sage ja, wir sprechen eigentlich auch
noch uber die Schulpadagoginnen und Schulpada-
gogen, nicht nur tber Schulsozialarbeiterinnen und
Schulsozialarbeiter, auch wenn Frau Moning froh
war, sie hier nicht auffithren zu miissen. Bei vielen,
die jetzt durch die Bundesmittel eingestellt wurden,
fehlen zum Beispiel simple Voraussetzungen wie ein
eigenes Biro.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Was fur ein Quatsch!)

Nein, das ist so, das hat sie gesagt! Das kann ich doch
nicht andern!

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/Die
Grunen]: Das interessiert mich tiberhaupt
nicht, was sie sagt!)

Der Zugang zur Schulkonferenz ist eben nicht fir
alle Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbei-
ter und vor allem nicht firr alle Schulpadagoginnen
und Schulpadagogen gewahrleistet und auch nicht
in allen Schulen geklart. Statt einer einheitlichen Min-
destausstattung mit einer Stelle gibt es alle moglichen
Minimall6sungen. Teilweise werden diese dann auch
noch tiber Schulvereine finanziert, teilweise tiber Zu-
wendungen an die Trager, und es gibt keine quali-
tativen Mindeststandards fiur die Assistenz, das hat-
ten wir ja hier auch schon angesprochen, das hat auch
die CDU erfragt.

Ich will einmal auf Fragen im Einzelnen eingehen!
Weil namlich diese Anfrage an den entscheidenden
Stellen so gut wie nicht beantwortet worden ist, habe
ich mich einmal selbst umgehort und versucht, Ein-
zelheiten herauszubekommen.

In Frage 6 hatten wir nach den Urlaubsregelungen
bei den Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beitern gefragt. Da gibt es namlich sehr unterschied-
liche Regelungen: Urlaub heifit namlich, Ferienzeit
zunehmen bei einer Lohnauszahlung von 95 Prozent,
aber auch hier gibt es Unterschiede. Es gibt auch
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter, die
das volle Gehalt bekommen und in den Ferien arbei-
ten. Es ist alles vOllig unklar, und da hatten wir ein-
fach dezidiertere Antworten von der Behorde erwartet.

Frage 7 bezieht sich auf die Entgeltregelungen, ich
rede jetzt auch wieder von den Schulsozialarbeiter-
innen und Schulsozialarbeitern, zu den Schulassis-
tenzen habe ich eben etwas gesagt. Das Gehaltsge-
fige —es ist hier ja die Entgeltgruppe TV-L 9 aufge-
fihrt worden, es geht aber zum Teil ziemlich weit aus-
einander und reicht von TV-L 8 bis TV-L 10 — fihrt
einfach bei den Beschaftigten, die sich dann zum Teil
an den Schulen begegnen, zu sehr vielen Irritatio-
nen, und ich kann das nachvollziehen. Ich hatte mir
hierzu eine genauere Antwort des Senats gewtinscht.

(Beifall bei der LINKEN)

Frage 8 betrifft die Arbeitsplatzbeschreibung. Bei
der Arbeitsplatzbeschreibung, Herr Glingor, wird es
ganz interessant, hier wird namlich in Ausziigen das
Stellenprofil zitiert, das im Jahr 2011 in mehreren
Sitzungen in der Bildungsbehorde unter Beteiligung
desjenigen erarbeitet wurde, der die Schulsozialar-
beit zu koordinieren hat. Das ist gut, das ist auch scharf
formuliert und verweist auch deutlich auf die beson-
deren Aufgaben insbesondere in den Zentren fiir un-
terstutzende Padagogik. Dieses Stellenprofil haben
dann die Schulleiter einmal aus Versehen per E-Mail
zugesandt bekommen, weil das namlich ein Profil war,
das gar nicht mehr offiziell versandt worden ist. Das
hatten Frau Jirgens-Pieper und Frau von Ilsemann

in der Schublade verschwinden lassen, und seitdem
ruht es auch dort. Tatsachlich haben also weder Schul-
sozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter noch die
Trager ein offizielles Stellenprofil erhalten, sondern
nur eines, das erarbeitet wurde und nie offiziell he-
rausgegangen ist. Alle anderen Schulsozialpadago-
ginnen und Schulsozialpadagogen, die namlich nicht
uber die Bundesmittel finanziert worden sind, haben
auch hochst unterschiedliche Arbeitsplatzbeschrei-
bungen.

In Frage 9 wird nach erforderlichen beruflichen
Qualifikationen gefragt. Dies sollte so sein, aber tat-
sachlich ist bei den Schulsozialarbeiterinnen und
Schulsozialarbeitern aus Bundesmitteln alles vertre-
ten, von Erziehern mit Zusatzqualifikationen bis hin
zu Psychologen und Sozialwissenschaftlern. Ich sage
ja, man muss sich das einmal genau anschauen.

Frage 10 betrifft die Dienst- und Fachaufsicht. Die
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter sind
sehr erfreut Uber die dortige Aussage, aber auch sehr
verwundert, weil sie namlich bislang davon ausge-
gangen sind, dass die Dienstaufsicht bei der Schule
und die Fachaufsicht beim Trager liegt; auch das macht
Sinn.

Bei der Frage der Unterrichtsversorgung gehe ich
jetzt einmal auf Herrn Fecker ein.

(Abg. F e c k e r [Biindnis 90/Die Grinen]:
Gern, Frau Vogt!)

Es ist gut, dass hier noch einmal so klar gesagt wor-
den ist, auf bestimmte Falle solle hingewiesen wer-
den, wenn sie vorkommen. Das ist das eine, aber die
Umsetzung bei akuter Notlage ist das andere. Ich habe
Berichte gehort, auch von Unterrichtsvertretungen, ge-
rade wenn es Beschaftigte sind, die einen befriste-
ten Vertrag haben,

(Glocke)

dannist es schwierig, offensiv damit umzugehen. Al-
lerdings passiert das wohl tatsachlich haufig, und auch
Schulen sagen, dass sie im Nachmittagsbereich in der
Betreuung einspringen, und das ist eigentlich auch
nicht ihre Aufgabe.

Die Frage nach einheitlichen Konzepten fir die
Schulsozialarbeit in Bremen kann man fiir die Schul-
sozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter, die tiber
Bundesmittel eingestellt worden sind, verneinen, da-
rauf habe ich eben schon hingewiesen, und die Schul-
sozialpadagoginnen und Schulsozialpadagogen ha-
ben teilweise auf die jeweilige Schule bezogene
Konzepte, ein einheitliches Konzept liegt nicht vor.

Ich hatte mir, wie gesagt, etwas genauere Antworten
vom Senat gewunscht. Wir haben sie ja auch so be-
kommen, allerdings ist das genau das, was wir hier
problematisieren wollten, Herr Gungor. Deswegen
wollten wir es auch hier einmal diskutieren, weil
die Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter
gleiche Standards wollen, sie wollen eine Stellenbe-
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schreibung, und sie wollen auch irgendwie nachvoll-
ziehen konnen, warum der eine Kollege ein paar Hun-
dert Euro mehr oder weniger in der Tasche hat. Das,
finde ich, ist ein verstandliches Anliegen, Herr Gun-
gor. — Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Gungor.

Abg. Giingor (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Erstens: Dass die Ant-
worten so sind, wie sie sind, Frau Vogt, liegt an ITh-
ren durftigen Antworten —

(Heiterkeit bei der CDU)

nein, an Ihrer dirftigen Fragestellung! —, das kann
man ja sehr einfach in dieser Grofen Anfrage sehen.

Der zweite Punkt, weshalb ich mich hier eigent-
lich gemeldet habe, ist, dass Sie hier Namen von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern eines Ressorts nen-
nen. Wir besprechen hier eine Antwort des Senats,
die Antwort legt der Senat vor, und dass Sie hier na-
mentlich zwei Personen nennen, von der einen be-
haupten, sie habe etwas in der Schublade verschwin-
denlassen, und von der anderen behaupten, sie hatte
sich geweigert, irgendwelche Fragen zu beantwor-
ten,

(Abg. Dr. Giuldner [Bindnis90/Die
Grunen]|: Das hat hier iberhaupt nicht zu in-
teressieren!)

das finde ich nicht in Ordnung, das ist nicht korrekt.
— Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/

Die Grinen—-Abg. Senkal [SPD]: Wenn

sie wenigstens anwesend waren und sich
wehren konnten!)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Es ist jetzt Mittagspause,

(Abg.Frau B 6 s ch e n [SPD]: Noch nicht!)

viele sind miide und erschopft. Ich werde mich zu die-
sen beiden Punkten gar nicht mehr lange auflern.

(Abg. Tsch ¢ pe [SPD]: Das ist gut!)

*) Vom Redner und von der Rednerin nicht tberprift.

Ich meine, die politischen Dinge — die politischen
Inhalte, die politischen Ziele — zur Schulsozialarbeit
sind alle benannt. Wir wissen, wir miissen daran ar-
beiten, dass wir Schulsozialarbeit ——. Ich mochte aber,
dass es am Ende nicht mehr Schulsozialarbeit heif3t,
sondern Kinder- und Jugendsozialarbeit, weil das aus
meiner Sicht der entscheidende Punkt ist. Es geht um
die Starkung der Kinder und Jugendlichen, und es
geht weniger um die Institution Schule, dann hatten
wir auch das Problem mit den Begriffen nicht mehr,
die hier etwas verwirren, und wenn wir das klaren,
dann hatten wir vielleicht auch klarere Identifikati-
onen fur die Aufgabenbeschreibung.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wir werden uns auf den Weg machen, und ich hoffe
schon, dass es uns gelingt, mit der neuen Bundesre-
gierung jetzt endlich einen Weg zu finden, dass Schul-
sozialarbeit auch als eine gesamtstaatliche Aufgabe
ubernommen wird und als eine nationale Aufgabe
gesehen wird, damit wir auf lange Sicht und umfang-
reich zu einer Finanzierung dieses Arbeitsgebiets
kommen konnen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich lasse mich jetzt nicht mehr darauf ein, ob wir
nicht mehr oder weniger hatten machen konnen. Nein,
wir konnten nicht mehr, wir haben nicht mehr, und
deswegen haben wir diese 30,5 Stellen. Ich bin da-
mit nicht zufrieden, aber ich bin froh, dass wir das er-
reicht haben.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Herr vom Bruch, das mit den Kriterien hatten wir
schon in der Deputation, die Scheinkriterien, die Sie
gesehen haben. Ich finde nicht, wenn man nach so-
zialen Indikatoren und nach regionalen Kategorien
auswahlt, dass das Scheinkategorien und aulerliche
Scheinrahmenbedingungen sind. Es sind Sortierungs-
moglichkeiten, die es nachvollziehbar machen und
die zumindest das Soziale in den Vordergrund ge-
ruckt haben. Deswegen haben wir das gemacht.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Damit wird es nicht mehr, und ich habe in der De-
putation auch gesagt, Gerechtigkeit habe ich damit
nicht hergestellt. Ich wiirde den Begriff der Gerech-
tigkeit an dieser Stelle sowieso tiberhaupt nicht be-
muhen wollen, weil das mit Gerechtigkeit gar nichts
zu tun hat. Wir haben weniger als vorher, aber die-
ses weniger ist mehr als nichts, und das war fur uns
entscheidend.

(D)
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(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Zu dem Punkt der Arbeitsplatzbeschreibungen,
Frau Vogt! Ich finde, vielleicht sollten wir uns tiber
das, was Sie jetzt angefiihrt haben, noch einmal in
der Deputation verstandigen. Es gibt fur die bremi-
schen Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbei-
ter Arbeitsplatzbeschreibungen, in Bremerhaven wur-
de das anders geregelt, dort wurde es aufgrund ei-
ner anderen Geschichte oder aufgrund einer ande-
ren Tradition der Schulsozialarbeit bis jetzt anders
gehandhabt. Ich denke, die Aufgabenbeschreibung
fur die Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialar-
beiter sind relativ klar.

Es liegt natturlich nicht in meiner oder unserer Fe-
derfiihrung, wie die Trager das am Ende umsetzen.
Das muss man nun einfach hier auch noch einmal klar
sagen, sie sind im Wesentlichen bei Tragern beschaf-
tigt, und da haben wir im Grunde erst einmal gar keine
Handhabe und keine Eingriffsmoglichkeit. Wir konn-
ten naturlich sagen, wir nehmen nur den Trager, der
dieses und jenes macht. Wir haben das in der Schar-
fe vielleicht nicht kontrolliert, aber wir konnen dem
gern nachgehen, damit man da auch noch einmal eine
klarere Linie erkennen kann, und dann kann es sein,
dass man vielleicht Trager aussortieren muss. Dann
machen wir das Nachste, ich merke ja, dass meine
Aufgabe vielfach darin besteht, Dinge zu sortieren,
neu zu richten und so weiter, das tue ich dann auch
gern, aber dann schauen wir erst einmal, dass wir das
Geld dafiir haben, das zu dem Thema Schulsozial-
arbeit!

(Abg. Frau B 6 s c h e n [SPD]: Finanzie-
rung!)

‘Wir brauchen sie, wir brauchen sie als Bundesmittel,
und die Verlangerung, die wir jetzt erreicht haben,
stammt natiirlich nicht aus Landesmitteln, sondern
aus Mitteln der Stadtgemeinde. Herr Fecker hatte das
begrifflich vertauscht, das hatte mir auch passieren
konnen. Es sind kommunale Mittel aus der Stadtge-
meinde Bremen fur die weitere Finanzierung dieser
30,5 Stellen.

Jetzt zu der Assistenz! Wir haben uns auf den Weg
gemacht, diese Assistenzleistung insgesamt erst ein-
mal zu identifizieren und auch zu erkennen, woher
wohin welches Geld geht und wofir es gebraucht
wird. Es geht an dieser Stelle um die personliche As-
sistenz, um die personlichen Assistenzleistungen bei
W und E und bei kérperbehinderten Kindern und Ju-
gendlichen. Das ist die Gruppe, die man erst einmal
genau identifizieren muss, und dann mochte ich Th-
nen eines sagen: Wir haben jetzt einen Aufwuchs und
einen Mittelaufwand von 9 Millionen Euro im Bil-
dungshaushalt nur fir die personliche Assistenz. Damit
ist noch keine Stunde Unterricht, damit ist noch kei-
ne Klassenassistenz, damit ist noch kein Ganztag und

auch sonst gar nichts finanziert, nur die personliche
Assistenz, die sich auf die Betreuung und die Hilfe-
stellung fir die Kinder bezieht, die uns brauchen,
damit sie am Schulalltag teilnehmen kénnen, wie wir
es uns vorstellen.

Dieser Aufwuchs hat sich natirlich noch einmal
deutlich dadurch verscharft, dass wir jetzt nicht mehr
in Forderzentren beschulen, sondern das in das Re-
gelsystem aufgenommen haben. Dadurch vervielfal-
tigen sich Aufgaben, weil die Kinder in viel mehr Klas-
sen sind. Diese Fragen muss man im Grunde genom-
men in diesem Zusammenhang auch noch einmal be-
handeln. Dies hat dazu gefiihrt, dass wir bestimmte
Gruppen, bestimmte personliche Assistenzen neu de-
finiert haben in Schulassistenzen, das heif3t, wir ha-
ben Aufgabenbereiche zusammengezogen. Das hat
zum Teil bei den Betroffenen zu der Sorge gefuhrt,
dass ihr Kind weniger bekommt, aber dies ist eigent-
lich nicht eingetreten. Es hat Einzelfalle gegeben, da
haben wir auch Beschwerden und Klagen gehabt, mit
denen wir uns jetzt auseinandersetzen.

Wir haben uns jetzt auf den Weg begeben zwischen
Soziales und Bildung, und es ware schon gewesen,
wenn das vorher passiert ware, das kann ich hier auch
einmal so deutlich sagen. Wir haben uns jetzt aber
mit der Staatsrategruppe auf den Weg begeben und
sortieren genau die Frage: Was kann aus Eingliede-
rungsleistungen finanziert werden, und was muss aus
dem Bildungsetat geleistet werden? Das ist keine
einfache Aufgabe, wir sind dabei, genau da jetzt die
Schnitte vorzunehmen. Das machen wir, ich bin froh
daruber, dass wir uns auf diesen Weg begeben ha-
ben, und ich kann Ihnen versprechen, dass wir ver-
suchen werden, bis zum Ende des Jahres einen ver-
ninftigen Konzeptentwurf vorzulegen.

In dem Zusammenhang werden wir uns im zwei-
ten Schritt auch damit auseinandersetzen, welche
Standards wir dann in der Arbeit der personlichen As-
sistenzen brauchen, was gemacht werden muss, wie
es gemacht werden muss und welches Tatigkeitsprofil
dafir erforderlich ist. Das ist aber wirklich eine Auf-
gabe, die im Moment noch vor uns liegt, an der wir
arbeiten, und ich hoffe, dass es uns auch wirklich ztigig
gelingt, weil es unser Interesse ist, die Kinder so zu
unterstiitzen, dass sie in unserer Regelschule auch
vernunftig lernen konnen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. vom Bruch.

Abg. Dr. vom Bruch (CDU)*): Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Selbst auf die Ge-
fahr hin, dass ich mich unbeliebt mache, Frau Sena-

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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torin, haben Sie mich in Threm Redebeitrag doch
noch zu zwei Bemerkungen provoziert.

(Senatorin Professor Dr. Quante-
Brandt: Das wollte ich nicht!)

Ich habe wirklich in meinem Redebeitrag sehr be-
wusst vermieden, die Diskussion tiber die Verantwort-
lichkeit zur Finanzierung, die wir in den letzten Mo-
naten hatten, hier noch einmal aufzuwarmen, aber
da Sie dieses Thema nun angeschnitten haben und
dies fur richtig hielten, mochte ich doch darauf hin-
weisen, dass ich es in Anbetracht der fortgeschritte-
nen Diskussion fur angezeigt halte, uns als Bundes-
land hier endlich auf unsere eigene Kraft und Zustan-
digkeit zu besinnen.

(Beifall bei der CDU)

Zeigen Sie nichtimmer auf andere, sondern handeln
Sie selbst, und handeln Sie auch mit Perspektive tiber
den Monat hinaus!

Das Zweite, das ich an dieser Stelle gern sagen
mochte, ist, dass wir sehr fir Vielfalt stehen, auch im
Hinblick auf die Trager in diesem Bereich. Ich habe
uberhaupt nichts dagegen, dass diese Zustandigkeiten
auch auf Trager delegiert werden, aber auf eines
lasse ich mich nicht ein: Sie, Frau Senatorin, bleiben
fur uns als Behorde und als Senatorin dafur verant-
wortlich,

(Senatorin Professor Dr. Quante-
Brandt: Ja, klar!)

delegieren Sie Thre Verantwortung nicht an andere!
— Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU - Abg. Dr. Guld-
ner [Bundnis 90/Die Griinen]: Das hat sie
nicht gemacht!)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Zwei Satze zu dem, was
Herr Gliingor gesagt hat!

Zu der Nennung der Namen! Es stimmt, an dem
einen Punkt hat Herr Gliingor einfach recht, ich habe
mich wahnsinnig geargert, weil ich von vier Stellen
gehort habe, die Anfrage wird nicht beantwortet, aber
ich héatte den Namen nicht nennen diirfen.

Was die Frage der Stellenbeschreibung angeht, die
es gibt, die aber nicht offiziell geworden ist: Als
ich gesagt habe, sie ist wieder in der Schublade ver-
schwunden, das ist ja nichts Geheimes, nichts Ille-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

gales, sondern sie ist einfach nicht offiziell geworden,
und Frau Jurgens-Pieper, die ich da erwahnt habe,
die war nun einmal Senatorin!

(Abg. Gungor [SPD]: Sie haben auch
noch andere Namen genannt!)

Es gibt ein Stellenprofil, das erstellt worden ist und
das dann nicht offiziell wurde, das habe ich hier kri-
tisiert! — Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

(Abg. Ro wekamp [CDU]: Wenn Herr
Glngor das jetzt so stehen lassen will? —
Heiterkeit)

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/1025, auf die GroBle An-
frage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Ich gehe davon aus, dass Sie alle wieder punkt-
lich anfangen moéchten um 14.30 Uhr.

(Widerspruch)

Das ist nicht der Fall. Dann unterbreche ich die Sit-
zung bis 15.00 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.25 Uhr)
x

Vizeprasidentin Schon eroffnet die Sitzung wieder um
15.01 Uhr.

Vizeprasidentin Schén: Die unterbrochene Sitzung
der Burgerschaft (Landtag) ist wieder eroffnet.

Zunachst mochte ich auf der Besuchertribuine recht
herzlich Mitglieder des Vorstands eines Turnkreises
aus Bremerhaven und Auszubildende und Mitarbeiter
der Firma UNICON Logistics begrifien. — Seien Sie
ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Gesetz iiber den Verfassungsschutz im Lande
Bremen und zur Anderung des Bremischen
Sicherheitsuberpriifungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 3. September 2013
(Drucksache 18/1047)
1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mau-
rer.
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Wir kommen zur ersten Lesung.
Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die Geschichte des deutschen Ver-
fassungsschutzes seit 1952 ist auch eine Geschichte
verschiedener Skandale. Gegriindet auf Anweisung
der Alliierten als , This Agency” war ihr vordringlichs-
ter Auftrag, die junge Bundesrepublik vor kommunis-
tischer Unterwanderung zu schiitzen. Das hat einmal
mehr, einmal weniger gut funktioniert.

(Abg. R6 wekamp [CDUJ:Dasistauch
regional unterschiedlich gewesen!)

Auchregional und auch unterschiedlich erfolgreich!

Fur die historisch Interessierten nur ein kurzes
Schlaglicht, was eigentlich in den letzten 70 Jahren
passiert ist! Es hat 1953 die sogenannte Vulkan-
Affdare gegeben, es hat 1963 die Telefon-Affare ge-
geben, 1968/1969 die Urbach-Affare, 1977 —vielleicht
den Leuten bekannter — den Fall Traube und 1978
das Celler Loch. Von 1974 bis 1991 liefen die Ermitt-
lungen im Mordfall Schmiticker, in dem der Berliner
Verfassungsschutz massiv Einfluss genommen hat auf
den Verlauf eines Strafprozesses. Der Mordfall ist bis
heute nicht aufgeklart, und das Verfahren musste ein-
gestellt werden. In dem Einstellungsbeschluss ist fest-
gestellt worden, dass der Verfassungsschutz nicht un-
wesentlich involviert gewesen ist.

Dann hatten wir als vorlaufigen Hohepunkt bis zum
NSU-Untersuchungsausschuss das NPD-Verbotsver-
fahren 2000 bis 2003, wo bis zum Schluss eigentlich
nicht klar war, ob eigentlich V-Leute des Verfassungs-
schutzes maBgeblich an der Positionsfindung der NPD
mitgewirkt und darauf Einfluss genommen haben. Das
war letztlich auch einer der Griinde, warum der Ver-
botsantrag damals gescheitert ist. So weit, so schlecht!
Dann aber kam der NSU-Komplex, und der NSU-Un-
tersuchungsausschuss hat Dinge zutage gefordert,
vor denen man fassungslos steht.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grunen und bei der LINKEN)

Esistin den Untersuchungsausschissen deutlich
geworden, dass die einzelnen Landesamter unter-
einander und das Bundesamt mit den Landesamtern
nicht kommuniziert haben und erforderliche Informa-
tionen nicht an die Polizei weitergegeben worden sind.
Akten wurden unverstandlicherweise vernichtet, V-
Leute sind beschaftigt und fir viel Geld bezahlt wor-
den. Herausgestellt hat sich zum Teil, dass sie die-
ses Geld verwendet haben, um Organisationen, die
sie ausspahen sollten, tiberhaupt aufzubauen. Eine
irgendwie geartete V-Mann-Kontrolle? Fehlanzeige!

Lagebilder, die der Verfassungsschutz erstellt hat, ha-
ben ausgeschlossen, dass es so etwas wie rechts-
radikalen Terrorismus geben konnte. Ich glaube, man
kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass es ins-
gesamt eine desastrose Leistung im Rahmen des NSU-
Komplexes gewesen ist, die unser Verfassungsschutz
da abgeliefert hat.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

An diese Chronik des Versagens schliefen sich dann
logischerweise drei Fragen an. Die erste Frage ist:
Brauchen wir eigentlich solch eine Agency, die mit
nachrichtendienstlichen Mitteln im Inland Extremis-
mus aufklart? Die zweite Frage, die sich dann an-
schlieBt: Wenn wir so etwas brauchen, wie muss solch
ein Dienst denn eigentlich effizient organisiert sein?
Die dritte und letzte Frage: Wie kann denn ein sol-
cher effizienter Dienst demokratisch kontrolliert wer-
den?

Zur Existenzberechtigung eines solchen Dienstes!
Ich habe einen hohen Respekt vor denjenigen, die
sagen, lassen Sie uns das Ganze abschaffen, ich glaube
allerdings, dass es ein bisschen zu kurz gesprungen
ist. Mann kann aus den Beobachtungsobjekten des
Verfassungsschutzes auf Bundesebene manchmal
auch den Schluss ziehen, dass das eher eine Erblast
des Kalten Krieges ist als noch etwas Aktuelles. Wenn
ich mir anschaue, dass es immer noch Landesamter
fur Verfassungsschutz gibt, die tatsachlich DIE LINKE
beobachten, dann finde ich das zunehmend absurd,
das tut nicht mehr not, das ist 20 Jahre nach der Wie-
dervereinigung eine vollig unsinnige Aufgabenstel-
lung fir den Verfassungsschutz.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grunen und bei der LINKEN)

Ich glaube aber, und das muss man auch sagen,
es ist nur vordergrundig richtig, diesen Verfassungs-
schutz, diesen Inlandsdienst abschaffen zu wollen.
Man muss zur Kenntnis nehmen, dass alle entwickel-
ten westeuropaischen Demokratien einen solchen
Dienst oder eine Organisationseinheit haben, die sol-
che Befugnisse hat. Das ist westeuropdische Norma-
litat.

Fakt ist neben der westeuropaischen Normalitat
auch, dass es auf deutschem Boden beispielsweise
islamischen Extremismus gibt. Dieser islamische Ex-
tremismus, und das ist auch Fakt, ist in Teilbereichen
mit den internationalen Terrorstrukturen verbunden.
Ohne den Einsatz von nachrichtendienstlichen Mit-
teln hatte es zum Beispiel den Erfolg der Aufklarung
bezuglich der sogenannten Sauerland-Gruppe nicht
gegeben. Ich glaube, wenn man darauf verzichten
wirde, wiirde man sich als Rechtsstaat auch entwaff-
nen.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der CDU)



Bremische Birgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 48. Sitzung am 26.09.13

3439

Anders als Bundesinnenminister Dr. Friedrich
glaube ich nicht, dass Sicherheit ein Supergrundrecht
ist, aber ohne Sicherheit ist andererseits vieles auch
nichts.

(Glocke)

Sind die fiinf Minuten schon um? Ich nehme dieses
Abklingeln in Demut hin und mache das, was ich mir
hier geschworen habe, nie zu tun:

(Abg. Ro wekamp [CDU]J: Sagen Sie es
wenigstens! — Heiterkeit)

Ich komme wieder! — Vielen Dank!
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Schén: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Bundnis 90/Die Grunen)*): Sehr
geehrte Frau Prasidentin, meine lieben Kolleginnen
und Kollegen! Vielleicht sollten wir bei solch einer
Debatte einmal verlangerte Redezeit einfiihren, weil
ich die Befurchtung habe, dass wir alle nicht mit ei-
nem Redebeitrag auskommen, jedenfalls habe ich mir
auch relativ viele Stichpunkte aufgeschrieben.

Ich kann — und das ist naturlich schon, wenn man
zusammen in einer Koalition regiert — unmittelbar an
den Kollegen Tschope anschlieBen, weil sich meine
Beobachtungen aus sehr vielen Jahren Mitarbeit in
der Parlamentarischen Kontrollkommission und in-
tensiver Beschaftigung mit dem Verfassungsschutz,
vor allem auch in Bremen, im Wesentlichen mit sei-
nen Beobachtungen decken.

Wir haben es in der Tat mit einem wirklich beispiel-
losen Skandal zu tun, wenn wir schauen, was im Zu-
ge der NSU-Aufarbeitung tatsachlich alles zutage ge-
treten ist. Ich mochte das nicht wiederholen, weil Herr
Tschope das schon ausreichend gewturdigt hat und
wir alle wissen, was gemeint ist. Wenn wir einmal in
unser eigenes Land schauen, hatten wir in Bremen
aber auch ahnliche Vorgange. Ich finde nach wie vor,
dass die Vorgange rund um die Inhaftierung des Bre-
mers Murat Kurnaz in Guantanamo beziehungsweise
nicht nur die Inhaftierung, sondern auch die Tatsa-
che, dass er da nicht wieder zeitnah freigelassen
wurde — —.

Wir haben im Zusammenhang mit dem BND-Un-
tersuchungsausschuss im Bundestag ahnliches schwe-
res Versagen auch beim Bremer Verfassungsschutz
erlebt, insofern haben wir auch in Bremen erlebt, was
passiert, wenn ein Verfassungsschutz aus den Fugen
gerat, wenn ein Verfassungsschutz nicht im Sinne ei-
ner demokratisch kontrollierten Behorde agiert.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Man muss vielleicht auch noch einmal sagen, weil
das die Jahre von 1995 bis 2007 unmittelbar betrifft,
hierfur gibt es neben der Verantwortung derjenigen
im Landesamt fur Verfassungsschutz, die damals die
Verantwortung getragen haben, immer auch eine po-
litische Verantwortung, dass eine Behorde so aus dem
Ruder lauft wie unsere Verfassungsschutzbehorde in
den damaligen Jahren.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Hatte man mich damals gefragt — wie gesagt, auch
damals war ich schon in der Parlamentarischen
Kontrollkommission komplett verzweifelt tiber die Tat-
sache, dass eine bremische Behorde nicht nur auf dem
rechten Auge blind war, die parlamentarische Kon-
trolle ignorierte und gar bekampfte und sich auch an-
sonsten als weitgehend inkompetent und nicht de-
mokratisch eingeordnet in den Behordenaufbau er-
wiesen hat —, ware ich damals von der Lage her, wie
sich das bremische Amt aufgestellt hat, glaube ich,
auch mit bei denjenigen gewesen, die gesagt haben,
es ist wirklich eine groBe Frage, ob man ein solches
Amtuberhaupt reformieren kann. Ich finde tiberhaupt,
dass die Frage auch bundesweit zu Recht gestellt wird.

In meiner Partei, bei den Griinen, wird diese Fra-
ge bundesweit diskutiert mit unterschiedlichen Ant-
worten, aber die Diskussion ist sehr ernsthaft und sehr
ausfuhrlich, und ich finde — auch da geht es mir wie
dem Kollegen Tschope —, man kann auch zu diesem
Schluss kommen, und man kann es auch begriinden.

Ich mochte gern begriinden, warum wir hier in Bre-
men fur den reformierten und im Jahr 2008 neu auf-
gestellten bremischen Verfassungsschutz zu einem
anderen Ergebnis kommen! Der bremische Verfas-
sungsschutz hat sich in der Struktur, in den Perso-
nen, im Geist, in den Inhalten, bezuglich der Beob-
achtungsobijekte, sieche DIE LINKE, seit dem Jahr 2008
wesentlich geandert. Einige Dinge,die andere Regie-
rungen in Thiringen, Sachsen, im Bund und anderswo
nun nachvollziehen, weil es eben unter dem Eindruck
der NSU-Morde jetzt dort auf der Tagesordnung steht,
sind hier in Bremen schon frithzeitig angegangen wor-
den.

Mit der Vorlage des heutigen Gesetzes uiber den
Verfassungsschutz machen wir einen weiteren Schritt,
diese Reform des Verfassungsschutzes weiterzutra-
gen und — und jetzt zitiere ich einmal eine Presseer-
klarung der LINKEN - , aus einem demokratiewid-
rigen Geheimdienst eine demokratisch strukturierte
Dienstleistungsbehorde zu machen”. So haben Sie
das in Threr Pressemitteilung selbst genannt, und ich
kann sagen, ja, das ist das Ziel dieser Gesetzesreform,
genauso wurde ich es auch formulieren, aus dieser
Behorde eine demokratisch strukturierte Dienstleis-
tungsbehorde zu machen wie andere auch.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)



3440

Bremische Biuirgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 48. Sitzung am 26.09.13

Man muss sich unter dem Eindruck dessen, was
den Mitgliedern der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission bei jeder Sitzung vorgetragen wird, fragen,
wenn man sich einig ist, dass es eine gewisse Not-
wendigkeit gibt, Bestrebungen, die gar nicht aus-
schlieBlich in den Bereich der Meinungsaullerung
fallen, sondern die auch in Bremen teilweise eng
verwoben sind mit dem internationalen Terrorismus
und Gewalttaten groen AusmaBes, ob man wirklich
guten Gewissens der Meinung sein kann, die Auf-
gaben, diese Szene zu beobachten, ganz wegfallen
zu lassen.

Es gabe die Alternative, das Landesamt fur Ver-
fassungsschutz aufzul6sen und die Aufgaben der Po-
lizei zu ubertragen. Dieser Meinung sind wir expli-
zit nicht, diese Losung wollen wir explizit nicht. Das
ist genau die Losung, zu der wir sagen, dann ziehen
wir eine Reform, eine Fortschreibung der Gesetze,
die den Verfassungsschutz kontrollieren, transparent
machen, offenlegen, demokratisch einhegen, dieser
Losung auf jeden Fall vor, und ich weif} auch aus Ge-
sprachen mit Vertretern der LINKEN, dass sie diese
Losung auch nicht wollen. Also, was steht am Ende
des Tages wirklich zur Debatte? Wer dann sagt, wir
wollen es weder bei der Polizei noch beim Verfas-
sungsschutz ansiedeln, miisste zugeben, dass diese
Aufgaben gar nicht mehr wahrgenommen wurden,
und das ist eine Losung, der wir uns als griune Bur-
gerschaftsfraktion ausdriicklich nicht anschlieBen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Wir wollen eine Behorde, die, wie sie jetzt im Mo-
ment aufgestellt ist, jederzeit jede Frage der parla-
mentarischen Kontrollgremien offen beantwortet und
teilweise uber die Fragen hinaus von selbst Informa-
tionen anbietet, zu welchem Thema auch immer. Wir
wollen, dass sie offen in die Offentlichkeit hinein agiert
und dort auch den Biurgerinnen und Birgern Rede
und Antwort steht. Wir wollen eine klare parlamen-
tarische Kontrolle in der Parlamentarischen Kontroll-
kommission und der G-10-Kommission. Wir wollen,
dass sie MaBigung und Aufgabensensibilitat hat, und
wir konnen bei der jetzigen Aufstellung der Behor-
de auch feststellen, dass das der Fall ist.

Wir wollen vor allem aus dem Bereich heraus, in
dem man das Ganze als eine absolut geheime Kom-
mandosache ansieht. So wird dieser Gesetzentwurf
jetzt auch nicht etwa in die geheim tagende Parla-
mentarische Kontrollkommission, sondern in die 6f-
fentlich tagende Deputation fur Inneres und Sport
uberwiesen, in der man dann auch ganz offen tiber
diese Themen auch im Lichte der anwesenden Presse
und Offentlichkeit diskutieren kann, denn gerade die
Annahme, dass sich alles, was mit dem Verfassungs-
schutz zu tun hat, der Kontrolle der Offentlichkeit ent-
zieht, ist schadlich, sowohl fir dieses Amt als auch
fiir uns als Parlament.

In diesem Sinne legen wir Ihnen heute einen Ge-
setzentwurf vor und wollen diesen, wie gesagt, auch
offentlich ausfiihrlich beraten. Wir schlieBen nicht aus,
dass man in diesem Gesetz an der einen oder ande-
ren Stelle auch noch nachbessern kann, um es dann
im Dezember in der endgtiltigen Fassung verabschie-
den zu konnen. Wir bitten um Ihre Zustimmung. —
Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Schon: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehe vorab
noch einmal auf ein paar Anmerkungen der Kollegen
Tschope und Dr. Guldner ein.

Ja, es ist wahr, es gibt auch bei uns in der Partei
unterschiedliche Diskussionen, weil die Frage nicht
ganz einfach zu 16sen ist. In diesem Punkt gebe ich
Thnen vollig recht, Herr Dr. Gildner. Dennoch sagen
wir, dass wir eine Observation und damit auch eine
anlassbezogene Bespitzelung der Bevolkerung durch
einen Inlandsgeheimdienst eigentlich grundsatzlich
ablehnen. In der Konsequenz bedeutet das nattirlich
die Abschaffung des Verfassungsschutzes, also auch
der Landesamter.

Ich kann den Kollegen Tschépe in einem Punk er-
ganzen. Wenn man die historische Herleitung betrach-
tet, die damals neben dem faktischen Auftrag der Al-
liierten hier in Deutschland tatsachlich diskutiert wor-
denist, so ist damals die Notwendigkeit eines Organs
wie des Verfassungsschutzes damit begrundet wor-
den, dass nach dem Ende des Nationalsozialismus die
Bevolkerung tiberwiegend nicht demokratisch ein-
gestellt war und man deswegen die Demokratie und
die junge Verfassung der Bundesrepublik vor der ei-
genen Bevolkerung schitzen musste. Das war zu-
mindest das, was offentlich diskutiert worden ist. Dass
dahinter faktisch etwas anderes stand, wissen wir alle.

Wenn man sich jetzt aber die offizielle Begrindung
und Herleitung anschaut, dann kann man heute auch
durchaus zu der Erkenntnis kommen, dass man nicht
mehr der Auffassung ist, die Mehrheit der Bevolke-
rung ware nicht demokratisch eingestellt. Aus die-
sem Grund kann man die nicht anlassbezogene Ob-
servation und Beobachtung der eigenen Bevolkerung
durchaus grundsatzlich infrage stellen.

Nun diskutieren wir heute den Entwurf des neu-
en Verfassungsschutzgesetzes, in dem die Lehren aus
dem NSU-Skandal gezogen werden sollen. Sie ha-
ben uns vorhin so schon zitiert; wenn wir eine de-
mokratisch strukturierte Dienstleistungsbehorde ha-
ben wollen, halte ich den konkret vorgelegten Ent-
wurf dafur nicht geeignet. Ich will das an ein paar

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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Punkten erlautern, und zwar erst einmal die grund-
satzlichen Erwagungen dazul!

Geheimdienste sind, wie der Name es so schon sagt,
geheim, esist deswegen faktisch unmoglich, sie demo-
kratisch zu kontrollieren. Wir haben nun in allen Bun-
deslandern Kontrollgremien, die in den Parlamenten
angesiedelt sind, manchmal ein wenig anders struk-
turiert als hier, aber schauen wir uns das hier einmal
an.

Der Bremer Verfassungsschutz soll in der Regel,
und das soll ja auch weiterhin so bleiben, von dem
Gremium der Parlamentarischen Kontrollkommissi-
on kontrolliert werden. Ich finde, faktisch ist das nicht
richtig moglich, weil sich diese Parlamentarische Kon-
trollkommission alle drei Monate trifft. Wir sitzen dort
mit sieben Leuten. Wir alle haben ohnehin schon einen
vollen Terminkalender. Die Vorlagen sind nicht 6f-
fentlich, sie werden uns dort vorgelegt und vorge-
tragen, das sind einfach Tischvorlagen, weil es ja eben
ein Geheimdienst ist. Das heifit, es gibt fir uns ei-
gentliche keine wirksame Moglichkeit, das, was uns
dort vorgelegt wird, auch zu uberprufen, weil es auch
noch einen anderen Haken gibt. Wir diirfen mit nie-
mandem daruber reden, mit keinem anderen Abge-
ordneten, nicht mit der Offentlichkeit, auch nicht mit
Mitarbeitern.

(Abg. Hinn ers [CDU]: Mirfallt das nicht
schwer!)

Ich frage mich dann naturlich schon, wie man ei-
nen Geheimdienst kontrollieren soll, wenn man ei-
gentlich nicht die Moglichkeit hat, die dort gemach-
ten Angaben zu uberprifen, das heifit, es gibt kei-
ne effektive Kontrolle des Landesamtes fiir Verfas-
sungsschutz. Genauso hat auch der Bundestag schon
festgestellt, dass dort die Kontrollkommission nicht
so richtig geeignet ist, eine demokratische Kontrolle
herzustellen. Dieser Widerspruch lasst sich nun einmal
nicht einfach auflésen, und dieser Widerspruch wird
auch in dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf nicht
aufgelost.

Wenn man sich das jetzt einmal anschaut, dann hat
man erst einmal den Eindruck, alles bleibt so wie
gehabt. Die Paragrafen zu den Rechten der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission bleiben unverandert,
es handelt sich dabei um die Paragrafen 26 folgen-
de. Die sogenannte Kontrolle findet also auch nach
wie vor in einem , geheimen Gremium*” statt, und sie
ist meines Erachtens damit nicht richtig wirksam.

Ich muss sagen, das ist nicht die notige Schluss-
folgerung, die ich aus dem NSU-Skandal ziehe. Ich
hatte mir da einen durchaus groeren Wurf ge-
winscht, selbst wenn die Grinen hier nicht zu der
Uberzeugung gelangen, dass man das Landesamt auf-
l6sen muss.

Zweitens, Geheimdienste arbeiten mit Techniken
und Praktiken, die auch die Demokratie und die Zi-

vilgesellschaft beschadigen konnen, das haben wir
bei dem Einsatz von V-Leuten erlebt. V-Leute sind
im schlimmsten Fall bezahlte Straftater, die der Staat
in kriminellen Gruppen anwirbt, um von ihnen In-
formationen zu bekommen. Eine Lehre aus dem NSU-
Skandal ist, das Umfeld des NSU war voll von ihnen.
V-Leute des Geheimdienstes haben Waffen beschafft
und Geld gegeben, sie haben Straftaten gedeckt und
vor den Gerichten gelogen.

Die Praxis mit den V-Leuten ist meiner Meinung
nach nicht reformierbar, im Ubrigen fordern auch die
Grunen vernuinftigerweise ein Ende dieser Praxis. Die
Frage ist naturlich dann, warum das hier in Bremen
nicht umgesetzt wird. Wenn Sie daran noch etwas an-
dern wollen — Sie haben vorhin gesagt, das muss jetzt
nicht so der Wurf sein, der dann auch letzten Endes
beschlossen wird —, dann bieten wir Ihnen dabei un-
sere Mitarbeit an, Herr Dr. Giildner.

Drittens ist der Geheimdienst, wie ich vorhin schon
gesagt habe, fur die Demokratie zum Teil nicht nur
gefahrlich, sondern unseres Erachtens auch tberflis-
sig. Sie haben eben zum Beispiel gesagt, na ja, DIE
LINKE wird hier nicht mehr kontrolliert, ehrlich ge-
sagt, das ist auch tiberhaupt nicht nétig, weil wir so
Facebook-affin sind, sodass alles, was wir sagen, 6f-
fentlich ist.

(Glocke)

Wir sagen aber auch, dass der Verfassungsschutz
eigentlich aufgelost werden kann, ohne dass die Si-
cherheit gefahrdet ist. Wenn man sich einmal die Auf-
gabe von einem Geheimdienst anschaut, vor allem
von einem Inlandsgeheimdienst, dann stellt man fest,
ein Inlandsgeheimdienst darf sich ilberhaupt nicht an
der Strafverfolgung beteiligen, da das namlich die Auf-
gabe der Polizei und Justiz ist. Dort haben wir dann
schon wieder den nachsten Widerspruch in dem vor-
gelegten Gesetzentwurf. Ich komme vorerst zum
Schluss. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zunachst zu Ihnen,
Herr Tschope! Sie haben in Ihrer Chronik noch ei-
nen Aspekt vergessen, als Sie die Versaumnisse des
Verfassungsschutzes aufgezahlt haben.

(Abg. Tsch 6 p e [SPD]: Affare John! Der
hat ribergemacht!)

Nein! Es mag sein! Wir haben auch einmal eine RAF
gehabt, bei der der Verfassungsschutz keine Lorbee-
ren geerntet hat. Wenn schon, dann auch richtig!

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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(Beifall bei der CDU)

Wir wollen aber naturlich eigentlich tiiber den Geset-
zesvorschlag, der hier vorliegt, reden.

Fur die CDU-Fraktion sind die Verfassungsschutz-
amter in den Landern und beim Bund wichtige Ins-
trumente der inneren Sicherheit in Deutschland, ich
glaube, das haben einige Vorredner auch schon deut-
lich gemacht. Aus diesem Grund steht fur uns die
Existenz des Verfassungsschutzes im Gegensatz zu
anderen Parteien, Frau Vogt, nicht zur Disposition.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie hier von einer Bespitzelung der Bevolke-
rung reden, dann muss ich doch den Verfassungs-
schutz an der Stelle einmal deutlich in Schutz neh-
men, denn die hat es in dem Sinne nie gegeben.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Zumindest
nicht im westlichen Teil der Bundesrepu-
blik!)

Uber den reden wir ja jetzt, wenn wir tiber Verfas-
sungsschutz reden, sonst mussten wir ja tiber die Stasi
reden!

(Abg. Rowekamp [CDU]J: Esgibtauch
noch einen o6stlichen Teil!)

Der Bericht des Untersuchungsausschusses zur
Mordserie der NSU, Herr Dr. Giilldner und Herr Tscho-
pe haben schon darauf hingewiesen, zeigt jedoch, dass
es bei der Aufklarung der terroristischen Hintergriinde
dieser Gruppe massive Versaumnisse unter anderem
auch bei den Verfassungsschutzamtern gegeben hat.
Deshalb ist auch fiir uns von grofler Bedeutung, die
Rechtsgrundlagen, die Struktur, die Arbeitsweise und
den Informationsaustausch untereinander im Verfas-
sungsschutz deutlich zu verbessern.

Mit der heutigen Vorlage des Gesetzentwurfs tiber
den Verfassungsschutz im Land Bremen tragt der
Senat aus Sicht der CDU in Teilen diesen erforderli-
chen Anderungen Rechnung. Insbesondere die Ver-
besserung der parlamentarischen Kontrolle bestimm-
ter nachrichtendienstlicher Mittel, wie beispielsweise
der Einsatz der sogenannten Vertrauenspersonen,
wird von uns unterstiutzt. Wir erkennen auch an,
dass das Landesamt fur Verfassungsschutz — der Lei-
ter ist gegenwartig ja auch hier — in letzter Zeit
sehr umfangreich seinen Informationspflichten in der
Parlamentarischen Kontrollkommission, nachkommt,
Herr Dr. Guldner hat auch darauf hingewiesen.

Ebenso konnen wir feststellen und nachvollziehen,
dass der Senat beabsichtigt, den Verfassungsschutz
in Bremen zukunftig innerhalb der senatorischen
Dienststelle fiir Inneres und Sport zu organisieren. Da-
mit konnen aus unserer Sicht die Arbeitsweise und

der erforderliche Informationsaustausch, daran hat
esin der Vergangenheit ja einen deutlichen Mangel
gegeben, zwischen den Sicherheitsbehérden im Rah-
men der geltenden Gesetze am ehesten gewahrleistet
werden.

Die CDU-Fraktion hat allerdings Probleme mit Tei-
len der Formulierung in Paragraf 7 des Gesetzes tiber
den Verfassungsschutz. In diesem Paragrafen geht es
um die besonderen Befugnisse der Verfassungsschutz-
behorde, wie beispielsweise besondere Auskunftsbe-
fugnisse auch auf inlandische gewaltorientierte und
verfassungsfeindliche Bestrebungen zu erweitern. Zu
diesen Befugnissen gehoren nach diesem Gesetz Auf-
klarung der Geldstrome und Kontobewegungen so-
wie Auskiinfte von Telekommunikations- und Tele-
dienstleistungsunternehmen tiber den Aufenthaltsort,
uber Kommunikationsprofile und Beziehungen. Dart-
ber sollen Erkenntnisse erlangt werden. Sicherlich
sind das sehr sinnvolle MafBnahmen, die im Bedarf
durchaus beispielsweise bei der NSU zu verntiinftigen
Zielen gefiihrt hatten.

Die Formulierung in Paragraf 7 Absatz 1 Satz 2 be-
schrankt jedoch diese Befugnis ausschlieBlich auf
durch ,Hass gegen Teile der Bevolkerung, insbeson-
dere gegen bestimmte nationale, rassische, religiose
oder ethnische Gruppen"” motivierte gewaltorientierte
Bestrebungen. Das ist auch vollig in Ordnung;, es fehlt
nur ein Teil der gewaltorientierten und auch politisch
motivierten Gewaltkriminalitat, namlich aus dem
rechtsextremen Bereich.

(Abg. Tschope [SPD]:Links!-Abg. Dr.
Kuhn [Bindnis 90/Die Grunen]: Linksex-
tremismus?)

Diese Einschrankung bedeutet, dass nur der natio-
nale islamistische Terrorismus und der gewaltorien-
tierte Rechtsextremismus vom Gesetz erfasst werden,
der gewaltorientierte Linksextremismus wird nicht
von diesem Gesetz erfasst.

(Abg. Dr. Kuhn [Bundnis 90/Die Gri-
nen|: Was schlagen Sie vor?)

Herr Dr. Kuhn, ich schlage vor — wir sind ja noch in
der Beratungsphase des Gesetzes, aus diesem Grund
kann der Hinweis, den ich jetzt hier gebe, aufgenom-
men werden, um das Gesetz an dieser Stelle zu mo-
difizieren, da es im Ubrigen auch die einzige Kritik
ist, die wir an diesem Gesetz haben —, auf den ge-
waltbereiten Linksextremismus, den wir zweifelsohne
ebenfalls in unserer Gesellschaft zu beklagen haben,
dazu braucht man sich nur die Verfassungsschutz-
berichte der letzten Jahre anzuschauen, durfen die-
se besonderen Auskunftsbefugnisse nach Paragraf 7
Bremisches Verfassungsschutzgesetz keine Anwen-
dung finden.

Fur die CDU-Fraktion sind die besonderen Befug-
nisse sehr sinnvolle Rechtsgrundlagen zur Bekamp-

(D)
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fung von terroristischen und extremistischen Struk-
turen. Wir konnen allerdings tiberhaupt nicht nach-
vollziehen, warum diese nur Anwendung finden sollen
auf die Bekampfung des nationalen islamistischen Ter-
rorismus —

(Glocke)

ich habe schon die ganze Zeit darauf gewartet! —und
gewaltbereiten Rechtsextremismus und nicht auch
auf den gewaltbereiten Linksextremismus. — Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Um es kurz zu machen, der Kolle-
ge Dr. Guldner hat hergeleitet, weshalb wir einen
Inlandsnachrichtendienst brauchen. Die Frage nach
dem NSU-Untersuchungsausschuss bei den ganzen
Abstimmungsproblemen, die es dort zwischen den
Landesamtern und dem Bundesamt gegeben hat, ist,
ob es eigentlich verninftig ist, diese Kleinstaaterei
weiter aufrechtzuerhalten.

Man hatte als Antwort auf die Kommunikations-
pannen, die unterbliebene Weitergabe von Daten und
den nicht vorhandenen Austausch auch zu dem Er-
gebnis kommen koénnen, wir streichen die Landes-
amter fur Verfassungsschutz und gehen zu einem ein-
heitlichen Bundesamt fur Verfassungsschutz iiber, das
dann regionale Stiitzpunkte hat. Das wére im Ub-
rigen auch nichts Ungewdhnliches, weil fast alle west-
europdischen Inlandsgeheimdienste und der nord-
amerikanische Inlandsgeheimdienst so strukturiert
und organisiert sind. Das ist daran gescheitert, dass
fast alle Innenminister — egal, ob sie rot oder schwarz
waren — ihren eigenen Verfassungsschutz behalten
wollten.

Ich halte das fiir eine vergebene Chance. Ich glau-
be, das war nicht klug, und ich glaube, dass wir als
kleines Bundesland sehr ernsthaft dariber nachden-
ken miissen, ob man trotz dieser vergebenen gesamt-
staatlichen Chance nicht weiter in die Richtung ar-
beiten muss,

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Grunen]: Uns wollte keiner haben!)

Synergien zu nutzen und gegebenenfalls zu zentra-
lisieren, vielleicht auch im Verbund mit anderen. Ich
kann fiir mich und meine Fraktion sagen, ein eigen-
standiges Landesamt fur Verfassungsschutz ist nicht
Kern der bremischen Staatlichkeit, sondern man kann
sich da auch etwas anderes vorstellen.

Zweiter Punkt — und das ist die Frage —, Frau Kolle-
gin Vogt, Sie haben es angesprochen —: Wie kontrol-
liert man eigentlich einen Geheimdienst? Ich moch-
te das fiir mich ganz deutlich differenzieren. Ein Nach-

richtendienst arbeitet gegentuiber denjenigen, die er
beobachtet, natiirlich geheim. Das muss geheim sein,
er darf sich aber niemals und in keiner Weise einer
parlamentarischen, einer demokratischen Kontrolle
entziehen.

Ich glaube, dieser Gesetzentwurf, wie wir ihn hier
haben, beschrankt sich nicht, wie Sie es dargestellt
haben, darauf, dass wir uns alle drei Monate treffen
und dann berichtet wird, wir konnen naturlich auch je-
derzeit eine Sitzung einberufen, wir konnen jederzeit
als PKK Mitarbeiter vorladen, die auskunftspflichtig
sind.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/Die
Grunen]: Jederzeit! Tag und Nacht!)

Wir konnen Akten beiziehen, das heifit, das Einsichts-
recht und die Rechte der PKK sind schon sehr aus-
fihrlich, wir miissen sie nur nutzen, wenn wir einen
Anlass dazu haben.

Mir geht es wie dem Kollegen Dr. Guldner, ich hatte
in den letzten vier Jahren, seit der Bremer Verfas-
sungsschutz neu aufgestellt worden ist, den Eindruck,
dass wir ein hervorragend arbeitendes Landesamt
haben, das von sich aus sehr proaktiv informiert hat,
und ich habe fur mich nicht das Bedurfnis verspurt,
von diesen Befugnissen im Weiteren Gebrauch zu ma-
chen. Ich glaube, dass die PKK diesen Bremer Ver-
fassungsschutz sehr gut kontrollieren kann, aber die
Frage ist, und das ist sozusagen auch der Kernpunkt
des Gesetzentwurfs, wie man eigentlich in Zukunft
mit V-Leuten umgehen soll. In der Tat bleiben da noch
Fragen offen. Es bleibt unter anderem die Frage of-
fen: Muss nur das Beobachtungssubjekt demnachst
durch die G-10-Kommission genehmigt werden, oder
muss nicht auch der V-Mann-Einsatz im Einzelfall ge-
nehmigt werden? Ich wiirde solche Fragen gern auch
im weiteren Gesetzgebungsverfahren klaren. Fur mich
ist das noch nicht abgeschlossen.

Ich habe auch noch eine zweite Frage: Welche Mog-
lichkeiten gibt es denn bei den szenetypischen De-
likten, die dort jetzt geregelt sind, mit Straflosigkeit?
Ist es eigentlich so klug, wie es in diesem Gesetzent-
wurf geregelt ist, oder sollte man sich vielleicht an
das anlehnen, was Nordrhein-Westfalen in seiner Ver-
fassungsschutznovelle geregelt hat? Das ist noch nicht
entschieden.

Frau Vogt, wenn Sie Vorschlage haben, sind wir
sehr offen dafur, diese Vorschlage noch einmal zu be-
sprechen, weil es klar ist, dass V-Leute im Regelfall
Kriminelle oder Extremisten sind, sonst waren sie gar
nicht in der Szene. Ich muss mir also Gedanken ma-
chen, denn ich darf sie nicht enttarnen, weil sie sich
szeneaddaquat verhalten miissen, aber ich darf ihnen
keinen Freibrief ausstellen. Ich bin gern bereit, diese
Balance noch einmal mit Thnen zu diskutieren, wie
wir das umsetzen konnen. Zur Fragestellung, wel-
che Anforderungen man sowieso an die V-Leute und
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den V-Leute-Einsatz hat, besteht auch noch zusatz-
licher Diskussionsbedarf.

Als Letztes konnen wir gern auch noch einmal,
wenn Sie Vorschldage haben, Frau Vogt, uber die Be-
fugnisse der PKK sprechen. Man kann sich auch tiber-
legen, ob die PKK nicht eigentlich das Gremium ist,
das den politischen Wahlbeamten, namlich den Ver-
fassungsschutzprasidenten, auswahlen musste. Man
kann tiber all diese Dinge nachdenken. Wenn Sie Vor-
schlage haben, sind wir dafir sehr offen.

Ich mochte noch eine Sache sagen, Herr Kollege
Hinners, es ist so ein bisschen ein Mantra, das Sie
vor sich hertragen, dass hier Linksextremismus und
Rechtsextremismus identisch, symmetrisch seien.
Diese Debatte hatten wir gestern beim Bericht zum
Rechtsextremismus, wir haben sie heute. Ich kann
noch einmal sagen, Gewalt gegen Menschen und Sa-
chen sind Vergehen und gegebenenfalls Verbrechen
und gehoren verfolgt. Ich sage aber fur mich — und
ich glaube, dass das auch eine weitverbreitete Posi-
tion in meiner Partei ist —, eine Geisteshaltung, ein
System, das menschenverachtend ist, ist etwas an-
deres als fehlgeleitete Leute, die Verbrechen bege-
hen. Deshalb habe ich ein massives Interesse daran,
dass der Verfassungsschutz sich gegen diejenigen aus-
richtet, die menschenverachtend unterwegs sind, und
das sind hier extremistische Salafisten und Neonazis,
und diese Problemlage greift der Gesetzentwurf hier
auf.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Schon: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann direkt an
Herrn Hinners anknupfen, weil ich in meinem ers-
ten Redebeitrag genau dort aufgehort habe, wo das
Problem ist, dass der Verfassungsschutz nicht straf-
tatbezogen observiert, weil das die Aufgabe der Po-
lizei ware. Er ermittelt nicht aufgrund von Strafta-
ten, sondern er iberwacht bestimmte Gruppen selbst-
standig.

Sie haben eben gesagt, hier wird niemand aus der
Bevolkerung bespitzelt, und das ist nicht wahr! Es gibt
gerade aktuelle Beispiele. Andrea Ropke, eine Jour-
nalistin aus Niedersachsen, wird deswegen observiert,
weil sie Artikel iiber Neonazis schreibt.

(Abg. Hinners [CDU]: Nein, sie wird
nicht observiert! Sie sollten es wissen! Sie
wird beobachtet!)

Sie wissen auch, dass unser Innendeputierter, Herr
Dr. Rolf Géssner, gerichtlich anerkannt jahrzehnte-
lang unrechtmaBig tiberwacht wurde.

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

(Abg. Hinners [CDU]: Vom Bundes-
amt!)

Vom Bundesamt, ja, das ist mir klar! Das ist durchaus
eine unangenehme Situation, weil die Betroffenen das
in dem Moment wissen und alle, die mit dieser Per-
son zu tun haben oder mit ihr befreundet sind. Das
ist nicht witzig und soll hier bitte nicht verharmlost
werden! Das ist fur den Einzelnen eine ganz uner-
tragliche Situation, weil er nicht einmal weil3, ob viel-
leicht sein Toilettengang hier zur Disposition steht.
So ist das, man weil} ja nicht, mit welchen Methoden
man observiert wird. Das ist das Problem bei Geheim-
diensten.

Ich mochte aber noch einmal zum Kern zurtickkom-
men! Die beiden Personen, von denen ich eben ge-
redet habe, haben keine Straftaten begangen. Sie wur-
den aus rein politischen Griunden tiberwacht, und zwar
ohne dass es jemals einen Anlass gegeben hatte, einen
konkreten straftatbezogenen Anlass, ohne dass es je-
mals ein gerichtliches Verfahren oder ein Ermittlungs-
verfahren bei der Polizei gegeben hatte. Diese Leu-
te sind iiberwacht worden, und da finde ich auch den
Widerspruch, wenn man sich anschaut, was bei der
NSU-Affére an die Offentlichkeit gekommen ist: Die
NSU konnte unter Mitwirkung und Observation von
V-Leuten Morde und Uberfélle begehen. Ich finde,
das istimmer noch ein Widerspruch, der nicht gelost
ist, weil das namlich ein grundsatzlicher Charakter
von Inlandsgeheimdiensten ist.

Ich mochte aber trotzdem hier noch einmal einige
Passagen im Detail betrachten, denn die Lehre soll-
te sein, dass der Verfassungsschutz demokratisch kon-
trollierter wird, sodass es zu bestimmten Auswiich-
sen nicht mehr kommen kann. Ich sehe es ein biss-
chen kritisch — ich beziehe mich jetzt auch auf Pa-
ragraf 7 —, dass die Kompetenzen im Bereich der
besonderen Befugnisse, das ist der Zugriff auf Bank-
verbindungen und Flugdaten, ausgeweitet werden
sollen.

Diese Befugnisse, wenn man das ganz genau
nimmt, kommen eher aus den Otto-Katalogen der rot-
grunen Bundesregierung, die damals im Zusammen-
hang mit den Anschlagen vom 11. September ent-
standen sind. Sie wurden hier auch immer diskutiert
und standen zur Disposition. Jetzt sollen diese Be-
fugnisse erweitert werden, und zwar auf andere Grup-
pen, die zum Teil definiert sind, aber nicht ausschlie3-
lich. Dass der Einwurf von Herrn Hinners kommt, das
war mir auch klar.

Interessant finde ich aber, dass der Verfassungs-
schutz laut Paragraf 8 des Gesetzentwurfs Zugriff auf
die sogenannten Bestandsdaten bekommen soll: Die
Bestandsdatenauskunft, und da wird mir der Inter-
netspezialist Herr Hamann hier mit Sicherheit recht
geben,

(Zurufe von der SPD: Ohal!)
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istnamlich der Nachfolger der Vorratsdatenspeiche-
rung, und die Vorratsdatenspeicherung wurde aus gu-
tem Grund in Karlsruhe gekippt, und jetzt soll der Ver-
fassungsschutz konkreten Zugriff auf Verbindungs-
daten bekommen, wer wann wo mit wem telefoniert
hat, oder auch noch auf Passworter oder Handy-PINs.
Das wundert uns jetzt doch schon ein bisschen, denn
der Bremer Senat hat namlich im Bundesrat gegen
die Verankerung der Bestandsdatenauskunftim Te-
lekommunikationsgesetz gestimmt, und das fanden
wir auch richtig gut. Jetzt wollen Sie diese Bestands-
datenauskunft, die Sie abgelehnt haben, in das Ver-
fassungsschutzgesetz schreiben, das konnen wir dann
wiederum uberhaupt nicht nachvollziehen!

Wir fragen uns weiter: Warum werden mit dem Ge-
setz zusatzliche Befugnisse geschaffen? Warum darf
der Bremer Verfassungsschutz dann eben im Zwei-
felsfall Zugriff auf diese Daten haben, sobald die Par-
lamentarische Kontrollkommission das genehmigt hat?
Das ist mir alles noch nicht so ganz klar geworden,
und vielleicht erlautern Sie das noch einmal.

Ich denke jedenfalls, dass das aus unserer Sicht
nicht zu heilen sein wird, auch nicht durch eine Be-
handlung in der Innendeputation, denn ich glaube
schon, wenn man das mit einer demokratisch struk-
turierten Behorde wirklich ernst meint, dass man dann
einfach einen Richtervorbehalt fiir einen schweren
Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung
braucht, aber nicht den Beschluss einer Parlamen-
tarischen Kontrollkommission.

Daher — das wird Sie nicht verwundern — werden
wir diesen Gesetzentwurf ablehnen. Wir kénnen
trotzdem noch einmal, und das werden wir auch mit
Sicherheit tun, tiber das eine oder andere in der De-
putation im Detail reden. Ich werde dann wahrschein-
lich mit meinem Kollegen Dr. Gossner dabei sein, und
dann sehen wir weiter. — Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Bundnis 90/Die Grunen) *): Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Sehr geehr-
ter Herr Hinners, ich moéchte schon noch einmal darauf
hinweisen, weil es doch eine sehr grundsatzliche Frage
ist: Sie haben sicher auch gemerkt, dass die Zweifel
an diesen Behorden, es sind 17 insgesamt, bei uns sehr
grof3 sind. Vielleicht héren wir einmal kurz etwas aus
den Ausfiihrungen des Vizeprasidenten des Bundes-
amtes fur Verfassungsschutz, der einen Brief an alle
Mitarbeiter des Bundesamtes fur Verfassungsschutz
geschrieben hat, kurz bevor er dort als Vizeprasident
ausgeschieden ist. Er beschreibt die Arbeit seiner ei-
genen Behorde dort so:

» Wir waren wie die Titanic auf groBer Fahrt ziel-
los im Zickzack tiber den , VS-Atlantik“ unterwegs!

*) Vom Redner nicht Gberprift.

Und das mit vielen Eisbergen voraus.” Oder: ,Ge-
heimdienstler von Bund und Landern mitsamt ihren
V-Leuten oft blind und ahnungslos nebeneinander-
her.” Oder: ,Sprachlosigkeit zwischen Amtsleitung
und Arbeitsebene bei der Aufarbeitung des NSU-
Komplexes.” Weiter: , Wir mogen einen Jahresplan
gehabt haben, aber keine Zielorientierung."

Wenn der Vizeprasident einer Behorde solche Worte
findet, muss man, glaube ich, sehr ernst nehmen, dass
es in der Tat eine Krise dieser Behorden ist, die man
wirklich extrem ernst nehmen muss, und man muss
sich fragen, ob die Behorden auf diesem Weg tatsach-
lich auch reformierbar sind. Ich finde, es ist absolut
richtig, diese Frage so in der Grundsatzlichkeit zu
stellen.

Ich kann an die Kollegin Frau Vogt unmittelbar
anknupfen, ich habe selbst mit Andrea Ropke meh-
rere Veranstaltungen zum Rechtsextremismus orga-
nisiert, und ich schatze sie auBBerordentlich. Ich fin-
de die Tatsache, dass der niedersachsische Geheim-
dienst Andrea Ropke und andere Journalistinnen und
Journalisten und das Bundesamt fir Verfassungs-
schutz den Kollegen Rolf Gossner observiert haben,
eine absolute Schweinerei, die in einer demokra-
tischen Behorde nicht vorkommen darf. Wir stimmen
dabei absolut 100 zu Prozent tiberein.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Das ist vielleicht der einzige Punkt — ein sehr klei-
ner Punkt, der auch in diesem Gesetzentwurf gar keine
Konsequenz hat —, da sind der Kollege Tschope und
ich so ein bisschen anderer Meinung: Wenn ich mir
vorstelle, dass die Zusammenlegung der Landesamter
die Losung gewesen ware und Niedersachsen und
Bremen zusammengelegt worden waren, sodass wir
irgendwie mit dem niedersachsischen Verfassungs-
schutz des Herrn Schiinemann, der wiederum Frau
Ropke und andere beobachtet hat, hatten zusammen-
arbeiten und so tun miissen, als wenn wir ihn kon-
trollieren, was wir niemals gekonnt hatten, dann ist
es mir schon lieber, wenn wir im kleinen Bremen selbst
die Hoheit und die Moglichkeit haben, dieses Amt
auch tatsachlich kraft unserer eigenen Personen zu
kontrollieren, obwohl dort die Probleme, die ange-
sprochen worden sind, sicherlich immer noch verblei-
ben, selbst wenn alle besten Willens sind.

Es stimmt nicht, dass die PKK einmal im Viertel-
jahr darauf wartet, was der Verfassungsschutz und
der Innensenator ihr vortragen. Ich kann Tag und
Nacht, Montag bis Sonntag und rund um die Uhr in
das Landesamt fur Verfassungsschutz gehen, kann
mir jede Akte, jeden Mitarbeiter, jeden Vorgang, jede
Auskunft holen, was immer es ist. Das ist eigentlich
die Kompetenz der PKK.

Ich habe als Mitglied der PKK eine solche Akten-
einsicht schon gemacht, und zwar damals im Fall Mu-
rat Kurnaz. Ich habe mir in der Behorde alle Akten
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im Original vorlegen lassen, die den Fall Murat Kur-
naz betrafen. Das kann jedes Mitglied der PKK an
jedem Tag des Jahres sofort einfordern, weil es ein
gesetzlich verbrieftes Recht ist. Ich glaube, das ist
schon ein sehr weitgehendes Recht der parlamenta-
rischen Kontrolle. Man muss es dann allerdings auch
ausuben wollen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Zu den Befugnissen! Es stimmt, und da wundert
mich die Kritik ein bisschen, dass ausgerechnet der
militante Rechtsextremismus jetzt zusatzlich in den Ka-
talog aufgenommen worden ist. Ich meine —auch das
kann man als Lehre aus der NSU-Affare ziehen —, es
ist nicht nur ein Skandal der Verfassungsschutz- und
der Sicherheitsbehorden, es ist immerhin auch eine
mordende terroristische rechtsextreme Gruppe ge-
wesen, die jahrelang durch Deutschland gezogen ist
und Menschen umgebracht hat. Man kann es auch
als einen Hinweis verstanden wissen, dass wir in dieser
Richtung mehr und genauer hinschauen miussen, ge-
rade in Bezug auf den Rechtsextremismus und den
Terrorismus von Rechts, und genau das macht die-
ser Gesetzentwurf im Rahmen dieser Neufassung des
Gesetzes. Man kann diesen Punkt also sehr wohl auch
als eine Lehre aus den Morden der NSU ziehen.

Sie haben nicht erwahnt, dass in diesem Gesetz-
entwurf andere Befugnisse, die im Rahmen der Otto-
Kataloge, wie Sie so schon sagten, unter Innenminister
Otto Schily nach dem 11. September aufgenommen
worden sind, auch gestrichen worden sind, also dass
man sich auch von Dingen, die man damals glaubte,
in die Sicherheitsgesetze aufnehmen zu mussen, heute
im Jahr 2013 verabschiedet. Insofern ist dieser Ge-
setzentwurf, glaube ich, eine gute Grundlage.

Ich erklare aber ausdriicklich fiir meine Fraktion,
dass wir jetzt in der weiteren Beratung bis zur zwei-
ten Lesung im Dezember allen Anregungen vollkom-
men offen gegentiberstehen. Es sind heute hier ei-
nige Anregungen gemacht worden, und wir selbst
haben auch einige auf dem Zettel. Dieser Gesetzent-
wurf kann also auch noch in wesentlichen Punkten
verbessert werden, und dann werden wir sehen, wo-
rauf wir uns bis Dezember mit moglichst vielen Ab-
geordneten in diesem Haus gemeinsam einigen kon-
nen. — Vielen Dank!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich méchte doch noch

*) Vom Redner nicht Gberprift.

auf einige Redebeitrage eingehen und einige Ergan-
zungen machen! Nattrlich ist der Einsatz von V-Leu-
ten naturgemaB einfach ein Problem, das kann ich
aus meiner eigenen polizeilichen beruflichen Erfah-
rung wiedergeben, das ist keine Frage. Ich habe auch
nicht die Erfahrung aus dem Verfassungsschutz, das
ist auch richtig. Wenn wir aber eine wehrhafte Demo-
kratie sein wollen — und ich glaube, da spreche ich
zumindest fur die meisten hier im Haus —, dann muss
man auch uber den Einsatz solcher nachrichtendienst-
lichen Mittel nachdenken. Es hat auch in der Vergan-
genheit —jetzt nicht im NSU-Verfahren, da hat es groe
Probleme gegeben, keine Frage, aber in anderen Fal-
len — durchaus mit dem Einsatz von V-Leuten durch
den Verfassungsschutz sinnvolle Hinweise gegeben,
und dadurch konnten bestimmte Dinge verhindert
werden.

Ich lege trotzdem Wert darauf, auch wenn Sie das
im Prinzip schon erwartet haben, dass wir nicht nur
den Rechtsextremismus —in diesem Fall hier den ge-
waltbereiten Rechtsextremismus — und den islamis-
tischen Terrorismus von den besonderen Befugnis-
sen erfassen, sondern auch den gewaltbereiten Links-
extremismus. Aus dem NSU-Verfahren ist der Vor-
wurf deutlich geworden und wahrscheinlich auch in
vielen Fallen zu Recht erhoben worden, dass dieser
Bereich von den Landesamtern fiir Verfassungsschutz
vollig unterschatzt worden ist.

Herr Dr. Gildner, ich geben Thnen vollig recht,
17 Landesamter fur Verfassungsschutz, die auf Herr-
schaftswissen herumsitzen und, warum auch immer,
gegenseitig in Konkurrenz zueinander stehen und die
Informationen nicht herausgeben, sind naturlich Gift
gerade fur eine solche uiber die Grenzen der Bundes-
lander arbeitende Gruppe, das steht fur mich vollig
auBer Frage. Es ist fiir mich auch tiberhaupt nicht
nachvollziehbar, dass es dort eine solche Unzulang-
lichkeit in dem Umfang geben konnte, aber ich bin
auch felsenfest davon tiiberzeugt, dass wir jetzt nicht
den Fehler machen sollten, andere Gefahrenquellen
zu unterschatzen, die im gewaltbereiten Extremis-
mus hier in Deutschland vorhanden sind oder mog-
licherweise in Zukunft drohen. Deswegen, glaube
ich, sollten wir durchaus diese besonderen Befugnisse
auch auf den linksextremistischen Bereich ausdeh-
nen. Wir haben diverse Beispiele dafur, wie in der
Vergangenheit und auch aktuell aus diesen Kreisen
Anschlage auf Polizeibeamte und auf den Bahnver-
kehr vertibt wurden, in Bremen hatten wir auch Brand-
stiftungen und schwerwiegende Straftaten.

Wir fordern deswegen als CDU-Fraktion, dass im
Rahmen der noch folgenden Beratungen bis zur
zweiten Lesung die besonderen Befugnisse nach Pa-
ragraf 7 Absatz 1 Satz 2 auch auf Teile des gewalt-
bereiten Linksextremismus ausgedehnt werden. —
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)
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Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tschope.

Abg. Tschope (SPD): Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Herr Kollege Hinners,
sofern es sich nicht nur um eine populistische Gleich-
setzung von Links- und Rechtsextremismus handeln
sollte, kann ich Thnen zusagen, dass wir das prufen
werden. Ich glaube aber, dass Sie das, was Sie be-
haupten, namlich dass es die Befugnisse nicht gebe,
eigentlich besser wissen mussten. Das BKA-Gesetz,
das namlich genau auf die Struktur von linkem Ex-
tremismus zugeschnitten ist, hat eine Vielzahl die-
ser Befugnisse, mit der Ausnahme, dass man im Vor-
feld den Gesinnungsaufbau dieser Organisationen
durchleuchten kann.

In der Tat habe ich IThnen eben gesagt, warum ich
glaube, dass sich Links- und Rechtsextremismus deut-
lich unterscheiden. Wir werden das in der Innen-
deputation noch einmal diskutieren mussen. Es geht
uberhaupt nicht darum, dass man die Gefahr von Links
unterschatzt, aberich glaube, es gibt einen entschei-
denden Unterschied zwischen Links- und Rechtsex-
tremismus.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Lassen Sie mich aber noch einmal eines sagen,
Herr Kollege Dr. Guldner - ansonsten passt in die-
ser Frage kein Blatt zwischen uns, wir sitzen auch
schonrelativ lange gemeinsam in der PKK —, es reizt
mich doch noch einmal, diese Thematik mit dem ei-
genstandigen Amt und ob Bremen eigentlich einen
eigenen Verfassungsschutz braucht, noch einmal ein
bisschen pointiert darzustellen! Ich glaube, der Ver-
fassungsschutz kann nicht dafiir dienen, dass wir uns
gut fuhlen, weil wir solch eine Einheit kontrollieren.

Sie haben eben gesagt, Sie hatten Schwierigkei-
ten, wenn das in Niedersachsen anonym gewesen
wadre.

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Griinen]: Es konnte ein Problem sein, wenn
wir sie zusammenlegen wurden!)

Ich habe ein anderes Modell im Kopf: Ich glaube, dass
alle Parlamentarier in Deutschland dafir zu sorgen
haben, dass sie eine so gut und demokratisch aufge-
stellte Behorde haben wie wir. Dort auch noch einmal
wirklich einen Dank an die Mitarbeiter, einen Dank
an den Amtsleiter, Herrn von Wachter! Das, was Sie
als Reformprozess in diesem Amt organisiert haben,
ist schon beachtenswert. Mir ging es sehr ahnlich wie
dem Kollegen Dr. Giildner, man hatte in den Jahren
2006/2007 eigentlich nichts mehr fur die Zukunft die-
ses Amtes gegeben, und was jetzt daraus geworden
ist, ist schon hoch anerkennenswert,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

aber das Bessere ist der Feind des Guten.

Ich glaube, wenn man sich eine rationale Sicher-
heitsarchitektur anschaut, dann werden wir in Deutsch-
land tiberhaupt nicht darum herumkommen, dass die-
se Kleinstaaterei — —. Wir haben hier in Bremen ein
Landesamt fur Verfassungsschutz mit 50 Angestell-
ten, das Saarland hat 80 Mitarbeiter, ich glaube, Nord-
rhein-Westfalen hat fast 1 000. Dass wir uns auf Lan-
derebene einen Geheimdienst leisten, ist in der Tat
ein Erbe der Nachkriegszeit, als die Alliierten gesagt
haben, dass das moglichst alles dezentral aufgebaut
werden soll.

Ich glaube, wir miissen uns wirklich diese Kirch-
turmsentscheidung der Innenminister und -senatoren
gerade vor dem Hintergrund des Problems, das wir
hier mit dem zur Verfiigung stellen von Ressourcen
haben, deutlich anschauen. Ich hatte kein Problem
damit, wenn es eine demokratisch strukturierte Behor-
de gdabe, die zentral auch den Bereich Bremen mit
abarbeitet,

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Eine!)

aber —insofern, Herr Kollege Dr. Giildner, riicken wir
dann wieder ganz nahe zusammen! — das ist die
Wunschvorstellung des Abgeordneten Tschope, denn
auBer im Bundesland Bremen wird das, glaube ich,
in allen anderen Bundeslandern als kernstaatliche
Aufgabe definiert, und alle Bundeslander, inklusive
Hamburg, mochten gern einen eigenen Verfassungs-
schutz haben. Ich glaube aber, gerade vor dem Hin-
tergrund der Haushaltssituation miissen wir an die-
ser Stelle auch noch einmal weiter diskutieren.

Lassen Sie mich abschlieBend sagen, Frau Vogt,
viele Ihrer Einwendungen kann ich in Teilbereichen
verstehen, aberich glaube, esist eine Abwagung, und
deshalbist es so, dass dieser eine Teil des Hauses sagt,
ja, bei allen Schwierigkeiten, die ein Nachrichten-
dienst hat, der geheim operiert, muss es ihn geben,
und wenn es ihn geben muss, dann mussen wir ge-
meinsam daran arbeiten, dass man ihn demokratisch
ausgestaltet. Wenn Sie die These haben, es misse
ihn nicht geben, dann sind Sie nicht dabei.

Ich glaube, wir miissen uns doch gerade mit dem
Bereich Salafismus beschaéftigen. Vielleicht ist das der
unstrittigste Bereich, gerade heute ist der Bericht wie-
der den Obleuten vorgelegt worden. Wenn man sich
anschaut, was in Bremen als einer Hochburg des Sa-
lafismus passiert, und wenn wir da nicht anfangen auf-
zuklaren, dann handeln wir fahrlassig, und deshalb
brauchen wir ein Landesamt fur Verfassungsschutz.
—Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)
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Vizeprasidentin Schén: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Tscho-
pe, ich habe ja schon in meinem ersten Debattenbei-
trag gesagt, das ist eine schwierige Auseinanderset-
zung, das wissen wir, und das Problem ist auch bei
uns noch nicht abschlieBend gelost. Wir haben ge-
sagt, wir wollen diesen Auftrag, den ein Inlandsge-
heimdienst hat, namlich straftatsanlassbezogen zu ob-
servieren, nicht.

Naturlich ist auch, genauso wie bei den Grunen,
die Diskussion dartiber entbrannt, was denn bei kon-
kreten Straftaten passiert, wenn man dann ermitteln
und vielleicht auch nachrichtendienstlich arbeiten
muss. Das heifit naturlich, man wurde die Befugnis-
se von Polizei oder dem politischen Staatsschutz er-
weitern und so weiter. Wir sind uns vollig klar daruber,
dass wir uns in dieser Diskussion auch in den ein-
zelnen Parteien noch nicht abschlieBend geeinigt ha-
ben, wie das zu regeln ist. Das ist mir auch vollig
bewusst, das habe ich hier auch ganz ehrlich am An-
fang zugegeben, genauso wie Herr Dr. Giildner es
getan hat.

Ich will aber gern noch einmal zur Parlamentari-
schen Kontrollkommission kommen und noch einmal
an einem Beispiel deutlich machen, wie schwierig das
ist, einmal abgesehen davon, dass in der PKK in Bre-
men ja eigentlich nur drei Fraktionen vertreten sind,
ich habe ja — die Auseinandersetzung ist bekannt —
jetzt Gaststatus. In der G-10-Kommission ware ich
nicht vertreten, die den Einsatz — —.

(Abg. Dr. Giuldner [Bindnis 90/Die
Grinen|: Da sind tiberhaupt keine Parlamen-
tarier vertreten!)

Das ist ja diese Unterkommission, ich wei3! Ich habe
jedenfalls nur Gastrechte, und wenn Sie die Akte be-
zuglich Murat Kurnaz einsehen konnen, dann ist das
gut, ich kann es nicht. Ich habe einen Gaststatus in
der Kommission, ich habe nicht volle Mitgliedsrechte.

(Abg. Tsch o pe [SPD]: Sollten Sie sie
nicht haben, sorgen wir dafur!)

Das war jetzt aber eigentlich nicht der Kernpunkt der
Debatte, ich wollte eigentlich nur noch einmal da-
rauf aufmerksam machen, wie schwierig das ist.

Das Problem, auf das ich am Anfang aufmerksam
gemacht habe, ist jetzt auch in der Parlamentarischen
Kontrollkommission des Bundestags noch einmal vi-
rulent geworden, als es um die Aufklarung der NSU-
Morde ging. Wenn man Mitglied einer parlamenta-
rischen Kommission ist, die auch geheim ist, dann ist

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

es naturlich einfach schwierig, bestimmte Taterver-
halten auch noch zu uberpriifen, solange sie unter
diesem geheimen Vorbehalt stehen. Ich will das einmal
an einem ganz konkreten Beispiel in Thiiringen deut-
lich machen.

Uber das Landesamt in Thiiringen brauchen wir
nicht zu reden, ich glaube, da sind wir uns hier alle
einig, aber es wurde in den Medien dartuber berich-
tet, dass Landtagsfraktionen dort nicht nur observiert
worden sind, sondern dass das Landesamt dort auch
versucht hat, V-Leute einzusetzen, und zwar nicht nur
beider LINKEN, interessanterweise auch bei der CDU,
wenn ich das richtig in Erinnerung habe.

(ZurufdesAbg. Dr. Guldner [Bund-
nis 90/Die Griinen])

Ich kann mich daran erinnern, weil es auch in den
Medien berichtet wurde, dass es dann hiel3, wir kon-
nen in der Parlamentarischen Kontrollkommission ein-
mal kurz die Klarnamen unserer V-Leute zeigen. Da
sallen alle, weil sie naturlich interessiert daran wa-
ren, ob sie V-Leute als Mitarbeiter haben, dann gab
es den groBen Monitor - in dieser Grof3e, wenn ich
das richtig in Erinnerung habe, ich weil} nicht, es ist
ein bisschen langer her, dass ich etwas daruber ge-
lesen habe —, auf dem die Klarnamen aller V-Leute
in einem atemberaubenden Tempo aufgezeigt wur-
den, und im Endeffekt war niemand schlauer.

Das sind alles praktische Beispiele, anhand derer
ich sage, es ist schwierig, und ich finde, dieses Mit-
tel der Parlamentarischen Kontrollkommission ist fiir
mich nach wie vor nicht das, was wir eigentlich wol-
len, namlich eine demokratisch strukturierte Behorde.
Wir unterhalten uns ja noch in der Innendeputation
dartber, aber anhand dieses Beispiels wollte ich noch
einmal deutlich machen, wie kompliziert es dann in
der Realitat ist. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giilldner (Bundnis 90/Die Grunen)*): Frau
Préasidentin, meine Damen und Herren! Ich mochte
noch einige abschlieBende Bemerkungen machen.
Ich fand es sehr gut, Frau Kollegin Vogt, Sie haben
noch einmal darauf hingewiesen, dass eben die Uber-
tragung dieser Befugnisse auf die Polizei keine Lo-
sung ist und wir uns in diesem Punkt auch einig sind.
Das umreiBt in etwa das Problem, dass wir uns am
Ende des Tages dann doch mit dieser Behorde aus-
einandersetzen mussen.

Zu dem eigenstandigen Amt! Ja, ich bin vollkom-
men damit einverstanden, wenn es gelingen wirde,

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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aber in der Innenministerkonferenz sieht es im Mo-
ment nach allem anderen aus, als dass ein eigen-
standiges bundesweites Amt geschaffen werden wiir-
de. Mein Einwand war nur, wenn wir das Problem
der parlamentarischen Kontrolle 16sen wollen und nun
anfangen, einzelne Landesamter wie zum Beispiel
Bremen und Niedersachsen, Schleswig-Holstein und
Mecklenburg-Vorpommern zusammenzulegen, dann,
glaube ich, funktioniert das nicht. Wie soll es denn
mit zwei Landesparlamenten funktionieren? Wenn
wir auf Bundesebene nur noch ein Amt hatten, dann
wdre ja der Bundestag zustandig und konnte das
aus einem Guss regeln. Insofern geben wir ganz klar
das Signal, dass wir uns das auch vorstellen konn-
ten.

Noch einmal etwas zu dem wirklich heiklen Pro-
blem der V-Leute! Es ist ja gerade dieser Gesetzent-
wurf, der zum ersten Mal, und zwar auch weiter ge-
hend, als es tberall sonst gemacht wird, ganz klare
verbindliche und gesetzliche Regeln fiir den Einsatz
von V-Leuten festlegt. Ich meine, der Gesetzentwurf
ist doch gerade der Versuch, ein ganzes Stiuck wei-
terzukommen, das nicht in die Hande dieses Amtes
zu legen und zu sagen, nun macht einmal, wir ha-
ben dort ein paar Leute sitzen — Sie haben es ja zu
Recht gesagt —, die wie in Thiringen komplett nicht
recht bei Verstand sind, dann gibt es eine Katastro-
phe, und wenn wir vernunftige Leute haben, dann
klappt das schon. Nein, es kann nicht auf diese Weise
geschehen, und wir wollten es dem Amt auch nicht
uberlassen, sondern wir schreiben in das Gesetz bis
ins Detail sehr ausfiihrliche Regelungen fiir den Ein-
satz von V-Leuten, wie die G-10-Kommission und wie
die PKK einbezogen werden, was sie tun durfen, was
sie nicht tun dirfen, wer sie sein konnen und wie das
Fihren von V-Mannern vonstattengehen soll.

Es ist ja gerade der Versuch, dieses V-Mann-Un-
wesen, wie man es ja zutreffend auch beschreiben
muss, mit politischen Mitteln, namlich einer gesetz-
lichen Regelung, gesetzlich ganz klar zu regeln. Es
wird immer noch ein Restbestand an Zweifel bleiben.
Wir wiederum miissen dann in der entsprechenden
Kontrolle dafiir sorgen, dass es im Einzelfall dann so
eingehalten wird.

Ich bin davon ausgegangen — und das war ja die
Initiative, die wir gemeinsam eingebracht haben —,
dass Sie auch als eine Fraktion, die rein rechnerisch
an der parlamentarischen Kontrolle nicht beteiligt
wird, dort jetzt hineingekommen sind und dann
auch dort die entsprechenden Rechte wahrnehmen
konnen. Wir werden es noch einmal prifen. Ich bin
immer davon ausgegangen, dass Sie es konnen und
auch tun. Sollte das nicht der Fall sein, dann konnen
wir das auch gern noch nachbessern, denn ich fin-
de, ein Parlament lebt nattirlich davon, dass alle wirk-
lich in eine solche Behorde hineinschauen und sich
ein ganz klares Bild davon machen konnen, was dort
gemacht und nicht gemacht wird. Dafiir haben Sie
eine klare Zusage.

Aus diesem Grund glaube ich, dass wir in puncto
Verfassungsschutz nicht am Ende des Weges sind,
sondern wir noch eine ganze Menge zu tun haben.
Ich glaube auch, dass dieser Gesetzentwurf schon
geeignetist, ein ganzes Stiick in dem am Anfang be-
schriebenen Versuch weiterzukommen, ihn zu einer
demokratisch kontrollierten Behorde zu machen. —
Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Senator Maurer.

Senator Maurer: Frau Prasidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich habe mit groem In-
teresse die Diskussion verfolgt. Sie zeigt mir im Er-
gebnis, dass in diesem Hause ein breiter Konsens be-
steht, dieser Gesetzentwurf in wesentlichen Teilen
brauchbar ist und er die Grundlage fur die weiteren
Beratungen ist. Wir werden, wenn Sie diesem Ent-
wurf in erster Lesung zustimmen, das Thema dann ver-
tieftin der Innendeputation beraten und abschlieBend
in zweiter Lesung hier einbringen.

Wir haben diesen Gesetzentwurf bewusst erst nach
dem Bericht des Deutschen Bundestags zum NSU-
Komplex vorgelegt. Wir sind damit eines der ersten
Bundeslander, das die Konsequenzen aus diesem ka-
tastrophalen Scheitern der Verfassungsschutzamter
der Lander und des Bundes zieht. Das ist der eine
Hintergrund. Ich denke, wir sind in diesem Bereich
auch Vorbild, weil wir vieles, was zurzeit in Exper-
tenkommissionen diskutiert wird, in Bremen vorweg-
genommen haben. Wir haben es vorweggenommen
aufgrund von bestimmten Umstdanden, die nicht sehr
erfreulich waren. Sie haben ja sehr deutlich geschil-
dert, wie die Lage hier im Jahr 2008 war. Ich denke,
dass wir auch weiterhin gut beraten sein werden, den
Verfassungsschutz kritisch zu begleiten.

Es wird Sie vielleicht tiberraschen, dass ich das als
Innensenator sage, aber ich spreche dabei auch aus
der eigenen Erfahrung heraus. Ich muss sagen, mein
Verhaltnis hat sich gewandelt. Vor zehn Jahren hat-
te ich das so gesehen, wie Sie alle das hier sehen,
dass Sie gesagt haben, dieses Amt gehort aufgelost
nach diesen Skandalen und diesen Peinlichkeiten, die
man uns hier angetan hat. Ich gehe aber noch wei-
ter zuruck.

Wenn ich auf die Zeit der unseligen Berufsverbote
in den Siebzigerjahren zurtickblicke —ich hatte auch
damals Kontakt zum Verfassungsschutz —, dann wa-
ren es immer diese Informationen, die das Landes-
amt sammelte und die ausreichten, um den Menschen
dann den Zugang in den 6ffentlichen Dienst nur auf-
grund ihrer politischen Gesinnung zu verwehren. Die
ganzen Verfahren auf Entlassung aus dem offentli-
chen Dienst sind auch nur moglich gewesen, weil die-
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ser Verfassungsschutz mitgespielt und diese Informa-
tionen beigesteuert hat.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Daraus folgt fiir mich eine Lehre: Man sollte sehr ge-
nau hinschauen, wem man diese Amter anvertraut.
Gerade das Beispiel Niedersachsen zeigt ja auch, dass
das Thema nach wie vor aktuell ist.

Es ist noch nicht so lange her — das war eine mei-
ner ersten Aktionen —, dass ich gesagt habe, fir die
Observation der LINKEN gibt es keine Rechtsgrund-
lage. Das zeigt einfach auch, dass dieses Metier ge-
fahrgeneigtist. Man kann in der Tat dazu beitragen,
unsere demokratische Grundordnung damit zu ver-
teidigen, aber wenn man diese Instrumente in die fal-
schen Hande gibt, dann ist es mit groBen Gefahren
verbunden. Deswegen darf diese Kontrolle des Par-
laments nicht abgebaut werden, sondern sie muss ge-
starkt werden, und wir haben dies mit diesem Entwurf
getan.

Ich glaube, es sind wenige Lander bereit, sind, so
weit zu gehen, gerade in den zentralen Elementen;
dabei geht es um die sogenannten Vertrauensperso-
nen, VP, oder sogenannte verdeckte Ermittler. Das
ist ein hochst sensibler Bereich. Wir sagen sehr ein-
deutig, in Bremen wird es zukunftig so ablaufen, dass
der Leiter des Amtes entscheiden muss, was er macht
und welche MaBnahmen er vorschlagt, er muss die-
se begrunden. Diese Entscheidung muss ich letzt-
lich selbst verantworten und treffen. Bevor dann diese
MaBnahme umgesetzt wird, gehen wir in die G-10-
Kommission und fragen, ob sie es uns genehmigt. Das
ist das Verfahren, das dazu beitragt, Transparenz
zu schaffen und die Sachlage nachvollziehbar zu ma-
chen.

Wir haben in diesem Gesetzentwurf auch sehr deut-
lich gesagt, wir mussen dafur sorgen, dass sich die-
se Problematik der V-Leute anders entwickelt. Wir ha-
ben im Rahmen des NPD-Verbotsverfahrens erlebt,
welche Moglichkeiten bestanden haben: dass hier
finanziert wurde und dass selbst Chefideologen beim
Verfassungsschutz dann organisiert waren. All das
wollen wir verhindern, indem wir klar und deutlich
sagen, es darf zukunftig niemand als VP eingesetzt
werden, der als Straftater operiert. Er darf keine Straf-
taten im Rahmen dieses Auftrags begehen, er darf
keinen politischen Einfluss auf die politische Grup-
pierung ausuben, in der er agiert, und vieles andere
mehr. Das sind so Kernbereiche, die wir in diesem
Gesetz formuliert haben. Ich denke, dass unser Amt
einfach aufgrund der Entwicklung der letzten Jahre
mit seinem Leiter so viel Vertrauen auch im parla-
mentarischen Bereich gewonnen hat, dass wir in der
Tat glauben, wir konnen diesen Weg weitergehen,
aber wir durfen dabei auch nicht leichtsinnig wer-
den.

Wir haben dartiber hinaus — Sie haben es angespro-
chen —in diesem Gesetzentwurf die Ermittlungskom-
petenzen erweitert. Das alte Gesetz ist dadurch ge-
kennzeichnet gewesen, dass es vor dem Hintergrund
des internationalen Terrorismus entwickelt wurde. Es
war die Frage gewesen, was ich tun kann, wenn vom
Ausland aus Anschlage auf die Bundesrepublik vor-
bereitet werden. Es sind damals drei Maflnahmen ein-
gefuhrt worden: Man kann Auskinfte von Banken
einziehen, man kann die Fluggesellschaften befragen,
wer von wo geflogen ist, und man kann naturlich auch
bei den Telefonanbietern fragen, wer unter welcher
Nummer erreichbar ist. Es war aber immer dieser
Aspekt, dass diese Anschlage von auB3en auf die Bun-
desrepublik wirken.

Wir erweitern diese Kompetenzen, weil wir sagen,
es kann nicht das Problem sein, ob von aullen oder
von innen, sondern wir miissen genau die gleichen
Moglichkeiten haben, wenn gewaltorientierte Ex-
tremisten vom Boden der Bundesrepublik aus ope-
rieren. Auch dann mussen diese MaBnahmen genau-
so ergriffen werden konnen.

Herr Hinners, ich habe das nicht ganz verstan-
den, manchmal habe ich auch das Gefiihl, dass Sie
automatisch immer diese Links-rechts-Sache hier hoch-
fahren, obwohl niemand von uns auf die Idee kom-
men wiirde.

(Abg. Hinn ers [CDU]J: Nein, Sie machen
das!—Prasident W e b e r tibernimmt wie-
der den Vorsitz.)

Wenn es eine RAF-Nachfolgerorganisation gibt, die
sich hier griindet, wiirde naturlich dieses Gesetz voll
darauf Anwendung finden, denn der Paragraf 7 be-
sagt nichts anderes. Es geht darum, dass wir gegen
jede Form eines gewaltorientierten Extremismus vor-
gehen konnen. Es steht doch nicht darin, dass da nur
der Rechtsextremismus erwahnt wird, und der Links-
extremismus bleibt auBen vor. Das ist eine Erfindung
Threr Lesart, aber wir haben noch eine Deputations-
sitzung, in der wir das alles aufklaren kénnen.

Wir haben dann den Vorschlag gemacht, dass wir
dieses Landesamt in die senatorische Behorde inte-
grieren, dafur gibt es mehrere Grinde. Auf der ei-
nen Seite haben wir auch im Verbund in Norddeutsch-
land versucht, das alles zu organisieren, weil wir
naturlich gesehen haben, dass solch ein kleines Lan-
desamt seine Probleme hat. Die Ansage der ande-
ren Kollegen war aber: Wir wollen die Verantwortung
fir unseren Bereich selbst behalten. Insofern blieb
nicht sehr viel Spielraum.

Wir haben uns auf der anderen Seite gefragt, was
wir machen konnen. Es gibt Schnittpunkte im Bereich
Haushalt, Personal und Organisation. Wir haben uns
das angeschaut und sind zu dem Ergebnis gekom-
men, dass wir da in der Tat auch Personal reduzie-
ren konnen. Wenn wir dieses Amt in die senatorische
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Behorde integrieren, das macht auch die Mehrzahl
der anderen Bundeslander, dann ist das keine Bre-
mensie mehr.

Ich sage noch einmal eindeutig, das hat nichts damit
zu tun, dass wir den Amtsleiter nun irgendwie an die
Kandare nehmen missen, sondern es hangt damit zu-
sammen, dass wir in dessen Arbeit ein solches Ver-
trauen entwickelt haben, dass ich es auch riskiere,
ein Amt auflosen zu konnen, weil diese Ndahe nattr-
lich auch mehr Verantwortung bedeutet. Ich sage aber,
in dieser Konstellation bin ich bereit, diese Verant-
wortung gern zu ibernehmen. Ich glaube, wir haben
einfach auch aufgrund der sehr konstruktiven Arbeit
der letzten Jahre gezeigt, dass es funktionieren kann,
insofern rundet dieses Programm das Gesamte ab.
Ich hoffe, dass wir dann auch so zligig wie bisher die
Diskussion in den Deputationen fortsetzen konnen,
sodass wir dann im November dieses Gesetz abschlie-
Bend beraten konnen. — Danke sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz tuber den Verfassungsschutz im
Lande Bremen und zur Anderung des Bremischen Si-
cherheitstiberprufungsgesetzes, Drucksache 18/1047,
in erster Lesung beschlieBen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafiir SPD und Biindnis 90/Die Grinen)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, DIE LINKE, Abg. Dr. Ko-
rol [parteilos] und Abg. Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

Esistvereinbart worden, den Gesetzesantrag nach
der ersten Lesung zur Beratung und Berichterstat-
tung an die staatliche Deputation fiir Inneres und Sport
zu uberweisen.

Ich lasse jetzt {iber die Uberweisung abstimmen.

Wer der Uberweisung des Gesetzes iiber den Ver-
fassungsschutz im Lande Bremen und zur Anderung
des Bremischen Sicherheitsuberprifungsgesetzes zur
Beratung und Berichterstattung an die staatliche De-
putation fur Inneres und Sport seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) uberweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Fiursorgepilicht fiir Polizeibeamte verbessern

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/965)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mau-
rer.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Knapper.

Abg. Kndpper (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben hier diesen
Antrag eingebracht, und wir wollen damit gleichzeitig
die Gelegenheit nutzen zu sagen, dass unsere Poli-
zeibeamten in Bremen und Bremerhaven fiir uns einen
uberaus hohen Stellenwert haben. Wenn ich sage
,uns”, dann meine ich alle Fraktionen hier im Par-
lament. Aus der Burgerschaft mochte ich die Gele-
genheit nutzen, allen Polizeibeamten zu danken, die
taglich mit groBem Engagement fur unsere Sicher-
heit arbeiten, denn ohne Sicherheit gibt es keine Frei-
heit.

(Beifall bei der CDU)

Polizeibeamte sind 24 Stunden am Tag im Dienst,
sieben Tage in der Woche einsatzbereit, und deshalb
muss diese Bereitschaft nicht nur mit dem Gehalt,
sondern auch in der Fursorge verbessert werden.
Diese Fursorgepflicht ist keine Worthtilse, nein, die-
se Fursorgepflicht des Dienstherrn ist verfassungs-
rechtlich in Artikel 33 Absatz 4 Grundgesetz gere-
gelt.

SPD und Grine haben am 24. Februar 2010 einen
Antrag mit der Uberschrift ,Gewalt gegen Polizei-
beamte konsequent entgegentreten!” eingebracht.
Dann habe ich diesen Antrag auch noch einmal durch-
gelesen, und ich habe geschaut, was bisher gesche-
hen ist. Es sind auch einige Dinge erledigt worden.
Dort wurde zum Beispiel gesagt, dass Ubergriffe auf
Polizeibeamte durch die Gerichte auch entsprechend
geahndet werden sollen. Dann wurde noch einmal
angefuhrt, dass die personliche Ausstattung verbessert
werden sollte. Inwieweit das geschehen ist, kannich
nicht sagen, ich weif} nicht, ob es schon einen Knall-
schutz fiir Beamte im Einsatz gibt, falls einmal ein
Knallkorper oder Feuerwerkskorper explodiert.

Dann steht unter Punkt 4, dass ein Auftrag an Herrn
Pfeiffer vom Kriminologischen Forschungsinstitut Nie-
dersachsen fur eine Studie zum Thema Gewalt ge-
gen Polizeibeamte erteilt werden sollte. Die Studie

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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liegt mittlerweile auch vor, und auch da wurde noch
einmal nachgefragt. Hier ist aber festzustellen, dass
Sie unter Punkt 3 gefordert hatten zu prifen, inwie-
weit es einer Modernisierung des dienstlichen Rechts-
schutzes bedarf, um Polizeibeamtinnen und -beam-
ten eine effektive Wahrnehmung ihrer Rechte zu er-
moglichen, soweit sie im Rahmen ihrer dienstlichen
Tatigkeit Schaden erlitten haben. Da ist bisher nichts
passiert, soweit ich weiB}. Es kann natiirlich auch sein,
dassich das nicht mitbekommen habe, oder vielleicht
prufen Sie auch noch. Passiert ist bisher nichts.

In diesen Tenor mochte ich dann einstimmen und
sagen: Gestalten Sie Wiedergutmachung, indem das
Land seiner Fursorgepflicht als Arbeitgeber der Poli-
zeibeamten nachkommt, indem unverziglich konkre-
te MaBnahmen ergriffen werden, um Polizeibeam-
tinnen und -beamte, die bei der Ausubung ihres Diens-
tes geschadigt beziehungsweise verletzt werden, bei
der Durchsetzung ihrer Anspriiche gegenuber ihren
Schadigerinnen und Schadigern wirksam zu unter-
stiitzen! Dies sollte unter anderem erfolgen durch die
Gewahrung von Rechtsschutz zur Durchsetzung von
Schadensersatz- beziehungsweise Schmerzensgeld-
anspruchen dieser Polizeibeamtinnen und -beamten
—unabhangig davon, ob anderweitiger Anspruch auf
Rechtsschutz besteht — und durch die Schaffung der
Grundlagen dafur, dass Bremen bei rechtskraftigen
Schadensersatz- beziehungsweise Schmerzensgeld-
anspruchen diesen Polizeibeamtinnen und -beamten
gegenuber in Vorleistung tritt und diese iibernimmt,
wenn die Forderungen nicht beigetrieben werden
konnen.

Naturlich weifl ich, dass wir den Antrag auf
Gewahrung von Rechtsschutz, Schadensersatz und
Schmerzensgeld nicht gleich eins zu eins sofort im
Rahmen dieses Antrags beschliefen konnen. Deshalb
bitte ich um einen Bericht in der Innendeputation,
welche Moglichkeiten bestehen, diese Liicken zu
schliefen und hier Solidaritat zeigen zu koénnen. Dies
wird unseren Polizeibeamtinnen und -beamten gut-
tun.

Ein Beamter der Bereitschaftspolizei in Bremen
sagte mir: ,Sie als Politiker” — nein, das hat er nicht
gesagt, Erwin hat er gesagt, ich kenne ihn nam-
lich! -, ,du kennst doch unsere Probleme tiberhaupt
nicht. An fast jedem Wochenende miissen wir unse-
ren Frauen oder Freundinnen, Kindern und Ange-
horigen sagen, dass wieder einmal nichts aus der
Grillfete wird, der Kinobesuch mit Freunden ausfal-
len muss, weil es kaum mehr freie Wochenenden gibt,
an denen nicht demonstriert wird, ein FuBballspiel
von Werder Bremen stattfindet oder auf groferen
Volksfesten geprugelt oder bis zur MaBlosigkeit Alko-
hol konsumiert wird." Nicht nur in Bremen haben wir
aber diese Probleme, ich denke an Hamburg — das
Schanzenviertel ist sehr betroffen — und die alljahr-
lichen Krawalle am 1. Mai in Berlin, das ist Gewalt
pur, die schon fast rituell stattfindet.

(Glocke)

Ich habe ja eine Redezeit von dreimal funf Minu-
ten, ich werde meine Rede jetzt beenden und mei-
nen Bericht anschliefend weiterfiihren. — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Senkal.

Abg. Senkal (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Die Fursorgepflicht fiir
Polizeibeamtinnen und -beamte ist ein sehr hohes Gut,
sie ist wichtig und ernst zu nehmen, und das machen
wir.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Der von der Fraktion der CDU eingebrachte An-
trag ,Fursorgepflicht fur Polizeibeamte verbessern”
verfolgt durchaus sehr gute Ziele. Diese Ziele sind
so gut, dass wir sie schon vorher in unserem Antrag
mit dem Titel ,Gewalt gegen Polizeibeamte konse-
quent entgegentreten” von SPD und Buindnis 90/Die
Grunen umfassend bearbeitet und eingebracht ha-
ben, das hat Herr Knapper gerade eben erlautert. In
diesem Antrag geht es um viele Punkte, die Sie auch
schon genannt haben. Ich mochte jetzt auch nicht alle
Punkte noch einmal einzeln aufzahlen, aber ich moch-
te auf die Abarbeitungsphase eingehen.

In den letzten Jahren hat sich auf Bundesebene und
unter Mitwirkung des Innensenators vieles getan, was
sich nun auf Bremen auszuwirken beginnt. Im Jahr
2009 hat sich die Innenministerkonferenz mit der
Thematik befasst, woraufhin im Jahr 2010 die Ein-
fuhrung eines bundesweit einheitlichen Lagebildes
zur Gewalt gegen Polizeibeamte erfolgte. Im Jahr 2011
wurde daraufhin auch die Erfassung der polizeilichen
Kriminalstatistik modifiziert. Im gleichen Jahr erfolgte
auch eine Erweiterung der Paragrafen 113 und 114
Strafgesetzbuch. Paragraf 113 Strafgesetzbuch sieht
nun eine hohere Strafandrohung vor und erganzte
das Beisichfiihren einer Waffe oder eines anderen ge-
fahrlichen Werkzeugs als Strafverscharfungsmerk-
mal. Paragraf 114 Absatz 3 Strafgesetzbuch bezieht
jetzt auch Angehorige von Feuerwehr und Rettungs-
diensten in den Schutz dieser Norm ein.

Ein Jahr spater erfolgte schlief3lich der Abschluss-
bericht der Arbeitsgruppe des AKII ,Gewalt gegen
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte”. Erst vorlie-
gende Lagebilder konnten den nétigen Erkenntnis-
gewinn erbringen, der fur ein konzeptioniertes wei-
teres Vorgehen gegen Gewalt gegen Polizeibeam-
tinnen und -beamte bendétigt wird.

Die Innenministerkonferenz hat aullerdem be-
schlossen, von nun an ein jahrliches Lagebild erstellen
zu lassen, um aktuelle Entwicklungen besser nach-

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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vollziehen und entsprechend auf diese reagieren zu
konnen. Auch die Mainahmen zum Schutz von Po-
lizeibeamtinnen und -beamten, Feuerwehrleuten und
Rettungskraften in Form von Handlungsempfehlun-
gen im Bereich der Fithrungs- und Einsatzmittel so-
wie bei der Aus- und Fortbildung zeigen geeignete Op-
timierungsmoglichkeiten fir Bund und Lander auf,
die diese im Rahmen ihrer spezifischen Anforderun-
gen umsetzen kénnen. Auch im Bereich der Dienst-
unfallfirsorge konnten bereits erhebliche Verbesse-
rungen erreicht werden.

In diesem Jahr konnte dann begonnen werden, die
neu gewonnen umfangreichen Erkenntnisse auch in
Bremen zu verwenden und umzusetzen. Dazu wur-
den Stellungnahmen der Polizei Bremen und Bremer-
haven eingeholt. Wir befinden uns also in einem Pro-
zess, den wir schon vor Threm hier gestellten Antrag
eingeleitet haben, Herr Kndapper, und ich sage Ihnen
hier auch zu, dass wir diesen Bericht auch gern in
der Innen- und Sportdeputation machen wollen, um
zu schauen, wo wir jetzt sind und nach welchem Stand
wir jetzt noch weiter vorangehen konnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kon-
nen Ihren Antrag ablehnen, da wir diesen Prozess
schon eingeleitet haben und uns in der Abarbeitung
befinden. Lassen Sie uns gemeinsam diesen standi-
gen Prozess begleiten, um die Firsorgepflicht fir die
Polizistinnen und Polizisten an die gesellschaftlichen
Verdanderungen zum Schutz unserer Polizisten an-
zupassen! Da haben Sie uns an Ihrer Seite, Herr Knap-
per, aber, dazu brauchen wir Ihren Antrag nicht! —
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Es wird Sie nicht tiber-
raschen, ich habe das hier auch schon einmal gesagt:
Ich finde, Polizeibeamte machen einen schweren Job,
ich mochte ihn, ehrlich gesagt, nicht machen. Daher
ist es zwar manchmal ermiidend, welche Art von An-
tragen vonseiten der CDU immer wieder vorgelegt
wird, aber man muss trotzdem immer einmal schau-
en, was dahinter dann im Detail steckt.

Ich mochte jetzt einmal auf ein paar Dinge einge-
hen, weil der Antrag sich ja explizit auf die Fortbil-
dung in Sachen Selbstverteidigung bezieht. Dazu
mochte ich einmal aus einer Studie zitieren, die
durchaus auch fur Bremen besagt, dass die Polizis-
tinnen und Polizisten durch ihre Ausbildung tiber aus-
reichende Kenntnisse in der Selbstverteidigung ver-
fugen und dass es ihnen leider in der Frage, wie oft
sie angegriffen werden, nicht viel nttzt. Aus der Studie

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

wird auch noch einmal deutlich, dass viele der Uber-
griffe vielleicht nicht stattgefunden hatten, wenn die
Situationen nicht falsch eingeschéatzt worden waren.
Dies sagen zumindest 52 Prozent der Beamten, die
Opfer eines Ubergriffs wurden, und 15 bis 20 Prozent
der Befragten gaben auch an, dass der Ubergriff
vielleicht aufgrund eigener Verhaltensfehler erfolg-
te. Das bedeutet, wenn man bestimmte Dinge zum
Schutz der Polizeibeamten tatsdachlich andern will,
dann finde ich es zu kurz gegriffen, nur zu sa-
gen, dass es mehr Fortbildung in der Selbstverteidi-
gung geben soll.

Es gibt ja auch die anderen Strategien, zum Bei-
spiel im Bereich der Deeskalation. Wenn man sich
einmal anschaut, in welchem MaB und Umfang Fort-
bildungen stattgefunden oder in welchem Umfang
Polizeibeamtinnen und -beamte an Fortbildungen teil-
genommen haben, dann kann man sagen, dass 50
Prozent eine Fortbildung im Bereich der Selbstver-
teidigung absolviert haben, 22 Prozent innerhalb des
Bereichs Deeskalation/ Konfliktschlichtung, 13,8 Pro-
zent im Bereich der interkulturellen Kompetenz, 11,3
Prozent im Bereich der Kriminalpravention und 10,5
Prozentim Umgang mit Jugendlichen. Wenn man das
alles so subsumiert und die bisher absolvierten Fort-
bildungen zusammenfasst, bedeutet dies, dass es eben
durchaus einen Mangel in anderen Bereichen der
Fortbildung gibt. Ich finde, da miisste man auch noch
einmal viel starker ansetzen, diese Fortbildungen an-
bieten und auch dafur sorgen, dass sie —auch im ei-
genen Interesse — wahrgenommen werden.

Es gibt auch diesen Wunsch nach Fortbildungen.
Wenn man sich diese Studie einmal diesbezlglich
anschaut, dann stellt man fest, immerhin 67 Prozent
aller befragten Beamten sagen, sie hatten gern Fort-
bildungen tiber rechtliche Aspekte, zum Beispiel auch
hinsichtlich der Schussabgabe, 66 Prozent nennen
rechtliche Aspekte der Polizeigesetze, und immerhin
noch 61,4 Prozent geben an, dass sie gern eine Fort-
bildung im Bereich Deeskalation und Konfliktschlich-
tung hatten.

Daher denke ich, es kann tiberhaupt nicht scha-
den, Thren Antrag an die Innendeputation zu tiber-
weisen, und dann reden wir dariber und schauen
weiter.

(Zuruf des Abg. Senkal [SPD])

Ach so, Entschuldigung! Ich hatte Sie eben so ver-
standen, dass Sie den Antrag uberweisen wollen.

(Abg. Senkal [SPD]: Wirlehnen ihn ab!)

Dann wird er hier behandelt! Wenn ich das einmal
zusammenfasse, was ich noch gesagt habe, was
eigentlich alles schon in der Luft liegt, was man ei-
gentlich machen misste, dann, finde ich, greift Ihr
Antrag viel zu kurz, denn wenn man das nur auf die
Selbstverteidigung bezieht, denke ich, wird man dem
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Problem nicht gerecht und hilft auch den Polizeibe-
amten nicht richtig. — Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Prasident Weber: Als ndachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Biindnis 90/Die Gruinen): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! In der Tat, Herr Knapper, hat der Senat eine
Fursorgepflicht fir alle seine Beschaftigten, und Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamte haben in einem be-
sonderen Mal} Anspruch darauf, denn sie haben in-
nerhalb ihres Berufs auch sehr hohe Anforderungen
zu erfillen und stehen immer wieder in Konfliktsitua-
tionen, vertreten den Staat an der einen oder ande-
ren Stelle und miissen dafiir auch durchaus einmal
Priigel einstecken. Deswegen ist es vollkommen rich-
tig, sich mit dieser Frage immer und immer wieder
zu beschaftigen, meine Vorrednerinnen und Vorredner
sind ja im ausreichenden MafBe auch darauf einge-
gangen. Straftaten wie Landfriedensbruch, Gefange-
nenbefreiung oder Widerstand gegen Polizeivollzugs-
beamte, Korperverletzung, mit all dem haben Beam-
tinnen und Beamte zu tun.

Die CDU suggeriert ein wenig in ihrem Antrag, dass
der Senat nichts mache. Ich glaube - auch das hat
der Kollege Senkal eben ausgefiihrt —, das stimmt in
diesem Male nicht,

(Abg. Kastendiek [CDU]: Nurindie-
sem Malfe, oder?)

das istinhaltlich falsch. Sie haben richtigerweise da-
rauf hingewiesen, dass die Bremische Burgerschaft
in der letzten Legislaturperiode ein sehr deutliches
Zeichen gesetzt hat mit dem Antrag von SPD und
Biindnis 90/Die Grunen, der Gewalt gegen Polizei-
beamte konsequent entgegenzutreten, in dem es auch
—und darauf lege ich schon Wert — als ersten Punkt
ein klares Bekenntnis gab, das besagt, wir verurtei-
len jegliche gewalttatigen Ubergriffe gegen Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamte, weil es keine gute
Gewalt gibt, das will ich an dieser Stelle ganz deut-
lich sagen!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Wir haben das Thema mehrfach in der Innende-
putation behandelt, genauso wie sich die Innenmi-
nisterkonferenz mehrfach mit diesem bundesweiten
Phanomen - Herr Knapper, Sie haben ja richtigerweise
darauf hingewiesen, dass nicht nur Bremen, sondern
auch andere Bundeslander diese Problematik haben
—und dieser Thematik befasst hat, und ich bin mir

sicher, dass der Innensenator gleich auch noch etwas
zu der bundesweiten Diskussion sagen wird.

Die Richtlinien fiir Darlehen beim Rechtsschutz gibt
es meines Wissens, auch dazu wird sicherlich der
Innensenator gleich etwas sagen, aber in der Tat ist
ja die Frage, wie eigentlich Betreuung stattfindet,
wenn man Gewalterfahrungen macht. Ich glaube, da
muss man sehr deutlich machen, dass es da auch eine
ganz wichtige Rolle des jeweiligen Vorgesetzten gibt,
denn es gibt keine Schablone, die man abarbeiten
kann nach dem Motto, wenn ein Polizeibeamter im
Dienst angegriffen oder verletzt worden ist, dann greift
A, B, Cund D. In der Tat muss man sich das sehr genau
anschauen, entsprechend nacharbeiten, den Einsatz
natirlich nacharbeiten, aber auch schauen, dass man
mit der jeweiligen betroffenen Person verntinftig um-
geht.

Frau Kollegin Vogt hat richtigerweise darauf hin-
gewiesen, dass das bei der Polizei bereits in hohem
Mabl passiert, dass jeder Einsatz noch einmal kritisch
durchleuchtet wird, gerade auch die groBen Einsat-
ze, nicht nur hinsichtlich der Frage, ob es eigene Fehler
gegeben hat, sondern naturlich auch hinsichtlich der
Frage, ob sich Reaktionen von Demonstrantinnen und
Demonstranten — wenn Sie jetzt beispielsweise eine
Auseinandersetzung zwischen Rechts und Links bei
einer Demonstration nehmen — gedndert haben. Des-
wegen ist auch der nachste Punkt, die Frage der Ei-
gensicherung, einer, bei dem ich finde, dass es sich
gehort, immer wieder nachzuprifen, ob unsere Be-
amtinnen und Beamten ausreichend ausgertstet sind
und das entsprechende Material haben, damit sie in
solchen Auseinandersetzungen ausreichend geschutzt
werden.

Ich glaube, wir sind uns einig, dass in der Aus- und
Fortbildung eine ganz enge Verzahnung von Theo-
rie und Praxis stattfinden muss, es also nichts bringt,
wenn jemand etwas doziert, das Gelehrte aber nichts
mehr mit der Lebensrealitat auf den bremischen Stra-
Ben zu tun hat, aber auch das findet meines Wissens
nach Riicksprache mit der Hochschule fiir Offentli-
che Verwaltung Berticksichtigung.

Der Eindruck bei mir und meinen Kollegen ist, dass
der Aus- und Fortbildungsbereich in Bremen im Be-
reich der Polizei einen auBerst hohen Qualitatsstan-
dard hat. Wenn es Liicken in der Fortbildung geben
sollte, wie Frau Vogt sie gerade angesprochen hat,
dann muss man sich das noch einmal sehr genau an-
schauen und vielleicht auch in die Diskussion mit der
Polizei und der Hochschule gehen, ob es diese Lii-
cken tatsachlich gibt, und wenn ja, ob man sie schlie-
Ben sollte. Zu diesen Diskussionen innerhalb der De-
putation fir Inneres und Sport sind wir sehr gern be-
reit. — Herzlichen Dank fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Knapper.
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Abg. Knapper (CDU)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Senkal, ich schatze Sie als Kol-
legen sehr,

(Abg. Senkal [SPD]: Ich Sie auch!)

ich muss Ihnen dennoch sagen, das Strafgesetz ist zwar
verbessert und verscharft worden, aber das ist hier
nicht das Problem. Das Problem ist die Fursorge fur
unsere Polizeibeamten, und da sage ich, da sind hier
die Schularbeiten noch nicht gemacht worden.

Ich will noch einmal weiter ausfithren! 20 000 Po-
lizeibeamte sind tiber Verletzungen im Dienst befragt
worden, die Studie haben wir gemeinsam mit eini-
gen Landern in Auftrag gegeben, und dort hat sich
dann herauskristallisiert, dass bei Hausbesuchen auf-
grund familiarer Streitigkeiten genauso viele Beamte
schwere Verletzungen erlitten haben wie bei Demons-
trationen und Einsatzen im Stadion. Sie wurden oft
schon an der Wohnungstur mit Flaschen und Kntip-
peln empfangen, so berichtet es auf jeden Fall Herr
Dr. Pfeiffer. Insgesamt stieg die Zahl der Falle, in de-
nen Polizisten bei Einsatzen wegen hauslicher Ge-
walt mindestens sieben Tage lang dienstunfahig wa-
ren, zwischen den Jahren 2005 und 2009 um mindes-
tens 60 Prozent.

Laut der Studie wird fast jeder Streifenbeamte ofter
im Dienst beleidigt, jeder zweite muss korperliche
Attacken hinnehmen, 27 Prozent werden mit Faus-
ten geschlagen und 8 bis 9 Prozent werden mit Waf-
fen angegriffen. Das ist Fakt. Unsere Beamten bei der
Polizei missen nicht selten den Kopf fiir politische
Entscheidungen, die von einer groBen Anzahl von
Biirgern nicht mitgetragen werden, hinhalten. Sie wer-
den nicht nur verletzt, sondern manchmal auch ge-
totet. Viele Kollegen fiihlen sich bei Verletzungen mit
Krankenhausaufenthalt alleingelassen. Herr Senkal,
horen Sie bitte zu!

(Abg. Senkal [SPD]: Ich hore Ihnen zu!)

Schmerzensgeld und Schadensersatz muss der Kol-
lege selbst einklagen, und falls die Beihilfe nicht
schnell genug zahlt, muss er die Krankenhauskos-
ten dann vorstrecken.

Im Jahr 2012 waren in der Bundesrepublik insge-
samt 60 000 Beamte Opfer von Gewaltangriffen. Die
Gefahr der Polizisten, Opfer eines Ubergriffs zu wer-
den, ist in den Stadtstaaten am hochsten. Im Ranking
steht Berlin vorn, aber bei den Straftaten pro 100 000
Einwohner steht Bremen mit 75,6 Straftaten an zwei-
ter Stelle.

All das zeigt, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, dass wir handeln miissen. Es ist eine zunehmende
Respektlosigkeit, die wir nicht dulden dirfen, und ich
bin mir sicher, dass wir fraktionsiibergreifend, obwohl

*) Vom Redner nicht Gberprift.

vielleicht die Sichtweise bei einigen unterschiedlich
ist, alle hier im Haus eine groBe Solidaritat mit der
Polizei zeigen.

(Beifall bei der CDU)

Wir dirfen diese Gewalt gegen unsere Polizeibe-
amten nicht schicksalsergeben hinnehmen. Ich for-
dere die Bremer Justiz auf, eine konsequente und
schnelle Bestrafung der Tater durch die Gerichte
vorzunehmen! Beleidigungen und Korperverletzun-
gen gegen Rettungskrafte der Feuerwehr und nattr-
lich an erster Stelle auch gegen die Polizei, ja, selbst
versuchte Gefangenenbefreiungen sind schon Alltag.
Die Nachmittagsveranstaltungen vor und nach den
Bundesligaspielen sind so nicht mehr hinzunehmen.
Das staatliche Gewaltmonopol wird von bestimmten
Krawallmachern, aber auch, ich muss das hier noch
einmal ganz deutlich sagen, von bestimmten Bevol-
kerungsgruppen - ich erinnere an den Angriff die-
ser Leute gegen die Stralenbauarbeiter, an die Ver-
suche der Gefangenenbefreiung, an den Gebrauch
von Schusswatffen in der Disco-Szene und an viele
anderen Straftaten —nicht akzeptiert. Dies muss man
hier offentlich sagen durfen, ohne dabei gleich in die
auslanderfeindliche Ecke gedrangt zu werden!

(Beifall bei der CDU)

Neuist auch der offene Angriff auf Polizeibeamte
ohne Anlass, deutlicher kann man die Missachtung
einer Gesellschaft und eines Staates nicht mehr zum
Ausdruck bringen. Polizeibeamtinnen und -beamte
verkorpern den Staat und die Gesellschaft. Wer un-
sere Polizei angreift, greift hier in Bremen unseren
Staat an, und somit greifen die Storer und Randalie-
rer uns alle an. Wenn das zur Normalitat wird, dann
regiert hier demnachst das Faustrecht, und Folgen-
des wollen wir alle nicht: Wer am schnellsten und har-
testen zuschlagt, hat das Recht auf seiner Seite.

Polizisten beklagen, dass die Uniform keinen Schutz
mehr bietet, sondern vielmehr Provokation fiir Par-
tygaste oder FuBlballfans ist. Es geschieht regelma-
Big, dass Kontrahenten, die gerade noch aufeinander
losgegangen sind, sich plotzlich verbridern, wenn
die Polizei eingreift. Ich will es auch nicht noch na-
her erortern, Fakt ist nur, ich habe den Bericht im
+Spiegel” gelesen, darin steht: ,Nicht mehr die Po-
lizei ist dein Freund und Helfer, sondern dein Feind
und Gegner”. So weit ist es gekommen, meine Da-
men und Herren!

Unser Innensenator verurteilt diese Taten auch, und
wir als Politiker stehen hier alle in der Pflicht. Herr
Maurer hat im Jahr 2009 als Vorsitzender der Innen-
ministerkonferenz — das war er damals ja — 6ffentlich
gesagt, dass die Polizeibeamten mittlerweile die Pri-
gelknaben der Nation sind. Dagegen miissen wir an-
steuern. Ich rufe alle Fraktionen hier in der Bremi-
schen Burgerschaft auf: Helfen Sie mit! Alle hier ver-
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tretenen Parteien, das weiB ich, fordern genau wie
ich den Respekt fiir unsere Polizei ein. Diese einzel-
nen Taten, die ich hier aufgefiihrt habe, grenzen an
Anarchie und Verwahrlosung, gepaart mit staatlicher
duldsamer Hilflosigkeit, und wenn wir nicht aufpas-
sen, wird unsere Lebensqualitat hier in Bremen dabei
schwinden.

Hierist aber auch die Justiz gefordert. Ich bin selbst
auch ein Freund von Haftvermeidungs- und Sozia-
lisierungsprogrammen bei jugendlichen Tatern und
Bagatelldelikten, aber bei Widerstandshandlungen
und Korperverletzungen gegen Polizeibeamte reichen
beivielen Tatern keine Arreststrafen oder Verurtei-
lungen auf Bewahrung. Bitte stimmen Sie unserem
Antrag zu, oder, wie schon gesagt, wenn Sie erlau-
ben, dass wir das noch einmal in der Burgerschaft
beziehungsweise in der Innendeputation aufrufen,
wadre ich Thnen sehr verbunden! — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Senkal.

Abg. Senkal (SPD)*): Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Knap-
per, auch ich schatze Sie sehr, und darum habe ich
mich noch einmal gemeldet, weil ich das Gesagte ein
bisschen sortieren mochte.

Das es Gewalt gegen Polizeibeamte gibt, ist von
uns nattirlich auch nicht bestritten worden, vieles ha-
ben Sie aufgezahlt, aber Sie haben vieles durchein-
andergebracht. Ich glaube, wir haben vieles beschrie-
ben, und die Studie, die Sie gerade zitiert haben, ist
von uns initiiert und in dem Antrag dargestellt wor-
den. Somit ist es auf dem Weg.

Ich habe Thnen gesagt, dass wir in einem Prozess
sind und den Abschlussbericht des AK II gerade kiirz-
lich erhalten haben. Wir sind gern bereit — es geht
eigentlich um die Frage des Rechtsschutzes, wie wir
damit umgehen, dass Polizistinnen und Polizisten im
Dienst verletzt werden und wie dann die Versiche-
rung beziehungsweise die Beamtengesetze bezilg-
lich der Beamtenversorgung greifen —, das Thema mit
Thnen und dem Kollegen Fecker in der Innen- und
Sportdeputation noch einmal aufzurufen und zu be-
handeln, das haben wir schon zugesagt. Wenn wir
Moglichkeiten haben, Verbesserungen zu finden, sind
wir gern bereit, sie vorzunehmen, aber dafir brau-
chen wir den Antrag nicht. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Maurer.

Senator Maurer: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Dieses Thema beschaf-
tigt uns zu Recht seit Langem, die Zahlen sind fir Bre-

men und Bremerhaven nahezu unverandert. Wir zah-
len aktuell in diesem Jahr bis zum Monat August 238
Straftaten gegen Polizeibeamte, dabei haben wir die
Beleidigungsfalle nicht mit eingerechnet, die Tendenz
ist relativ stabil. Dazu muss man auch sagen, glick-
licherweise sind in 98 Prozent aller Falle die Beam-
ten nur leicht verletzt, der Eindruck, dass hier schwer
verletzte Polizeibeamte die Regel sind, ist nicht richtig.

Wir haben auf dieses Thema mit einer Vielzahl von
MaBnahmen reagiert, und ich habe den Eindruck, dass
vieles, was hier aufgeschrieben wurde, einfach mehr
oder weniger mutwillig entstanden ist. Wenn man so
viele Falle hat, muss man nattirlich im Bereich Aus-
und Fortbildung darauf reagieren, aber, Herr Knap-
per, Sie haben den Polizeidienst nun schon vor eini-
gen Jahren verlassen, warum werfen Sie nicht einmal
einen Blick in unser Fortbildungsprogramm? Wir ha-
ben Dutzende von Seminaren, Veranstaltungen, Ein-
satztrainings — systemisches Einsatztraining ist der
Fachbegriff dafiir —, und wenn Sie da hineinschauen,
steht in jedem dritten Satz, wir tiben auch die Selbst-
verteidigung.

Esist aber vollig klar, heute sieht Fortbildung et-
was anders aus. Allein mit Selbstverteidigung und
Schusswaffeneinsatz kommt man nicht aus, sondern
man muss auf die Situation vorbereitet werden, dass
man moglicherweise auch so klug ist, sich erst einmal
zuruckzuziehen, bis man gentugend Krafte gesam-
melt hat. Das heiBit, die Situation einzuschatzen,
einen Eindruck davon zu bekommen, was einen auf
der anderen Seite erwartet, das sind die Aspekte, die
heutzutage massiv in der Aus- und Fortbildung ver-
mittelt werden. Ich bin gern bereit, IThnen in der In-
nendeputation auch einmal einen Bericht unseres
Fortbildungsinstituts zu geben. Ich finde, was da in
den letzten Jahren geleistet worden ist, ist qualita-
tiv hochwertig, und da brauchen wir keinen Nach-
hilfeunterricht.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen)

Dann zu dem Thema Rechtsschutz! In der Tat, fir
Rechtsschutz wird von uns das gewahrleistet — nicht
nur fur strafrechtliche Antrage, sondern auch fir zi-
vilrechtliche Verfahren —, was auch alle anderen Lan-
der gewahrleisten, aber es gibt nattrlich auch Gren-
zen. Schmerzensgeld kann man als Staat eigentlich
nicht geben, sondern der Staat hat im Beamtenver-
sorgungsgesetz das Wesentliche geregelt.

Was heilit das konkret? Wenn einem Beamten et-
was zustoBt, dann wird sein Gehalt natiirlich weiter-
gezahlt, seine Sachschaden werden ihm erstattet, es
gibt eine Unfallfiirsorge und so weiter. Das heif3t, kein
Beamter fallt in ein tiefes Loch, sondern der Staat kiim-
mert sich darum, aber bei der Durchsetzung von zi-
vilrechtlichen Anspriichen gibt es Grenzen, und dieses
Verfahren muss naturlich erst einmal gefiihrt werden.
Wenn am Ende des Verfahrens moglicherweise kein
Geld bei demjenigen vorhanden ist, der fir diese Tat



Bremische Birgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 48. Sitzung am 26.09.13

3457

verantwortlich war, ist das ein Problem, aber wir kon-
nen nicht sagen, wenn der Tater kein Schmerzens-
geld zahlen kann, dann muss die Staatskasse dafir
einspringen. Das geht systematisch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Im Ubrigen haben wir diesen Rechtsschutz ver-
ninftig organisiert, und die Polizei ist inzwischen viel
weiter. Nattrlich findet eine systematische Betreu-
ung statt, das ist kein Thema, das uns erst seit weni-
gen Monaten begleitet, sondern alle leitenden Be-
amten werden geschult und fortgebildet, wie mit die-
sen Dingen umzugehen ist, wie man seine Mitarbeiter
anspricht, wenn sie in schwierigen Situationen ge-
wesen sind.

Ich sage aber auch, es gibt da noch gewisse an-
dere Dinge. Esistin unseren Gesetzen alles geregelt,
ob es sich um klassische Unfalle handelt oder um
Korperverletzungen, das ist alles berucksichtigt. Wir
haben aber zum Beispiel ein Problem, wenn es da-
rum geht, diese traumatischen Auswirkungen zu be-
werten, und wir haben deswegen gerade auch eine
Arbeitsgruppe unter der Leitung eines Psychologen
der Polizei eingerichtet, in der diese Gesichtspunk-
te einmal aufgearbeitet werden, weil das die zentralen
Fragen sind, bei denen man nicht sofort erkennen
kann, was die Ursache gewesen und was da passiert
ist. Das unterscheidet diese Krankheitsform auch von
vielen anderen. Deswegen denke ich, dass wir an die-
ser Stelle weiterarbeiten missen, und ich bin auch
gern bereit, Ihnen dann das Ergebnis dieser Arbeits-
gruppe in einer nachsten Sitzung zu prasentieren.

Deswegen die Analyse: Wir haben ein Problem, wir
haben die Gewalt gegen Polizeibeamte, dagegen
haben wir sehr viel getan. Ich bitte aber, diese An-
trage abzulehnen, weil sie uns tiiberhaupt nicht wei-
terfiihren. Das ist in der Tat mit einem Blick in unser
Programm nachzulesen, was alles angeboten wird.
Wenn Sie mir sagen, was da fehlt, bin ich gern be-
reit, darauf einzugehen, aber zu sagen, wir brauchen
bessere Aus- und Fortbildung, reicht nicht aus.

(Glocke)

Prasident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine
Zwischenfrage?

Senator Maurer: Ja!
Prasident Weber: Bitte, Frau Abgeordnete!

Abg. Frau Piontkowski (CDU): Herr Senator, es gibt
ja auch das Adhasionsverfahren in der Strafprozess-
ordnung. Deswegen meine Frage: Inwieweit machen
die Polizeibeamten davon Gebrauch, und inwieweit
soll gefordert werden, dass davon Gebrauch gemacht
wird? Zur Erklarung: Es geht darum, dass im Straf-
verfahren gleich zivilrechtliche Anspriche mit gel-

tend gemacht werden, sodass man nicht noch extra
ein weiteres zivilrechtliches Verfahren fiihren muss,
und das gilt ja auch fir Polizeibeamte.

Senator Maurer: Ich kann IThnen dazu keine Zah-
len nennen, denn ich glaube, diese Verfahren kann
man an einer Hand abzahlen. Das ist nicht das Pro-
blem.

Prasident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage?

Senator Maurer: Ja!
Prasident Weber: Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Piontkowski (CDU): Herr Senator, ist
Thnen bekannt, dass nach der Strafprozessordnung
gerade solche Verfahren auch gefordert werden sollen,
wenn keine zwingenden Griinde dagegensprechen,
und eigentlich in der Regel die Anspruiche gleich mit
im Strafverfahren beurteilt werden sollten?

Senator Maurer: Das ist mir bekannt, aber es ist
eine Frage der Praxis, und ich glaube nicht, dass
unsere Beamten ein primares Interesse daran haben,
zivilrechtliche Forderungen geltend zu machen, son-
dern sie wollen, dass diese Straftater auch angeklagt
und verurteilt werden wegen ihrer Taten, das ist das,
was Beamte erwarten!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage?

Senator Maurer: Ja!
Prasident Weber: Bitte, Frau Piontkowski!

Abg. Frau Piontkowski (CDU): Eine Anmerkung
dazu! Es geht ja auch um Schmerzensgeld, und das
eine schliefit das andere ja nicht aus. — Danke schon!

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist beantragt, den Antrag der CDU-Fraktion
an die staatliche Deputation fur Inneres und Sport zu
uberweisen.

Wer den Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 18/965 zur Beratung und Be-
richterstattung an die staatliche Deputation fiir Inneres
und Sport uberweisen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!
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(Dafur CDU, Abg. Dr. Korol [partei-
los]und Abg. Tim k e [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grinen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag auf Uberweisung ab.

Ich lasse jetzt Uiber den Antrag in der Sache ab-
stimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 18/965 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir CDU, Abg. Dr. Korol [partei-
los]und Abg. Timk e [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grinen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Wohnungseinbriiche konsequent zuriickdrangen

Mitteilung des Senats vom 18. Juni 2013
(Drucksache 18/967)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mau-
rer.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Senkal.

Abg. Senkal (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Die Anzahl der Ein-
bruchsdelikte ist bundesweit in den letzten vier Jahren
um 30 Prozent angestiegen. Wohnungseinbrtiche in
Deutschland nehmen stetig zu. Die aktuelle polizei-
liche Kriminalstatistik fur das Jahr 2012 erfasst ins-
gesamtrund 144 000 Falle fur die gesamte Bundesre-
publik, das entspricht einer Steigerung von fast 9 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr.

Ahnliches gilt auch fiir das Land Bremen. Im Jahr
2011 wuchs die ohnehin schon hohe Zahl der Woh-
nungseinbriche auch hier noch einmal massiv an. Fur
die Stadt Bremen bedeutet dies, dass tiber 3 000 Mal
in Wohnungen eingebrochen wurde, in Bremerha-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

ven wurden zur gleichen Zeit mehr als 650 Wohnungs-
einbriiche verzeichnet. Aus diesen Griinden war es
notwendig, den Senat aufzufordern, die Einbruchs-
kriminalitat zu einem Schwerpunktthema zu machen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grunen)

Heute debattieren wir die Mitteilung des Senats
zuunserem Antrag , Wohnungseinbriiche konsequent
zuruckdrangen”. Ich nehme es vorweg, und es wird
Sie sicher auch nicht verwundern, aber ich bin sehr
zufrieden mit dem, was der Senat in einem Jahr al-
les unternommen hat, um das Problem der Wohnungs-
einbriiche anzugehen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Weniger positiv finde ich, dass es gestern eine um-
fangreiche Pressekonferenz zu diesem Thema gege-
ben hat, die ich mirlieber nach der heutigen Debat-
te gewlnscht hatte.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zurtick
zum Thema! Auf der einen Seite mit gezielten MaB3-
nahmen vorzugehen und auf der anderen Seite sich
selbst zu Uiberprifen, das war und ist der richtige An-
satz, sich der Problematik zu stellen. Mit Herrn Pro-
fessor Dr. Feltes konnte eine Analyse im Bereich Justiz
im Bundesvergleich positiv befunden werden, und
in anderen Bereichen, wie bei der Verfahrensdauer
oder bei typischen und wiederkehrenden Mangeln
in den Ermittlungen, steht Bremen laut Herrn Pro-
fessor Dr. Feltes nicht ungewohnlich schlecht da. Das
kann aber insbesondere angesichts der verheeren-
den Zahlen nicht zufriedenstellend sein.

Ich finde es aber besonders wichtig, dass die bei-
den Polizeibehorden die eigenen Ermittlungs- und
Einsatztaktiken von Grund auf hinterfragt haben. Was
bedeutet ein Wohnungseinbruch fiir die Geschadigten
eigentlich? Da ist einerseits der materielle Schaden
der Opfer, dieser liegt durchschnittlich bei circa 3 300
Euro und wird haufig zumindest in Teilen von vor-
handenen Versicherungen tibernommen. Auf der
anderen Seite sind aber die gravierenden, hochgra-
dig einschneidenden immateriellen Schaden, die in
dem Bewusstsein entstehen, dass jemand unbefugt
im eigenen Haus war. Die heilige Schranke der ei-
genen Wohnung wurde tiberschritten, und das eigene
Heim ist nicht mehr die Burg, fiir die man sie hielt,
Einbrecher hinterlassen ihre Spuren.

Diese Einbruchsdiebstahle konnen dann schwers-
te und lang anhaltende Folgen hervorrufen, die
schlimmstenfalls in psychischen Erkrankungen en-
den konnen. AuBBerdem ist es keine Seltenheit, dass
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auf einen Einbruch auch ein Umzug folgt, da sich die
Gedanken der Geschadigten am Tatort auch um nichts
anderes mehr drehen als das Eindringen in die Pri-
vatsphare.

Wohnungseinbruchskriminalitat muss angesichts
der erschreckenden Zahlen und der belastenden Fol-
gen fur die Geschadigten weiterhin ein Schwerpunkt
der polizeilichen Arbeit sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Die jetzigen SchwerpunktmaBnahmen miissen bei-
behalten und ausgebaut werden. Es gilt dabei, so-
wohl vorbeugend als auch in der Strafverfolgung kon-
sequent weiterhin MaBnahmen zu ergreifen, um mit-
telfristig Erfolge in der Eindammung der Wohnungs-
einbruchskriminalitat erzielen zu konnen. Auch wenn
Bremen im Bereich der kunstlichen DNA Vorreiter
war, sollten wir nicht aufhoren, tiber den Tellerrand
hinweg nach Best-Practice-Modellen anderer Ge-
meinden und Bundeslander zur Bekampfung der
Wohnungseinbruchskriminalitdat zu suchen und sie
hinsichtlich ihrer Ubertragbarkeit auf Bremen zu iiber-
prufen.

Das besondere Augenmerk sollte dabei auf tater-
und tatergruppenbasierten Ermittlungsansatzen und
Konzepten zum Einsatz stichhaltiger polizeilicher
Ermittlungsgruppen liegen. Die Verbesserung des
Einbruchsschutzes fiir Mehrfamilienhdauser, wie sie
schon in der Zusammenarbeit zwischen der Polizei
und der GEWOBA erfolgt ist, muss ebenfalls weiter
ausgestaltet werden. Dabei sind auch andere Woh-
nungsbaugesellschaften und Wohnungsverwaltun-
gen anzusprechen und auf Gefahren und Moglich-
keiten hinzuweisen. Wir durfen auch nicht verges-
sen, die Vermieter mit in die Pflicht zu nehmen, wenn
es um die Sicherheit und den Zustand der Wohnung
geht.

»Um Einbrechern das Handwerk zu legen, mus-
sen die Anforderungen an Schlésser, Riegel, Fens-
ter und Tiiren deutlich verbessert werden. So, wie
bei der Warmedammung klare Mindestanforderun-
gen per Gesetz geregelt sind, brauchen wir Mindest-
standards fur die Sicherung gegen Einbriiche bei Neu-
bauten. Es sollte auch was bei den bestehenden Ge-
bauden geschehen.” Das ist ein Zitat vom 27. Mai
2013 von Volker Kauder, dem Vorsitzenden der Bun-
destagsfraktion der CDU, aus einem Interview mit der
»Bild"-Zeitung, dem ich mich nur anschlieen kann.
Wir sind hier vonseiten der CDU in Bremen belachelt
worden, als wir vor einem guten Jahr forderten, die
Vermieter mehr in die Verantwortung zu nehmen.

(Beifall bei der SPD)

AuBerdem miussen Mieterinnen und Mieter, Woh-
nungs- und Eigenheimbesitzerinnen und -besitzer zur

Verbesserung des Einbruchsschutzes auch im Zusam-
menwirken mit Mietervereinen und Eigentumerver-
banden tiber Moglichkeiten der Vorbeugung bera-
ten werden. Eine Zusammenarbeit mit Praventions-
raten, Ortsamtern und Beirdten beziehungsweise
Stadtteilkonferenzen ist dabei sinnvoll und wun-
schenswert.

Die Mitteilung des Senats zeigt, dass wir in Bre-
men und Bremerhaven viel unternehmen, um das
bundesweite Problem der Wohnungseinbriiche an-
zugehen. Wir werden uns auch weiterhin mit diesem
Kriminalitatsbereich beschaftigen mussen. Ich gehe
davon aus, dass spatestens jetzt, zum Herbst, in der
sogenannten ,dunklen Jahreszeit”, wieder ein An-
stieg der Zahl der Wohnungseinbruche zu verzeich-
nen sein wird.

Uns wurden in der Mitteilung des Senats viele gute
Ansatze zur Bekampfung der Wohnungseinbruchs-
kriminalitat dargestellt. Lassen Sie uns diese weiter
ausbauen und vertiefen!

(Beifall bei der SPD)
Herr Polizeiprasident Miuller sagte —
(Glocke)

ich komme zum Schluss! — vor einem Jahr zutreffend,
die schnelle, einfache Losung zur Bekampfung der
Wohnungseinbruchskriminalitdt gebe es nicht. Las-
sen Sie uns auf eine stetige, nachhaltige Losung hin-
arbeiten, und unterstitzen Sie die gute Arbeit der Po-
lizei Bremen und Bremerhaven im Kampf gegen die
Wohnungseinbruchskriminalitat! — Vielen Dank fur
Thre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Zunachst muss ich mein
Unverstandnis dariiber auBBern, dass im vorliegenden
Senatsbericht zur Eigentumskriminalitat der Ab-
schlussbericht des Kriminologen Professor Dr. Feltes
zu diesem Thema fir Ende Juni/Anfang Juli ange-
kundigt worden ist, dieser Bericht aber offensichtlich
bis gestern vom Senator fir Inneres zuruckgehalten
worden zu sein scheint, denn gestern hat der Sena-
tor fur Inneres in einer groBen Aktion und Pressekon-
ferenz das Gutachten vorgestellt. Weshalb der Senator
fur Inneres dieses Gutachten nicht vorher der Innen-
deputation zur Verfugung gestellt hat, wird er hof-
fentlich heute zufriedenstellend erklaren konnen.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

(D)
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(Beifall bei der CDU)

Sollte der Senator fur Inneres das Gutachten wegen
der heutigen Parlamentsdebatte allerdings bewusst
zuruckgehalten haben, ist das nach Ansicht der CDU-
Fraktion eine Missachtung der Burgerschaft und der
Innendeputation.

(Beifall bei der CDU)

Nun aber zum Thema Wohnungseinbriiche! Die
Tatsache, Herr Senkal hat schon darauf hingewiesen,
dass wir in Bremen seit mehreren Jahren bundeswei-
ter Spitzenreiter bei Wohnungseinbruchen sind, war
schon haufiger Thema hier im Haus. Die CDU-Frak-
tion hat deshalb vor der Sommerpause insgesamt zehn
Veranstaltungen an verschiedenen Orten in Bremen
und Bremerhaven durchgefuhrt und dabei die gro-
Ben Sorgen und Angste der Biirgerinnen und Biirger
aufgenommen.

Wir haben nach wie vor kein Verstandnis daftir, dass
der Senator fur Inneres der Polizei untersagt hat, an
diesen Veranstaltungen zur Aufklarung der Biirger-
innen und Burger tiber die Wohnungseinbruche in
ihrem Stadtteil teilzunehmen. Jetzt auch noch das Zu-
ruckhalten eines aus Steuermitteln finanzierten Gut-
achtens! Esist aus Sicht der CDU-Fraktion kein Ver-
trauensbeweis fur den Umgang des Senators fur In-
neres mit dem Thema Wohnungseinbruch zu konsta-
tieren.

(Beifall bei der CDU)

Aus dem Bericht des Senats geht hervor, dass durch
Organisationsanderungen, die Umsetzung von Schwer-
punktmaBnahmen sowie Personalverstarkung die Be-
kampfung der Eigentumskriminalitat verbessert wer-
den soll. Allerdings finden wir im Bericht viele Ab-
sichtserklarungen und ungeloste Abstimmungspro-
bleme wieder.

AnerkanntermaBen, und darauf hat auch schon Herr
Senkal hingewiesen, sind in dem Bericht einige gute
Ansatze zur Verbesserung der Anzeigenaufnahme von
Wohnungseinbriichen, der schnelleren Spurensuche
und Auswertung sowie der Ermittlungsarbeit enthal-
ten. Auch die wichtige Betreuung der Opfer nach den
Taten durch Kontaktpolizisten, KOPs, ist aus Sicht der
CDU-Fraktion ein geeignetes Mittel, die Angste und
Befiuirchtungen zu verringern, denn aus unseren Ver-
anstaltungen wissen wir, dass viele Blrgerinnen und
Burger in unserem Land in ihrem subjektiven Sicher-
heitsgefiihl durch die Einbruchskriminalitdt massiv
beeintrachtigt sind.

Auf Seite 6 des Senatsberichts wird allerdings darauf
hingewiesen, und jetzt zitiere ich, , dass eine derart
konzentrierte Schwerpunktsetzung die Polizei vor dem
Hintergrund der Aufgabenvielfalt und dem zur Ver-
fugung stehenden Personal vor gro3e Herausforde-
rungen stellt” und, ich zitiere weiter, ,die Ausrich-
tung nur zulasten anderer Ermittlungsverfahren und

SchwerpunktmafBnahmen moglich ist”. Das heil3t, bei
der Bekampfung der Drogen-, Raub- und Betrugs-
und Gewaltkriminalitat bleibt die Arbeit liegen oder
wird nur noch verwaltet.

Auch die im Bericht dargestellte Personalverstar-
kung durch Angestellte fur die Spurensuche und
-auswertung hat nicht zur Erhéhung des Personal-
volumens geftihrt, sondern muss im Personalbudget
aufgefangen werden mit der Folge, dass weniger Po-
lizeivollzugsbeamte eingestellt werden konnen.

In den ersten Monaten des Jahres 2013 sollen die
Wohnungseinbriche in Bremen laut Senatsstatistik
um 30 Prozent zuriickgegangen sein. Interessant ware
in dem Zusammenhang natiirlich, Herr Senator, wie
sich die Aufklarungsquote im gleichen Zeitraum ent-
wickelt hat.

Der Senat verschweigt allerdings, dass gleichzei-
tig in Bremerhaven — zumindest bis Mitte des Jahres
—und in den umliegenden Gemeinden die Wohnungs-
einbriche deutlich zugenommen haben. Ebenso ha-
ben in Bremen die Raububerfalle erheblich zugenom-
men. Fir die CDU-Fraktion wird an diesen Beispie-
len deutlich, dass mit einzelnen Schwerpunktmaf-
nahmen das insgesamt hohe Kriminalitatsaufkommen
in Bremen nicht in den Griff zu bekommen ist. Dazu
bedarf es aus unserer Sicht eines ressortibergreifen-
den Konzepts, das im Ubrigen auch von dem Krimi-
nologen Professor Dr. Feltes in seinem Abschlussbe-
richt gefordert wird.

Weiterhin glauben wir, dass eine deutlich verstarkte
Bekampfung der Drogensucht und Drogenkrimina-
litat erforderlich ist, denn viele Einbrecher und Rauber
sind drogenabhdangig — das behauptet der Senat selbst
—und finanzieren ihre Sucht mit diesen Straftaten.
Die CDU-Fraktion bedauert sehr, dass der Senat die-
sen Aspekt in seinem Bericht vollig unberucksichtigt
lasst. Dafur fordert der Senat in seinem Bericht die
Wohnungsbaugesellschaften und Birgerinnen und
Biurger auf, fiir einen besseren Einbruchsschutz zu
sorgen, Herr Senkal hat soeben auch darauf hinge-
wiesen. Sicherlich ist es wichtig, das ist uberhaupt
keine Frage, aber dabei muss immer auch beruck-
sichtigt werden, ob es einen Verdrangungsmecha-
nismus oder einen Verdrangungsprozess gibt, denn
wo bleiben die Tater, wenn sie nicht mehr ohne
Schwierigkeiten einbrechen kénnen?

(Abg. Senkal [SPD]: Die Standards!)

Nein, die Gefahr des Raubes besteht dann sehr viel
haufiger, weil das dann naturlich die Alternative fur
Drogenabhdangige ist, wenn sie nicht mehr einbre-
chen konnen, im Rahmen ihrer Beschaffungskrimi-
nalitdt an Geld zu kommen, um Drogen zu kaufen.

Die Prifung der von Rot-Grun ins Gesprach ge-
brachten Verpflichtungen von Vermieterinnen und
Vermietern, den Einbruchsschutz zu verbessern, ist
laut Senatsbericht rechtlich nicht zulassig. Neben an-
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deren Praventionsmoglichkeiten wird vom Senat auch
auf den Einsatz der kiinstlichen DNA hingewiesen,
allerdings verbunden mit der Erkenntnis, dass darin
hauptsachlich eine Abschreckungswirkung gesehen
wird.

Abschlielend betrachtet sind aus Sicht der CDU-
Fraktion die vom Senat beabsichtigten MaBnahmen
nicht ausreichend geeignet, die Einbruchskrimina-
litat in Bremen nachhaltig einzudammen, ich betone
ausdrucklich ,nachhaltig”. Dazu bedarf es, wie ange-
fuhrt, eines ressortibergreifenden Konzepts unter Ein-
beziehung der Bekampfung der Drogenkriminalitat
und Drogensucht,

(Glocke)

die Drogensucht in diesem Zusammenhang insbeson-
dere auch deswegen, weil von ihr eine soziale Scha-
digung ausgeht. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bliindnis 90/Die Griinen): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Anlass der Mitteilung des Senats ist ein Antrag
von SPD und Griinen in der Biirgerschaft, das hat mein
Kollege Senkal soeben schon ausgefiihrt. Der Bericht
stellt in vielfaltiger Weise die Bemuhungen des Se-
nats dar, sich dem Thema Wohnungseinbruchskrimi-
nalitat zu widmen, und er bietet einen guten Uber-
blick uber die Bekampfung eben dieses Deliktfeldes.
Beispielhaft fiir die Bemithungen des Senats will ich
auf einige Punkte eingehen.

Das eineist die ressortubergreifende AG Einbruch.
Esistuns, glaubeich, vollkommen klar, dass das keine
Einzelaufgabe ist. Nattrlich ist auch die Verstarkung
der Intensivtdtersachbearbeitung eine ganz wichti-
ge Angelegenheit, weil — das wissen viele von Ihnen
—ein Tater haufig fir eine Vielzahl von Straftaten und
Einbruchen verantwortlich ist und man es in der Re-
gion schon merkt, wenn der eine oder andere sich
in den Handen der Justiz befindet. Dann gehen die
Einbruchszahlen durchaus auch einmal zurtick.

Auch die Starkung der ermittlungsunterstitzenden
Analyse und die Erhohung der polizeilichen Prasenz
zu den relevanten Tatzeiten sowie taterorientierte Er-
mittlungen sind Mittel, die die Polizei in der Regel
angewandt hat. Bei allen handelt es sich um perso-
nalintensive Prozesse, das ist vollkommen klar, und
es ist auch richtig, an dieser Stelle darauf hinzuwei-
sen. Der Senat hat es in seinem Bericht auch getan.
Gerade die Prasenz, die benannt ist, aber auch die
taterorientierte Ermittlung hat zur Folge, dass wir
viele Beamtinnen und Beamte auf der Strafie haben,
also gebuhrt an dieser Stelle auch unser Dank der
Polizei, die wirklich bis an die Belastungsgrenze und

teilweise daruiber hinaus gearbeitet hat, um diese Zah-
len zu verbessern!

Auch auBerhalb der Polizei gibt es aber exempla-
risches Wirken, das genannt werden sollte. Zum ei-
nen betrifft dies das Wirken der GEWOBA, die immer
wieder — wir kennen es aus den Stadtteilen —im Be-
reich der Wohnumfeldverbesserung aktiv ist, die im-
mer wieder hilfereich dabei ist, dunkle Ecken aus-
zuleuchten und die Erdgeschosswohnungen Schritt
fir Schritt mit eigenen Mitteln einbruchssicher um-
zurusten. Dieses Engagement wiirde ich mir auch von
mehr Eigentiimern wiunschen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Naturlich ist es richtig — das hat der Senat auch auf-
geschrieben —, dass eine rechtliche Verpflichtung von
Eigentiimern nicht vorhanden ist, aber wir werden
nicht umhinkommen, auch dartiber zu diskutieren,
dass nattrlich Eigentimerinnen und Eigentiimer auch
ein Interesse am Schutz ihres Eigentums und ihrer
Mieter haben mussen: Eigentum verpflichtet!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Zur Ehrlichkeit gehort auch, dass die Zahlen wei-
terhin hoch sind und jeder Einbruch einen tiefen
Einschnitt in die Privatsphare bedeutet. Jeder, dem
das schon einmal passiert ist, wird das sicherlich be-
statigen konnen. Das heifit, dass der Ermittlungsdruck
weiter hoch bleiben muss und wir weiterhin einen
Schwerpunkt in diesem Bereich setzen miissen. Wenn
man Schwerpunkte setzt, heilit das aber auch, dass
man an anderer Stelle keine weiteren Schwerpunk-
te setzen kann. Das heifit nicht, werter Kollege Hin-
ners, dass man gar nichts mehr macht, sondern es
heilit, dass man den Schwerpunkt seines Personals
auf einen Bereich richtet. Das halte ich aus Sicht der
Grunen, und ich glaube, auch aus Sicht der SPD, fur
absolut richtig.

(Abg. Hinn ers [CDU]: Das habe ich
auch nicht behauptet!)

Es bleibt noch ein Punkt ubrig, da bin ich Ihnen
sehr dankbar, dass Sie ihn angesprochen haben, Herr
Hinners, es ist die Frage, warum Menschen eigent-
lich einbrechen. Es ist wieder einmal deutlich, dass
Kriminalitat nicht allein durch repressive Mittel der
Polizei oder durch Ermittlungsarbeit der Polizei und
der Justiz bekampft werden kann, sondern dass letzten
Endes auch viele soziale Faktoren ausschlaggebend
sind, sie zu bekampfen. Ich wiirde mir an dieser Stelle,
das sage ich deutlich, auch fiir die Zukunft wiinschen,
dass wir dem weiterhin sehr viel Beachtung schen-
ken. — Danke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

(D)
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Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich vertrete meine Kollegin Frau
Vogt. Dieser Bericht zu der Frage, wie man Wohnungs-
einbriiche konsequent zurtickdrangen kann, gibt ers-
tens Erkenntnisse daruber, dass es viele Wohnungs-
einbriiche in Bremen und Bremerhaven gibt, und zwei-
tens, dass es MaBinahmen gegeben hat, diese Ein-
bruche zurickzudrangen, und dass diese Mafinahmen
Erkenntnisse und auch erste Erfolge zeigen. Das finde
ich zunachst einmal gut.

Wir haben Erkenntnisse dartiber, dass die Téaterin-
nen und Téater — es sind ja in der Regel Tater, im We-
sentlichen junge Manner unter 21 Jahren —in sozia-
len Verhaltnissen aufgewachsen sind, die laut der Stu-
die, zumindest nach deren ersten Ergebnissen, die
heute auch im ,, Weser-Kurier" veroffentlicht worden
sind, unter Lebensumstanden aufgewachsen sind, die
genau diese Bereitschaft oder auch Notwendigkeit
oder was auch immer fordern, Wohnungseinbruiche
oder andere Straftaten zu begehen. Ich finde, das ist
eine Erkenntnis, die belegt, was der Kollege Fecker
am Ende gesagt hat. Man kann sich nattrlich ver-
barrikadieren, man kann sinnvolle MaBnahmen er-
greifen, um es Menschen zu erschweren, widerrecht-
lich in die eigene Wohnung einzudringen, man kann
mit Vermietern sprechen, damit sie das fiir ihre Hauser
machen. Das geht alles, und es hilft auch ein Stick
weit. Wir konnen auch verstarkt polizeilich ermitteln
und Schwerpunkte bilden.

Letztendlich wird man aber der Ursache nicht Herr,
solange man nicht in den Stadtteilen das Wohn-
umfeld, die Lebensbedingungen, die verstarkt dazu
fihren, dass junge Manner Einbriiche oder sonstige
Straftaten begehen, und die Lebensumstande andert.
Bis dahin wird es immer so sein, dass man versucht,
irgendwo irgendetwas schwerpunktmalig zu be-
kampfen, das dafiir an anderer Stelle wieder auf-
taucht.

Ich bin mir fast sicher, wiirde man die Anzahl der
Autoaufbriiche einmal statistisch neben die der Woh-
nungseinbriche stellen, wiirde man feststellen, die
Anzahl der Pkw-Aufbriiche und die Diebstahlsquote
von Autoradios und Ahnlichem sind in der Weise
gesunken, wie die Sicherheitsmanahmen verstarkt
worden sind. Auf der anderen Seite suchen sich die
Menschen, die Straftaten begehen miussen, um sich
Drogen zu beschaffen oder einfach Geld zu haben,
dann andere Wege.

Wenn wir jetzt schwerpunktmalBig dafir sorgen,
dass die Ermittlungsdichte hoher und die Aufklarungs-
rate besser wird, dann hat das anderswo Folgen. Das
ist sozusagen ein gesellschaftliches Hase-und-Igel-
Spiel, das wir nur gewinnen kénnen, wenn wir in Bre-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

men tatsachlich schauen, auf welche Stadtteile wir
unser besonderes Augenmerk richten missen. Ich bin
relativ sicher, wenn wir diesen jungen Menschen eine
Perspektive geben, eine berufliche, eine gesellschaft-
liche und eine Lebensperspektive, dann drangen wir
Wohnungseinbriche konsequenter zuruick als mit al-
len anderen MaBnahmen, die hier vorgeschlagen wor-
den sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Mir ist auch aufgefallen, es ist in der Tat so, dass
der Schwerpunkt auf die Wohnungseinbriiche gelegt
wird und nicht mehr genug Personal fur andere
Schwerpunkte vorhanden ist. Da hat Herr Kollege
Hinners recht, das ist auch mir nicht egal. Wenn wir
also auf der einen Seite etwas tun muissen, um Miss-
stande zu bekampfen, die gerade in der Presse ste-
hen oder von denen Menschen besonders betroffen
sind, und auf der anderen Seite wiederum nicht in
der Lage sind, anderes zu verfolgen, dann finde ich
das nicht vernunftig. Da mussen wir schauen, inwie-
weit wir eigentlich einen ausreichenden Personalbe-
stand haben, um alle Missstande, die wir bekamp-
fen missen, iiberhaupt abarbeiten zu kénnen. Wir
kommen auch nicht umhin, darauf zu schauen.

Wenn ich sehe, dass man zehn Polizeibeamte ein-
stellt und sie fur 100 000 Euro Ausrustung bekom-
men, um - ich habe die Zahl vergessen — ungefahr
3 000 Wohnungseinbruche zu untersuchen, dann fallt
mir ein Missverhaltnis auf. Sie haben ein Auto be-
kommen und ein bisschen Ausrustung, aberich habe
den Eindruck, das ist eher ein Tropfen auf den hei-
Ben Stein, als tatsachlich ausreichend ausgertustet zu
sein, obwohl ich mich da irren kann, weil ich in der
Frage kein Experte bin. Es ist nur der Eindruck, dass
die Anzahl der Einbriiche und das Geld, das dort zur
Verfugung gestellt worden ist, in keinem vernunfti-
gen Verhaltnis zueinander stehen.

Das war es schon! Ich denke, wir sollten sehr ge-
nau hinsehen, was dieser umfangreiche Bericht von
Professor Dr. Feltes an den Tag bringt, und dann, finde
ich, mussen wir Konsequenzen daraus ziehen, was
die Stadtteile angeht. Was konnen wir tun, in wel-
chen Stadtteilen mussen wir etwas machen und wie?
Die interessante Frage ist vor allen Dingen: Haben
wir iberhaupt Geld fiir so etwas? Ich befiirchte, dann
verhindert die Haushaltsnotlage wieder, dass wir
langfristig Einbruche konsequent zurtiickdrangen. —
Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Maurer.

Senator Maurer: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn Sie sich den Be-
richt des Senats anschauen, dann sehen Sie, dass wir
diesen Bericht vor drei Monaten formuliert haben,
insofern hat sich einiges verandert. In der Tat haben

©)
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sich Termine verschoben, die wir damals genannt ha-
ben. Das ist keine Absicht gewesen.

Uber das Thema lésst sich sehr viel sagen. Wir ha-
ben in der Burgerschaft dartiber diskutiert und als
Ergebnis der massiven Veranderungen im letzten
Winter die polizeiliche Arbeit massiv verstarkt. Die
Ergebnisse sprechen fiir sich. Wir haben es erreicht
—ich nenne Ihnen nur beispielhaft die Zahlen fir die
Stadtgemeinde Bremen —, dass sich die Zahl der De-
likte, immer im Zeitraum von Januar bis August, von
1 840 auf jetzt 1 420 Delikte reduziert hat. Das ist der
Stand wie im Jahr 2010.

Esist schon gesagt worden, dieses Problem ist neu
fur die Bundesrepublik, weil wir tiber viele Jahre eine
vollig andere Entwicklung hatten, die auch fir Bre-
men und Bremerhaven galt. Anfang der Neunziger-
jahre gab es bundesweit noch fast 250 000 Wohnungs-
einbriche, und diese Zahl ist bis zum Jahr 2006 auf
fast 100 000 Wohnungseinbriiche gesunken, eine dra-
matische Veranderung. Seit dem Jahr 2006 sprechen
wir von einer sogenannten Renaissance der Woh-
nungseinbruche.

(Glocke)

Prasident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Hinners?

Senator Mdurer: Ja, bitte!
Prasident Weber: Bitte, Herr Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Ich habe wirklich nur eine
Frage, Herr Senator! Wie lange kennen Sie schon das
Gutachten von Herrn Professor Dr. Feltes?

Senator Maurer: Ich habe es in den letzten Tagen
gelesen.

(Abg. Kastendiek [CDU]: Nur gele-
sen?)

Prasident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Hinners?

Senator Maurer: Ja, bitte!
Prasident Weber: Bitte, Herr Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Dann muss ich genauer fra-
gen, wenn Sie ausweichen! Seit wann liegt es Threr
Behorde vor?

Senator Maurer: Das kann ich nicht sagen, es gab
mehrere Versionen davon, und ich weil3 nicht, wann
diese Endfassung bei uns eingegangen ist, aber ich
habe es, wie gesagt, in den letzten Tagen gelesen.

(Abg. Hinners [CDU]: Nicht zufrieden-
stellend! Aber das klaren wir dann noch!)

Macht nichts!

Noch einmal: Wir haben es mit einem bundesweiten
Problem zu tun, das wenig trostlich ist, und in der Tat
gibt es einen massiven Anstieg seit dem Jahr 2006.
Moglicherweise gibt es da einen Zusammenhang mit
der dramatisch zurtickgehenden Zahl der Aufbriiche
von Kraftfahrzeugen. Das sehen wir in Bremen und
Bremerhaven, wir hatten einmal Zahlen, die lagen
bei ungefahr 14 000 Aufbrichen im Jahr. Die Zahlen
haben sich nahezu halbiert, und das fithrt moglicher-
weise dazu, dass sich diese Tatergruppe stattdessen
in erster Linie Wohnungen aussucht.

Uber die Tétergruppe wissen wir relativ wenig, weil
die Aufklarungsquote uberall niedrig ist. Sie liegt
tberall nur bei circa 10 Prozent, weil die Mehrzahl
der Delikte ohne nennenswerte Spuren vertibt wird.
Wenn man Tater findet, ist es in der Regel so, dass
man sie noch am Tatort oder in der Umgebung an-
trifft. Es ist aber kaum moglich, durch einen verstark-
ten DNA-Einsatz oder andere kriminaltechnische
MalBnahmen Spuren zu finden, weil diese Einbriiche
nicht professionell vorbereitet werden. Es handelt
sich meistens um Gelegenheitsdiebe, die mit einem
Schraubenzieher vorbeikommen, das Fenster sehen,
hineingehen und wieder verschwinden. Das macht
die Arbeit auch so schwierig, und das erklart auch,
warum polizeiliche Mafinahmen in diesem Bereich
an sehr harte Grenzen stoflen.

Dennoch trostet das alles nur sehr wenig dartiber
hinweg, und wir haben daraus Konsequenzen gezo-
gen und diese Schwierigkeiten kompensiert, indem
wir sehr viel Personal eingesetzt haben, sogenannte
SchwerpunktmaBnahmen wurden entwickelt, ver-
starkte Kontrollen zu allen Tages- und Nachtzeiten,
es wurde die Bereitschaftspolizei hinzugezogen, um
auch weitere Kontrollen vorzunehmen, und wir ha-
ben zusatzliche Ermittlungsgruppen gebildet. Alles
dies zusammengenommen hat dazu gefiihrt, dass wir
es hier in der Tat geschafft haben, einen Teil dieser
Straftaten zu verhindern, wobei man immer sagen
muss: Uber 40 Prozent dieser Straftaten, die ich hier
erwahnt habe, also dieser 1 400 Straftaten fiir den Zeit-
raum von Januar bis August, sind noch Versuche. Das
heiBt, wir sehen auch, dass die Wahrscheinlichkeit,
diese Hirden zu tiberwinden, auerst gering ist, wenn
man sichere Fenster und Tturen hat. Deswegen ist es
notwendig, dass wir weiterhin in Zusammenarbeit mit
den Birgerinnen und Burgern schauen, wo sich Ta-
ter neue Objekte aussuchen konnten, und da haben
wir in dieser Stadt schon einiges erreicht.

Fakt ist aber auch, wir sind weiterhin auf einem
sehr hohen Niveau, daher wird es Sie nicht tiberra-
schen, dass die Vorbereitungen bei der Polizei bereits
mit Hochdruck laufen. Wir werden auch in der so-
genannten dunklen Jahreszeit wieder mit massiven
Kraften diese Einsatze steuern, um zu verhindern,
dass diese Entwicklung sich noch einmal so veran-
dert, wie es im letzten Jahr der Fall gewesen ist.

Wir haben dieses Gutachten in Auftrag gegeben,
um viele Dinge einmal zu erfragen. Wir wollten zum
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Beispiel einmal wissen: Wie ist es vor Ort? Was emp-
findet unsere Bevolkerung, wenn sie Opfer einer
Straftat wird? Gehen die Polizeibeamten sensibel ge-
nug mit den Opfern um? Das war eine Frage, die wir
beantwortet haben wollten. Wir wollten auch wissen:
Was macht die Polizeij, lasst sie die Akten liegen, oder
werden sie zugig vorbereitet? Was macht die Staats-
anwaltschaft? Was machen die Gerichte? Diese Stu-
die zeigt uns, dass wir in der Tat die Ergebnisse nicht
zu scheuen brauchen. Wir haben eine Polizei, eine
Staatsanwaltschaft und eine Justiz, die zusammen-
arbeiten, aber diese drei Instanzen konnen nichts da-
ran andern, dass wir es hier mit einem sozialen Pro-
blem zu tun haben.

Bei der Frage, woher diese Kriminalitat kommt, sagt
uns auch diese Studie sehr deutlich, wo man die Tater
findet, in welchen Stadtteilen, in welchen Strallenzi-
gen, und was sie miteinander verbindet. Sie sind in
der Regel mannlich, unter 21 Jahre alt, sie sind bil-
dungsfern, sie haben keinen Schulabschluss, sie haben
keine Ausbildung, sie kommen in der Regel nicht
aus Elternhausern, in denen Vater und Mutter vor-
handen waren und so weiter. Deswegen ist auch die
klare Ansage gewesen: Wir brauchen da einen tiber-
greifenden Ansatz, wir mussen uns um die Quartie-
re kiimmern, weil es in der Tat auch ein Unterschich-
tendelikt ist, uber das wir diskutieren. Es ist ja nicht
so, dass die arme Bevolkerung nun die reiche plin-
dert, sondern die Mehrzahl der Opfer sind Arme. Das
heifit, in diesen Stadtteilen pliindert der eine den an-
deren Nachbarn, und deswegen mussen wir auch mit
anderen MaBnahmen versuchen, diese Dinge zu ver-
andern, also mit mehr Bildung, mehr Qualitatin diesen
Wohnbezirken und vielem anderen mehr. — Danke
sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 18/967, Kenntnis.

Brandschutzregeln beim behindertengerechten
Bauen iiberpriifen

GroBle Anfrage der Fraktion der SPD
vom 20. Juni 2013
(Drucksache 18/976)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 13. August 2013
(Drucksache 18/1013)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr.
Lohse.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort, Drucksache
18/1013, auf die GroBe Anfrage in der Burgerschaft
miindlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Dr. Lohse, dass
Sie die Antwort auf die GroBe Anfrage der Fraktion
der SPD nicht miindlich wiederholen mochten.

Auf die Antwort des Senats auf Gro3e Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bir-
gerschaft in Fraktionsstarke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. — Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Schmidtke.

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die UN-
Behindertenrechtskonvention, die auch von uns ra-
tifiziert wurde, fordert, dass Menschen mit Beeintrach-
tigung gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben
teilhaben kénnen missen. Der Staat, die Lander und
die Kommunen sind verpflichtet, Barrieren zu besei-
tigen und Richtlinien entsprechend anzupassen. Bre-
men hat sich hier auf einen guten Weg gemacht: Die
Schulgesetzgebung hat die Inklusion als festen Be-
standteil aufgenommen und sich damit zum Auftrag
gemacht, alle Schiilerinnen und Schiiler mit und ohne
Behinderung gemeinsam zu unterrichten. Es ware
unredlich zu behaupten, das Ziel sei erreicht, aber
wir haben uns hier deutlich auf den Weg gemacht,
und wir werden weiter an der Umsetzung arbeiten.

Auch im Bereich des Ressorts Bau und Verkehr ist
der Auftrag angekommen. Gerade in jungster Zeit
sind etliche Wohnungen entstanden, die ausdruck-
lich als geeignet fiir Menschen mit Mobilitatsein-
schrankungen, unter anderem also Rollstuhlfahrer,
konzipiert und errichtet wurden. Diese Wohnungen
weisen groflere Turen auf, explizit auf Rollstuhlfah-
rer ausgerichtete Badezimmer, in den Fluren der
mehrgeschossigen Hauser gehoren Fahrstihle zur
selbstverstandlichen Ausstattung. Selbst auf sehr in-
dividuelle Bedarfe kann eingegangen werden. Dies
alles ist vorbildlich und wird von der SPD-Fraktion
ausdrucklich sehr begruft.

(Beifall bei der SPD)

Auch die Behindertenverbande sehen hier eine lang-
jahrige Forderung endlich erfillt. Dies alles ist kein
Luxus, sondern eigentlich eine Selbstverstandlichkeit,
wenn ich die UN-Behindertenrechtskonvention ernst
nehme, und auch hier sind wir noch nicht am Ziel der
Inklusion angekommen, aber auf einem guten Weg.

Diese Wohnungen, ausdrucklich erstellt und ein-
gerichtet fur Menschen mit Mobilitatseinschrankun-
gen, sind ein groBer Fortschritt, bieten den notwen-
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digen Komfort, abgestimmt auf die jeweiligen Bedarfe
und Notwendigkeiten, um auch diesen Mitburge-
rinnen und Mitbirgern die Teilhabe zu ermdglichen,
solange keine Notlagen, wie zum Beispiel ein Feuer,
vorliegen.

Eine solche Ausnahmesituation, die lebensbedroh-
lich sein kann und immer so empfunden wird, ist bei
der Konzeption dieser ausdrucklich behindertenge-
rechten Wohnungen nicht vorgesehen. Es gibt fiir den
Fall einer Katastrophe keine Fluchtwege, die auf die
Notwendigkeiten dieser Bewohnerinnen und Bewoh-
ner abgestellt sind, Fluchtwege, die das Leben der
Menschen in bedrohlichen Situationen retten konn-
ten, die es entweder den Menschen mit Mobilitats-
einschrankungen selbst ermoglichen, sich zu retten,
oder es wenigstens den Rettern ermoglichen, die Be-
wohner aus ihrer Notlage zu befreien.

Alle reguldren Bauvorhaben werden erst dann ge-
nehmigt, wenn entsprechende, in der Richtlinie vor-
gesehene SicherheitsmaBnahmen eingehalten wur-
den. So wurden auf einer Nordseeinsel vor Kurzem
Ferienwohnungen geschlossen, weil die Fenster nicht
die notwendige Grofe aufwiesen und dadurch im
Katastrophenfall nicht als Fluchtweg nutzbar waren.
Hauser, die seit iber 30 Jahren bewohnt, genutzt und
damals auch genehmigt wurden, mussten den ver-
anderten Richtlinien angepasst werden, bevor sie wei-
terhin als Ferienwohnungen genutzt werden konn-
ten.

Meine Forderung und die Forderung der SPD
ist, die jetzt errichteten Wohnhauser, die die Be-
zeichnung Wohnung fiir mobilitatseingeschrankte
Menschen tragen dirfen, zwingend auch fiir den Ka-
tastrophenfall, zum Beispiel fur den Brandfall, aus-
zustatten,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

denn Behinderungen begleiten uns nicht nurim All-
tag, sondern auch und vielleicht auch besonders in
solchen Ausnahmesituationen.

Dass wir bei den bereits bestehenden Wohnungen
auch Einrichtungen nicht auler Acht lassen diirfen,
liegt auf der Hand und ist selbstverstandlich. Auch
hier erwarten und fordern wir, dass bei Sanierungen
groBeren Umfangs die Nachriustung der Fluchtwe-
ge immer Bestandteil der Planung sein muss.

Die in der dankenswerterweise sehr ausfiihrlichen
Antwort des Senats angekiindigte Uberarbeitung der
Baurichtlinie macht uns groBe Hoffnung, dass die For-
derungen der SPD-Fraktion aufgenommen werden.
Auch uns, der SPD-Fraktion, ist bewusst, dass niemals
alle Risiken auszuschalten sind, dass ein Restrisiko
immer bleibt, wir sind aber auch uberzeugt davon,
dass erkannte, aber nicht beseitigte Risiken im Ernst-
fall unverzeihlich sind.

Meine Damen und Herren, wer uns nun sagt, die
Richtlinien geben alle diese Erwartungen und unver-
zichtbaren Uberlegungen zur Sicherheit der beein-
trachtigten Menschen nicht her, dem kann ich nur
sagen, es ist sicher leichter, die Richtlinien zu andern,
als nach einem Unglick zu argumentieren, wir ha-
ben richtliniengetreu gebaut. Richtlinien konnen ge-
andert und den bekannten Bedarfen angepasst wer-
den, dagegen ist ein verlorenes Menschenleben un-
wiederbringlich verloren. — Ich danke fir Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Werner.

Abg. Werner (Biindnis 90/Die Grunen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Bausenator wird — das hat Frau Schmidtke
eben gerade auch schon berichtet und geht aus der
Senatsantwort hervor — demnéachst die Landesbau-
ordnung evaluieren und erganzen, unter anderem,
um sie der Musterbauordnung anzupassen, die die
Bauministerkonferenz Ende letzten Jahres beschlos-
sen hat.

Ein weiterer wichtiger Grund dafiir sind die geplan-
ten MaBnahmen fiir barrierefreies Wohnen und Bauen
zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention der
UN und in dem Zusammenhang, auch das hat Frau
Schmidtke eben schon gesagt, die neuen und beson-
deren Wohnformen, Wohnheime und Wohnungen fiir
Menschen im Alter, fir Menschen mit Behinderung
und fur pflegebedurftige Menschen.

Zu der Evaluation der Landesbauordnung wird es
Anhoérungen und Beteiligungen der Trager 6ffentli-
cher Belange geben. Wir gehen davon aus, dass da
auch noch einmal ganz genau erortert und erwogen
wird, welche rechtlichen Regelungen notwendig und
zielfihrend sind. Der Teil der MaBnahmen, die die
Bauministerkonferenz jetzt vor Kurzem —nach zwolf
Jahren endlich, muss man ja sagen — beschlossen hat,
hat ebenfalls sehr viele ausfiihrliche Beratungen, Ein-
spruche und Verbesserungen durchlaufen, deswegen
hat es so lange gedauert und ist jetzt im Konsens aller
Fachleute und auch aller Interessen- und Betroffe-
nengruppen verabschiedet worden. Deswegen glau-
ben wir, dass die MaBnahmen ein gutes Vorbild sind
und viele davon in die Landesbauordnung uibernom-
men werden sollten.

Nun sind ja Wohnungen und Wohnformen sehr ver-
schieden, und genauso sind auch die Behinderungen
von Menschen und entsprechend die Barrieren, die
sie dann noch weiter behindern, sehr verschieden und
individuell ausgepragt. Bisher haben sich die Bau-
normen fur barrierefreies Bauen und Wohnen sehr auf
Geh- und Bewegungsbehinderungen fokussiert. In

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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den Neufassungen der Normen wird jetzt ein Zwei-
Sinne-Prinzip eingefiihrt, nach dem grundsatzlich alle
warnenden und orientierenden Hilfsmittel iiber min-
destens zwei Sinne wahrgenommen werden konnen,
damit konnen sie dann auch von 85 Prozent aller Men-
schen mit Behinderung benutzt werden.

Insgesamt, muss man sagen, haben wir in Deutsch-
land einerseits ein sehr hohes Niveau in der vorge-
schriebenen und realisierten Bausicherheit und Si-
cherheitstechnik und andererseits ebenfalls in der Not-
fallrettung und -versorgung. Ich habe aus diesem
Anlass jetzt gelernt, dass heute zu einer rechtlich ver-
bindlichen Normung nicht mehr nur die vorgeschrie-
benen MaBe und definierten Losungen gehoren, son-
dern dass man heute in der Normung vor allem Schutz-
ziele definiert und dafur in den DIN-Normen einerseits
Beispiellosungen nennt, aber andererseits die Mog-
lichkeit fur innovative und individuelle Losungen
lasst, auf die man bei der Normenerstellung vielleicht
noch nicht gekommen ist oder die vielleicht auch
nicht grundsatzlich geregelt werden mussen oder
konnen.

Man kann und muss schauen, was bezogen auf den
konkreten Bau, sein Umfeld, seine Nutzung und seine
Bewohner sinnvoll ist und dann auch moglich sein
muss und nicht wiederum durch Normen unmoglich
oder komplizierter wird. Diese Herangehensweise in
der Normung nennt man Performance-Konzept, eine
Begrifflichkeit, die ich in der Bauordnung nicht ver-
mutet hatte, die aber fiir eine notwendige Flexibili-
tat und Dynamik der Entwicklungen ein ganz guter
Begriff ist, finde ich, und das ganz gut beschreibt.
Selbstin der Normung hat man realisiert, man kann
nicht alles schematisch regeln.

Die Antwort des Senats auf die Grofle Anfrage
macht insgesamt deutlich, dass man nicht wirklich
zu einer rundherum fur alle und tiberall befriedigen-
den Losung kommt, wenn man konkrete Fallbeispie-
le auf allgemeine Normen und Gesetze projiziert, die
dann anderen individuellen Fallen vielleicht wieder
nicht gerecht werden.

Um im Notfall einen Fahrstuhl zu benutzen, das
kennen wir alle, braucht man eben nicht nur einen
Fahrstuhl, sondern auch die Ruhe und das Vertrau-
en, diesen Fahrstuhl zu betreten, oder man braucht
vielleicht auch eine Begleitung, die dann erst einmal
da sein muss. Bei einer Schlauchrutsche, das geht auch
mir personlich so, stelle ich mir das noch schwieri-
ger vor. Man muss das dann korperlich kénnen, man
muss auch unten heil ankommen und auch am Ende
der Rutsche hinaus- und weiterkommen.

Kein Bau ist wie der andere, keine Behinderung
ist wie die andere, kein Notfall ist wie der andere.
Deshalb unterscheiden Erstretter von der Feuerwehr
—das habe ich auch anlasslich dieser Gro3en Anfra-
ge gelernt —in vielen Fallen auch nicht zwischen den
behinderten und den nicht behinderten Menschen,
die sie retten, sondern sie helfen allen moglichst

schnell, ohne grof3e Evaluationen zu machen. Das ist
auch richtig, denke ich!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

In einer Katastrophen- und Fluchtsituation sind wir
alle sehr schnell sehr deutlich behindert und brau-
chen dann in der Regel auch Hilfe. Nattrlich muss
man aber bei speziellen Behinderteneinrichtungen
und Wohnkonzepten fur behinderte Menschen be-
sondere Rettungskonzepte entwickeln, und zwar bau-
lich und — genauso wichtig — organisatorisch. Deshalb
bin ich froh, dass der Senat in seiner Antwort ankin-
digt, bei der Evaluation der Landesbauordnung noch
einmal genau zu analysieren und zu prufen, was man
konkret definieren und vorschreiben miusste und was
auf der Seite der Normen vielleicht besser auch of-
fen und flexibel bleiben sollte. Das heifit nicht, man
macht weniger, das heift, man lasst mehr Verschie-
denheit moglich sein.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Ich gehe natirlich davon aus, dass in Bremen bei
der Evaluation und den dann bevorstehenden Ver-
dnderungen der Landesbauordnung auch der Behin-
dertenbeauftragte, Herr Dr. Steinbrick, beteiligt und
eingebunden wird. Dass wir uns nicht blind auf die
Vorgaben der Musterbauordnung verlassen, sondern
noch einmal verantwortungsvoll ganz genau darauf
schauen, finde ich beruhigend. — Vielen herzlichen
Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Gronert.

Abg. Frau Gronert (CDU)*): Herr Prasident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich finde es
naturlich selbstverstandlich, dass immer wieder ge-
pruft wird, ob man das, was man besonders auch
technisch realisieren kann, auch macht, um im Not-
fall Menschenleben zu retten und nicht unnétiger
Gefahr auszusetzen. Die Aufnahme aktueller DIN-
Normen in die Bremische Landesbauordnung ist nétig
und, wie man in der Antwort des Senats lesen kann,
auch geplant.

Doch so ganz ehrgeizig scheinen die Plane des Se-
nats in Bezug auf Modernisierungen im vorbeugen-
den Brandschutz und eine Alarmierung im Fall ei-
nes Brandes doch nicht zu sein. Zumindest sind fur
den normalen Geschosswohnungsbau unterhalb der
Hochhausgrenze von 22 Metern, so wie ich es verstan-
den habe, keine Veranderungen geplant. Manche Ab-
schnitte der DIN 18040, wie zum Beispiel Vorga-

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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ben fur seh- und horgeschadigte Menschen oder eben
auch fir blinde und taube Menschen, sollen in die
Landesbauordnung oder in die technischen Baube-
stimmungen nur als Empfehlung aufgenommen wer-
den, was sicher auch an den damit verbundenen Kos-
ten liegt. Insgesamt aber bleibt die Antwort des Se-
nats vor allem die Auskunft schuldig, wann denn die
neuen technischen Baubestimmungen endlich in Bre-
men eingefiihrt werden sollen.

Ein in meinen Augen ganz wichtiger Punkt zum
Thema Brandschutz und Rettung von Menschen mit
Behinderung im Brandfall wird in dieser Gro3en An-
frage aber tiberhaupt nicht aufgegriffen. Stellen wir
uns einmal vor, es gibt in einem o6ffentlichen mehr-
stockigen Gebadude alle MaBnahmen, die man sich
wunschen kann, Leitlinien fiir Blinde, Blinklicht bei
Alarm und nattrlich die Sirene, irgendwo im Gebaude
gibt es auch eine Rampe oder Schlauchrutsche! Nun
bricht Feuer aus, alle Alarme gehen los. In einem der
Buros im vierten Stock halt sich eine gehorlose Per-
son auf, sie sieht den Alarm, sitzt aber in einem Roll-
stuhl. Diese Person kann ihren Rollstuhl zwar allein
bewegen, hat aber nur begrenzt Kraft, und es ist ge-
rade niemand anders in der Nahe. Ein erkennbarer
Alarm allein wird niemanden aus der Feuergefahr
retten konnen, ebenso wichtig ist hier eine Zustan-
digkeitskette im Haus, die im Notfall in Gang gesetzt
wird und moglichst schnell die eigene Rettung, aber
auch die von behinderten Kollegen oder Besuchern
ermoglicht.

Oder ein Feuer bricht in einer Werkstatt aus, in der
viele Menschen mit einer geistigen Behinderung ar-
beiten! Blinklicht und Sirene ermoglichen die Alar-
mierung aller, aber es gibt auch ein groB3es Durchei-
nander. Was passiert, wenn es dort brennen sollte,
wo viele schwerst- und mehrfachbehinderte Men-
schen wohnen? Wie reagieren die Mitarbeiter? Gibt
es eingeubte Ablaufe und Zustandigkeiten?

(Abg. W e r n e r [Bundnis 90/Die Gru-
nen|: Gehort das in die Landesbauordnung?)

Ich habe eben schon gesagt, das ist ein Punkt, der
mir in der GroBlen Anfrage fehlt, und es geht um
Brandschutz!

In all den Situationen kommt es jedenfalls auf die
Menschen an. Sie alle und die Feuerwehrleute brau-
chen Wissen tibereinander und gemeinsame Ubungs-
erfahrungen. Eine kurze Erklarung tiber das Alarmie-
rungssystem einer Einrichtung in den ersten Tagen,
wenn man einen neuen Job anfangt, wird jedenfalls
nur der Erledigung dieses Punktes in der Einarbei-
tungsphase gerecht, auch eine Lehreinheit in der Aus-
bildung zur Feuerwehrkraft ist zu wenig und im Notfall
nach funf Dienstjahren sicher nicht mehr einfach ab-
rufbar.

Ende November 2012 hat ein Feuer in einer Be-
hindertenwerkstatt in Titisee-Neustadt 14 Menschen
getotet und etliche verletzt. Die dortige Kreisbrand-

meisterin und gleichzeitige Wohnbereichsleiterin in
der Behindertenhilfe sagte nach dem Ungluick,
viele Feuerwehrleute seien unsicher und angstlich
im Umgang mit schwer- oder mehrfach behinderten
Menschen.

Der Faktor Mensch, sagt Dr. Volker Meyer von der
Vereinigung zur Forderung des Deutschen Brand-
schutzes, ist viel wichtiger als die Technik. Er halt
gemeinsame Ubungen mindestens einmal jahrlich fiir
absolut notwendig. Manche Menschen mit einer
geistigen Behinderung, so sagt er, wiirden sich bei-
spielsweise in Schranken verstecken, wenn ein Feu-
erwehrauto mit Sirene vorfahre. Andere hatten Angst,
wenn ein Feuerwehrmann in voller Einsatzkleidung
vor ihnen stehen wiirde.

So sollten wir auch in Bremen technisch moglichst
viel aus der DIN 18040 zum Schutz von behinderten
Menschen tibernehmen und auch umsetzen, aber der
Faktor Mensch ist durch Technik nicht zu ersetzen.
Zurzeit wiissten im Brandfall die meisten Betroffe-
nen wegen fehlender oder unzureichender Ubungen
eben nicht, was zu tun ist. Dazu sind die genannten
Ansatze notwendig, die wir auch auf jeden Fall in
Bremen noch starker ausbauen sollten. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Auf den ersten Blick liest sich diese
GrofBe Anfrage, als wenn ein kundiger Verwaltungs-
sachbearbeiter aus dem einen Teil des Bauressorts
an einen kundigen Sachbearbeiter des anderen Teils
des Bauressorts eine Anfrage geschrieben hat. Das
heiBt, da ich kein kundiger Mitarbeiter dieser Behorde
bin, habe ich einen Augenblick gebraucht, mich durch
diesen Text zu arbeiten, der mit DIN-Vorschriften und
Vorschriften der Bremischen Landesbauordnung ge-
fulltist. Ich habe ein bisschen gebraucht, bis ich sor-
tiert habe, was eigentlich wohin gehort und was diese
Antwort auf die GroBe Anfrage eigentlich zutage for-
dert. Dann habe ich mich selbstverstandlich auch mit
der DIN 18040 beschaftigt und mir einmal angeschaut,
was in dieser Vorschrift steht.

Unter dem Strich steht hinter dieser doch eher
technokratisch anmutenden Gro3en Anfrage ein durch-
aus dramatisches Problem. Wie ich bei meiner Re-
cherche festgestellt habe, ist es doch tatsachlich so,
dass Menschen mit Behinderung, sei es Bewegungs-
einschrankungen, sei es Gehorlosigkeit, seien es Men-
schen mit Sehbehinderung oder Menschen, die mog-
licherweise auch geistig behindert sind, haufiger und
intensiver Opfer bei Branden werden als Menschen,
die sich selbst aus den Flammen befreien konnen.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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Das ist ein Umstand, den ich nicht akzeptabel
finde.

Deswegen gebe ich zunachst der Abgeordneten
Frau Schmidtke recht, es ist technisch moglich, daftr
zu sorgen, die Gefahrdung dieser Menschen zu redu-
zieren. Wenn man einen Blick auf die Beispiele wirft,
die die DIN 18040 aufftihrt, sieht man, dass diese sehr
umfangreich sind. Es wird mit vielen Beispielen und
technischen Hilfsmitteln sichergestellt, dass Menschen
mit Behinderung den Weg in ein Gebadude finden, es
wird sichergestellt, dass diese Menschen in diesem
Gebadude leben konnen, und es wird auch sicherge-
stellt, dass die Menschen im Zweifel auch wahrend
eines Brandes oder unter anderen schwierigen Be-
dingungen nicht nur den Weg hinausfinden, sondern
auch gehen konnen. Das sind zwei Dinge, man muss
wissen, wie es hinausgeht, aber man muss auch in
der Lage sein, diesen Weg dann zu begehen. Das be-
ginnt bei der Frage, wie breit eigentlich ein Gang ist,
und geht bis hin zu der Frage, wie man den Weg findet
und an welchen Stellen man sich moglicherweise auch
orientiert, wenn sich Rauch im Gebaude befindet.

Daher finde ich es in Ordnung, dass diese Norm
eben tatsachlich kein Schema ist, sondern eine
Empfehlung, die Best-Practice-Losungen vorschlagt
und Schutzziele definiert. Das heifit, sie sagt, wohin
ich eigentlich will, und misst MaBnahmen nicht da-
ran, ob sie mit einem Stlick Papier tibereinstimmen,
das vor zehn Jahren geschrieben worden ist, sondern
orientiert MaBlnahmen daran, ob das gewunschte
Schutzziel erreicht ist.

Diese Ziele werden in der DIN 18040 beschrieben,
und sie zeigen tatsachlich auf, was moglichist, das
finde ich wirklich ausgesprochen spannend. Ich habe
festgestellt, wenn man Gebdaude so ausrustet, dann
nitzt das nicht nur Menschen mit Behinderung, das
nutzt auch Menschen, die ganz normal im Alltag un-
terwegs sind, weil manche Gebaude schon so un-
ubersichtlich und die Fluchtwege schwierig zu fin-
den sind. Um zu erkennen, welchen Weg man eigent-
lich gehen muss, helfen sorgfaltig gekennzeichnete
Ttren, groBe Schilder und Orientierungshilfen im Auf-
zug. Es ist ja nicht nur so, dass wir dann diese MaB-
nahmen fir eine kleine Minderheit durchfihren, ob-
wohl sie ein Recht darauf hat, sondern diese Mal3-
nahmen ntitzen naturlich auch uns, das ist doch vol-
lig klar, das merkt man auch. Aulerdem gehoren wir
vielleicht auch irgendwann zu den Menschen mit Be-
hinderung, wenn wir alter werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD —
Abg.Frau B 6 sch en [SPD]: Tun wir jetzt
schon!)

Es gibt eine ganze Menge wunderbarer Moglichkei-
ten.

Im ersten Schritt soll diese DIN-Norm jetzt als tech-
nische Baubestimmung in die Landesbauordnung ein-

flieBen, und dann gewinnt sie eine gewisse Giltig-
keit. Ich habe beim Studieren dieser GroBen Anfra-
ge auch gelernt, dass diese DIN 18040 durchaus auch
nicht ohne Kritikpunkte ist. Da gibt es viele verntinftige
Hinweise fur den Alltag.

Es wird kritisiert, dass diese DIN 18040 im Brand-
fall oder bei sonstigen Schwierigkeiten eigentlich nicht
ausreichend Vorschriften enthélt, wie Menschen mit
Behinderung aus einem solchen Gebdude wieder
hinauskommen. Das wird als deutliche Kritik emp-
funden. Das merkt man beim ersten Lesen nicht, am
Anfang denkt man, esist alles schon. Die Gro3e An-
frage zielt aber auch darauf, an welchen Stellen es
verbessert werden muss. Es sind hier noch keine kon-
kreten Mainahmen genannt, aber ich habe gelernt,
dass man genau darauf schauen muss.

Die Antwort auf die Groe Anfrage beantwortet die
Frage nach Schlauchrutschen, nach anderen Aufzi-
gen und nach rauchdichten Schutzraumen eher so,
dass rauchdichte Schutzraume eher nicht notwen-
dig sind, Aufzuge zu teuer sind und Schlauchrutschen
nicht funktionieren, weil sie eben Schlauchrutschen
sind. Es gibt andere Beispiele, dass diese MafBnah-
men durchaus moglich und notwendig sind. Ich bin
relativ sicher, dass wir im Spannungsfeld zwischen
Barrierefreiheit im Notfall und Haushaltsnotlage
auch wieder eine Situation vorfinden, in der wir viel-
leicht das, was technisch moglich ist, aus Grin-
den der Haushaltsnotlage nicht machen kénnen. —
Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! In der Debatte, die wir
gerade fuhren, schwingen ganz verschiedene Ebe-
nen mit. Die eine Ebene ist der Schutz von Menschen
mit Behinderung im Brandfall in einem Gebaude, die
andere ist die relativ trockene Materie der Normen-
und Rechtsentwicklung. Ich will aus Sicht des Res-
sorts versuchen, durch diese Materie zu fiithren.

Ich mochte vorwegschicken, die Grofe Anfrage der
SPD ist damit uberschrieben, die Brandschutzregeln
beim behindertengerechten Bauen zu uberprifen,
deswegen hat sich die Antwort des Senats auf das
Bauen konzentriert und organisatorische MaBnahmen
nichtim gleichen Umfang angesprochen. Ich teile aber
den Hinweis, dass die Brandschutziibungen nattr-
lich regelmaBig durchgefiihrt werden miissen. Das ist
absolut in meinem Sinn, und zumindest mein Res-
sort fiihrt diese Ubungen auch regelméBig durch.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Dann mochte ich klarstellen, dass die DIN 18040,
die aus zwei Teilen besteht — Teil 1 offentlich zu-
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gangliche Gebaude, Teil 2 Wohnungsbau —, in Bre-
men noch nicht als technische Baubestimmung ein-
gefihrt ist. Wir befinden uns derzeit noch im Abstim-
mungsprozess Uber die Einfiihrung, das heilit, wir sam-
meln die Anregungen und Argumente, die teilweise
auch in der Debatte angefiihrt worden sind. Momen-
tan gelten fur das barrierefreie Bauen in Bremen noch
die Anforderungen der Vorgangerregelungen, die in
DIN 18024 und DIN 18025 niedergelegt sind.

Der Unterschied zwischen den alten Normen und
der neuen Norm 18040 ist der erweiterte Begriff der
Barrierefreiheit, der neben den motorischen Beein-
trachtigungen auch die sensorischen Beeintrachtigun-
gen aufgreift. Das ist die Neuerung, die jetzt entspre-
chend der Musterbauordnung in die Bremische Lan-
desbauordnung eingefiigt werden muss. Wir konzen-
trieren uns dabei darauf, den erweiterten Begriff der
Behinderung, der Barrierefreiheit und die besonde-
ren Vorschriften zum Schutz neuer Wohnformen fiir
Menschen mit Pflegebedtrftigkeit nach dem Muster
der Bauordnung 2012 festzulegen, damit wir in Bre-
men fir diese neuen Wohnformen, die wir auch mit-
entwickeln wollen, entsprechende Richtlinien haben.

Es ist von mehreren Vorrednern einerseits ange-
sprochen worden, dass sich die DIN 18040 an Schutz-
zielen orientiert und exemplarisch sagt, wie diese
Schutzziele erreicht werden konnen. In den Debat-
tenbeitragen wurde erwahnt, ob es konkrete Vor-
schriften geben soll oder ob man dies nicht regelt.
Ich sage Ihnen, aus Sicht des Ressorts ist genau die-
se Beschreibung entlang von Schutzzielen das sach-
gerechte Vorgehen. Das ermoglicht im konkreten Fall
zu schauen, welche MaBnahmen erforderlich sind,
um die Barrierefreiheit nicht nur im Normalbetrieb,
sondern auch im Evakuierungsfall sicherzustellen.

Andererseits reden wir uber die Begrenzung der
Baukosten und welche Standards wir im Neubau ha-
ben wollen, wenn wir gleichzeitig bezahlbaren Wohn-
raum herstellen wollen, damit tiberhaupt gebaut wird.
Wir miissen aufpassen —und ich mochte den Hinweis
an dieser Stelle auch geben —, dass wir jetzt nicht mit
sehr vielen Vorschriften und Regeln quasi die Fall-
stricke legen, in denen sich ab morgen die Bauver-
waltung verfangt. Sie wiurden dann in der nachsten
Sitzung hier wieder kritisieren, dass die Baugeneh-
migungen so lange dauern, weil die Bauherren nicht
damit einverstanden sind, dass es durch diese Vor-
schriften so teuer wird. Das ist der andere Teil der
Debatte, den wir hier nicht ausblenden diirfen.

In der Diskussion der Bauministerkonferenz und
der Fachkommission Bauaufsicht ist die Frage eror-
tert worden, ob das Performance-Konzept, wie Herr
Werner es richtig genannt hat, die Beschreibung von
Schutzzielen in der DIN, geeignet ist, um es in die
Musterbauordnung beziehungsweise die Landesbau-
ordnungen zu Ubertragen. Es ist kritisiert worden, dass
die Rechtsbegriffe, Empfehlungen und Hinweise zu
unbestimmt und unkonkret sind. Dabei ist die Fra-
ge aufgeworfen worden, ob die Bauverwaltung das

anschliefend uberhaupt richtig prifen und umset-
zen kann. Die Fachkommission Bauaufsicht hat emp-
fohlen, diese Abschnitte der DIN nicht mitin den von
der ARGEBAU erlassenen Mustereinfithrungserlass
aufzunehmen. Das halten wir fiir falsch, nimmt man
nicht einmal sie in den Einfiihrungserlass auf, hat man
gar nichts aufgenommen.

Wir sind im Moment der Auffassung, dass vieles
dafur spricht — auch wenn man sich noch konkrete-
re Hinweise vielleicht wiinscht —, zunachst einmal die
Passagen, die in der DIN stehen mit dem Schutzkon-
zept, mit dem Performance-Konzept, in die Landes-
bauordnung aufzunehmen. Sobald wir dann etwas
Besseres haben, nehmen wir auch dies mit auf un-
ter Berucksichtigung der Aspekte, die ich genannt
habe.

Neu ist, das macht die Sache auch komplizierter,
dass der Begriff der Barrierefreiheit nicht nur im Falle
derregularen Nutzung eines Gebaudes, sondern auch
im Evakuierungsfall gelten soll. Das muss auch so sein,
das sage ich auch ganz deutlich. Wir kénnen nicht
sagen, dass im Evakuierungsfall —im Brandfall oder
was immer es ist - Menschen mit Behinderung we-
niger zu schiitzen sind als andere, das entspricht nicht
meinem Verstandnis von Barrierefreiheit. Deswegen
ist es unbedingt wichtig, dass wir eben mit diesem
erweiterten Begriff dort arbeiten.

(Beifall bei der SPD und bei Bundnis 90/
Die Griinen)

Wenn Sie mir noch einen letzten Hinweis zu der
Frage der Wohnbebauung im Vergleich zu 6ffentlich
zuganglichen Gebdauden gestatten! Ich mochte an
dieser Stelle nur darauf hinweisen, dass der Teil 2 der
DIN 18040 ein Kapitel nicht enthalt, das aber der
Teil 1 enthalt, der sich auf 6ffentlich zugangliche Ge-
baude bezieht, und zwar ist das der Teil Alarmierung
und Evakuierung.

Bei der Entwicklung der DIN-Norm - wie gesagt,
auf Bundesebene — hat man dieses Kapitel fiir Wohn-
gebaude fur nicht gleichermafBen relevant gehalten,
weil man davon ausgegangen ist, dass Menschen in
ihrem vertrauten Wohnumfeld, in dem sie sich tag-
lich mit Fluchtwegen, Fluchtméglichkeiten und Ret-
tungsmoglichkeiten vertraut machen konnen, ohnehin
besser geschutzt sind, weil sie mit dem Gebaude ver-
traut sind, anders als wenn sie sich in einem o6ffent-
lichen Verwaltungsgebaude befinden, das sie alle zwei
Jahre einmal aufsuchen, von dem sie nicht genau wis-
sen, wo sich die Fluchtwege befinden.

Deswegen hat der Normgeber bei der Entwicklung
der DIN-Norm abgestuft und gesagt, bei den offent-
lich zuganglichen Gebauden brauchen wir das Ka-
pitel Alarmierung und Evakuierung, in dem auch auf
sensorische Behinderungen eingegangen wird, und
bei den Wohngebauden brauchen wir es nicht. Dazu
gilt auch das, was in der Antwort des Senats steht,
in den Wohngebdauden unterhalb der Hochhausricht-
linie, eben in moderneren Ausfuhrungen sind die Fahr-
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stuhlschachte so gebaut, dass sie Rauchbarrieren
beinhalten, sodass sich dort, auch wenn der Fahrstuhl
nicht mehr benutzbar ist, Menschen aufhalten kon-
nen, bis eine Rettung durch die Feuerwehr von au-
Berhalb moglich ist. Das heiBit, da ist schon abgestuft
vorgegangen worden.

Man hat versucht, diese Dinge moglichst sachge-
recht zu regeln, und wir sind, wie gesagt, jetzt in der
Anhorung mit den Verbanden, um zu sehen, wie wir
das konkret in die Bremische Landesbauordnung und
die technischen Baubestimmungen tibernehmen wer-
den. — Ich danke fir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/1013, auf die Grole An-
frage der Fraktion der SPD Kenntnis.

Meine Damen und Herren, der dritte Parlaments-
tag neigt sich dem Ende. Es neigt sich auch eine lange
politische Karriere von Elisabeth Motschmann hier
in diesem Parlament dem Ende. Frau Motschmann
zieht in den Deutschen Bundestag ein. Sie wird in
Berlin als Bundestagsabgeordnete die bremischen In-
teressen vertreten. Ich bin mir ganz sicher, dass sie
das mit groBer Ernsthaftigkeit, sehr gewissenhaft und
sehr gut machen wird!

Bevor Frau Motschmann in die Politik kam, hat sie
Theologie und Romanistik studiert, sie war freie Jour-
nalistin und Publizistin und hat viele familien- und
frauenpolitische Themen aufgegriffen. So habe ich
sie auch uber die Medien kennengelernt. Sie hat auch
Reportagen fur den Norddeutschen Rundfunk tiber
die Dritte Welt gemacht. Sie hat also vor der politi-
schen Karriere ein breites Spektrum an Arbeiten und
an Tatigkeiten ausgeubt.

Elisabeth Motschmann war viele Jahre stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende, sie war 16 Jahre stellver-
tretende Landesvorsitzende. Sie ist erstmalig 1991 in
dieses Parlament eingetreten und hat in dieser lan-
gen Zeit viele Funktionen ausgeubt. Sie war in der
groBen Koalition von 1999 bis 2003 Staatsratin fir In-
neres, Sport und Kultur und von 2003 bis 2007 Staats-
ratin fir Kultur. Auch dort hat sie Marken gesetzt.

Meine Damen und Herren, Frau Motschmann wird
mir nicht bose sein, wenn ich sie als wertkonserva-
tiv bezeichne, mehrfach hat sie sich in der Biirger-
schaft etwa fir den konfessionellen Religionsunter-
richt und die Starkung des christlichen Wissens in der
Bevolkerung eingesetzt. Dies sieht sie als eine Vor-
aussetzung fir den interreligiosen Dialog, ich zitie-
re jetzt: , Wie will man das Rechtssystem verstehen,
wenn man die Zehn Gebote nicht kennt?” Ein Zitat

von Elisabeth Motschmann! Sie erinnern sich viel-
leicht daran, als im letzten Jahr Frau Motschmann
die Position der Salafisten nicht ertragen konnte und
in der Obern- und Sogestrale Bibeln verteilt hat. Eli-
sabeth, ich ware beinahe an deine Seite gekommen!

Meine Damen und Herren, ich danke ihr fiir die
parlamentarische Arbeit in Bremen, insbesondere fir
den engagierten Einsatz fiir die Belange von Biuirger-
innen und Burgern, und besonders auch als Vorsit-
zende des Petitionsausschusses hat sie sich groBe Ver-
dienste und Anerkennung erworben!

(Beifall)

Elisabeth Motschmann strahlt Vertrauen und Ver-
lasslichkeit aus, auch das wird ihr in Berlin eine Hil-
fe sein. Frau Motschmann, dort sind es nicht mehr
83 Abgeordnete, sondern weit tiber 600. Ihre Frak-
tion ist 311 Abgeordnete stark. Sich dort durchzuset-
zen, wird viel Arbeit und Schubse bedeuten, doch ich
bin ganz sicher, Elisabeth Motschmann, Sie werden
es schaffen, auch in dem etwas ruppigen Berlin zu-
rechtzukommen und die Interessen nicht nur Ihrer
Fraktion im Bundestag, sondern auch die Interessen
des Bundeslandes Bremen gemeinsam mit den an-
deren finf Bundestagsabgeordneten aus Bremen in
Berlin zu vertreten. Dafilir wiinsche ich IThnen viel Er-
folg und viel, viel Glick! — Herzlichen Dank!

(Beifall)

Ein letztes Wort von unserer Abgeordneten Frau
Motschmann!

Abg. Frau Motschmann (CDU): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Nein, das ist kein letztes
Wort, nur hier an diesem Platz ist es ein letztes Wort.
Fir mich heilit es, von diesem Hause Abschied zu
nehmen, von meinem Platz, der im Ubrigen immer
wieder einmal gewandert ist, aber nicht von den Ab-
geordneten, nicht von den Menschen, weil ich wei-
ter fur diese Stadt und die Politik tatig sein werde.
Das ist das Gute. Dennoch ist es nach so langer Zeit
und nach so vielen verschiedenen Aufgaben, die ich
ubertragen bekommen habe, eine Zasur. Herr Pra-
sident Weber hat eigentlich alles aufgezahlt, was ich
gemacht habe. Ich habe mir hier sechs Wiinsche no-
tiert — keine Sorge, zu jedem Wunsch nur ein Satz! —,
das deckt sich wunderbar mit dem, was der Prasident
gesagt hat.

Mein erster Wunsch gilt den Frauen in diesem Par-
lament, dass sie auch die letzten glasernen Decken,
im Hinblick auf die Spitzenpositionen, durchstoBen
koénnen. Wir sind schon zahlreich, aber da gibt es auch
noch Wiinsche, die offen sind.

Der zweite Wunsch ist der Religionsunterricht.

(Beifall)



Bremische Birgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 48. Sitzung am 26.09.13

3471

Der Religionsunterricht — auch das wurde genannt —,
ich wiunsche mir sehr, dass er in Bremen erteilt wird
und nicht ausfallt. Ich winsche mir, dass Sie die Schul-
den abbauen und die Bildung aufbauen.

(Abg.Frau Aytas [SPD]: Mit Ihrer Hilfe!)

Ich wiinsche mir, dass die Kultur in dieser Stadyt, die
den Reichtum Bremens ausmacht, von allen unter-
stiitzt und mit gentigend Mitteln versorgt wird.

SchlieBlich wiinsche ich mir, dass der Petitionsaus-
schuss und die Aufgaben dort noch viel mehrin den
Mittelpunkt des Interesses der Abgeordneten riicken,
denn da ist man nahe beim Menschen.

(Beifall)

Da kann man wirklich etwas bewirken, und deshalb
habe ich diese Aufgabe von ganzem Herzen getan.

Es gibt in unserer Stadt viele, die ein Problem mit ei-
ner Behorde haben, und manchmal verbergen sich
dahinter viele andere Probleme. Es ist meine grof3e
Bitte, dass Sie fur diese Menschen, egal ob Mann oder
Frau, Alte oder Junge, berechtigtes oder nicht berech-
tigtes Anliegen, ob geholfen werden kann oder nicht,
da sind und Sie diese Aufgabe weiterhin gut wahr-
nehmen.

Abschliefend ein Zitat von Dag Hammarskjold, dem
ehemaligen Generalsekretar der UNO, der leider 1961
todlich verunglickt ist: ,Dem Vergangenen Dank —
dem Kommenden Ja!" — Vielen Dank!

(Beifall)

Priasident Weber: Meine Damen und Herren, es ist
18.00 Uhr. Ich schlieBe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18.00 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der
Fragestunde der Biirgerschait (Landtag)
vom 26. September 2013

Anfrage 10: Férderangebote im Bereich ,Soziale
und emotionale Entwicklung” fiir Mddchen an Bre-
mer und Bremerhavener Schulen

Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Schlussfolgerungen zieht der Se-
nat daraus, dass am Forderzentrum Fritz-Gansberg-
StraBe in Bremen nahezu ausschlieflich Jungen be-
schult werden?

Zweitens: Welche gezielten Forderangebote gibt
esim Land Bremen an Schulen fiir Madchen mit For-
derbedarfim Bereich soziale und emotionale Entwick-
lung, und welche Unterschiede gibt es diesbeziiglich
zwischen Bremen und Bremerhaven?

Drittens: Welche Planungen verfolgt der Senat
grundsatzlich, um sicherzustellen, dass auch fir diese
Maéadchen im Rahmen der inklusiven Beschulung an
den Grundschulen und den Schulen der Sekundar-
stufen I und II gezielte Unterstiitzungs- und Forder-
moglichkeiten zur Verfiigung stehen?

Frau Dogan,
Dr. Giildner und Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Der Anteil von Madchen mit sonder-
padagogischem Forderbedarf im Bereich des emo-
tionalen Erlebens und sozialen Handelns, der eine
besondere Beschulung erfordert, ist in allen Bundes-
landern deutlich geringer als der der Jungen. Mad-
chen zeigen haufig eher regressive Verhaltenswei-
sen, die in der Regel im Schulalltag nicht als ,sto-
rend” erlebt werden. Gleichwohl werden auch Mad-
chen in diesem Bereich ihrem individuellen Bedarf
entsprechend gefordert. In Bremen stehen den 79
Schilern mit dem sonderpadagogischen Forderbe-
darf sozial-emotionale Entwicklung lediglich 9 Schu-
lerinnen gegentiber. Nur bei zwei Madchen ist der
Forderbedarf so erheblich, dass die inklusive Beschu-
lung zurzeit schwierig erscheint.

In der Sekundarstufe I wird an der Fritz-Gansberg-
StraBBe zurzeit kein einziges Madchen beschult. Die
Schilerschaft setzt sich ausschlieflich aus mannlichen
Schiilern zusammen, die die Sicherheit von Menschen
erheblich gefdhrden oder den Schulbetrieb nachhaltig
und schwer beeintrachtigen.

Vor diesem Hintergrund werden fur die wenigen
Madchen in der Sekundarstufe [ mit schwierigen Ver-
haltensproblemen andere Lésungen in Zusammen-
arbeit mit den Regionalen Beratungs- und Unterstiit-
zungszentren, ReBUZ, gefunden.

In der Grundschule beschult die Schule an der Fritz-
Gansberg-StraBe zurzeit ein Madchen in Klasse 4. Sie

wird genauso wie ihre mannlichen Mitschiiler indi-
viduell gefordert.

Zu Frage 2: Die Regionalen Beratungs- und Un-
terstitzungszentren in Bremen und Bremerhaven
werden auf Anfrage der Schulen eingebunden und
bieten gezielte Beratung sowie Unterstiitzung auf der
Grundlage der individuellen Bedarfslage der Mad-
chen ebenso wie der Jungen an. Dies beinhaltet bei-
spielsweise eine intensive Elterneinbindung, die Ver-
netzung aller beteiligten Institutionen, die mit der Un-
terstitzung fir Madchen befasst sind, und eine in-
dividuelle Forderplanung.

Die Schulen in Bremen und Bremerhaven fithren
verschiedene Sozialtrainingsprogramme durch, die
auch speziell auf Genderaspekte abzielen und da-
mit eher praventiv und unterstiitzend wirken. An der
Georg-Blichner-Schule I und an der Gaufischule III,
Forderzentren fir den Bereich Lernen in Bremerha-
ven, gibt es spezielle Angebote fir Madchen.

Zu Frage 3: GemaB dem Konzept zur Beschulung
der Schilerinnen und Schiiler mit erheblichem son-
derpadagogischen Forderbedarf soziale und emoti-
onale Entwicklung in der Stadtgemeinde Bremen
werden die Regionalen Beratungs- und Unterstiit-
zungszentren zukunftig nach erfolgter Einstellung des
dafur notwendigen Personals in der Stadtgemeinde
Bremen die Grund- und Oberschulen vor Ort bei der
Beschulung gerade im Bereich des sonderpadago-
gischen Forderbedarfs im Bereich sozial-emotiona-
le Entwicklung unterstitzen.

Wenn es erforderlich ist, stehen in der Stadtgemein-
de Bremen dann auch fiir Madchen die demnaéachst
einzurichtenden Gruppen zur voriibergehenden Be-
schulung an den ReBUZ zur Verfuigung.

In Bremerhaven konnen Madchen bereits in der
+ lagesschule” des ReBUZ im Grundschulbereich und
in den Programmen ,Strohhalm”, ,Zeitraum” und
.Nach 8" an der Werkstattschule in der Sekundar-
stufe I unter dem Dach des ReBUZ beschult werden.

Anfrage 11: Dienstausweise bei der Polizei Bremen
auch fiir Blinde lesbar machen?

Wir fragen den Senat:

Erstens: Plant der Senat die Einfithrung von Dienst-
ausweisen bei der Polizei mit ertastbaren Merkma-
len in Blindenschrift?

Zweitens: Wenn ja, wann ist mit der Einfithrung zu
rechnen, und welche Kosten entstehen dadurch?

Schmidtmann, Fecker,
Dr. Giuildner und Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Antwort des Senats:

Zu den Fragen 1 und 2: Im Zuge der Einfihrung
des Vorgangsbearbeitungssystems bei der Polizei Bre-
men erhalten alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zum 1. Oktober 2013 einen sogenannten Multifunk-
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tionsausweis. Dieser Ausweis ist unter anderem mit
taktiler Schrift versehen und dadurch fiir Blinde iden-
tifizierbar. Die Einfiihrungskosten fur das komplette
System mit Drucker, Rohlingen und Software betra-
gen circa 150 000 Euro. Die Kosten fir die taktilen
Merkmale sind dabei zu vernachlassigen.

Die Ortspolizeibehorde Bremerhaven hat erst im
Jahre 2009 neue Dienstausweise eingefiihrt. Diese
weisen allerdings keine taktile Schrift vor. Ein kurz-
fristiger Austausch ist aus Kostengrunden nicht be-
absichtigt.

Anfrage 12: Abschafiung der Luftverkehrssteuer
Wir fragen den Senat:

Handelt es sich bei der auf der Cuxhavener Kon-
ferenz der norddeutschen Wirtschafts- und Verkehrs-
minister gedauBerten Forderung des Senators fur
Wirtschaft, Arbeit und Hafen, die Luftverkehrssteu-
er abzuschaffen, um eine Position des gesamten Se-
nats?

Kastendiek, Frau Piontkowski,
Rowekamp und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Bei dem auf der Kistenwirtschafts- und Verkehrs-
ministerkonferenz verabschiedeten , Norddeutschen
Luftverkehrskonzept” handelt es sich um ein politi-
sches Grundsatzpapier der fur Luftverkehrspolitik zu-
standigen Ressorts der norddeutschen Lander. Eine Se-
natsbefassung hat es nicht gegeben.

Anfrage 13: Kooperation im Kinderschutz verbes-
sern

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat den Umstand, dass
die Rahmenvereinbarung zum Schutz von Kindern
drogenabhangiger und substituierter Eltern bislang
noch nicht abgeschlossen werden konnte?

Zweitens: Teilt der Senat die Ansicht der Kinder-
arztinnen und -arzte, dass elterlicher Drogenkon-
sum beziehungsweise Substitution grundsatzlich einen
Fall des rechtfertigenden Notstands nach Paragraf 34
Strafgesetzbuch darstellt, der die Datentibermittlung
zwischen Arztinnen und Arzten sowie den Instituti-
onen der Kindeswohlsicherung ermoglicht?

Drittens: Welche Schritte plant der Senat, um Ko-

operation und Informationsaustausch im Sinne des
Kindeswohls weiter zu verbessern?

Dr. Schlenker,
Dr. Giildner und Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Der Senat bedauert das. Der Grund liegt
darin, dass in einigen Punkten noch kein Einverneh-
men uber Form und Ausgestaltung der Vereinbarung

erzielt werden konnte, insbesondere hinsichtlich der
Anforderungen der Landesbeauftragten fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit. Der Senat halt jedoch
an dem Ziel fest, eine Vereinbarung bis zum Jahres-
ende abzuschlieBen. Wesentliche Zielsetzungen und
Bestandteile der angestrebten Vereinbarung werden
in der gut entwickelten Zusammenarbeit im Rahmen
des ,Runden Tisches Substitution” sowie im , Fach-
beirat Drogen” bereits umgesetzt. Nach Angaben des
Magistrats Bremerhaven ist vor dem Hintergrund be-
reits bestehender kommunaler Kooperationsverein-
barungen dort eine solche Rahmenvereinbarung ent-
behrlich.

Zu Frage 2: Diese Entscheidung ist jeweils im Ein-
zelfall und unter Bertcksichtigung aller relevanten
Umstande zu treffen. Eine pauschale Zuordnung ein-
zelner Umstande wie Drogenkonsum oder Substitu-
tion zu den Rechtfertigungsgrinden des Paragrafen
34 im Strafgesetzbuch ist juristisch nicht haltbar. Das
allgemeine Datenschutzrecht sowie das Sozialgesetz-
buch VIII erlauben keine zielgruppenbezogene Uber-
mittlung oder Offenbarung von Sozialdaten an an-
dere Berufsgruppen. Das ist auch mit dem Bundes-
kinderschutzgesetz bestatigt worden, das im Januar
2012 in Kraft getreten ist.

Das berechtigte Anliegen von Arztinnen und Arzten
nach Datenaustausch mit den Institutionen der Kin-
deswohlsicherung lasst sich jedoch auf einer ande-
ren Grundlage erfiillen. Mit den Verfahren bezie-
hungsweise Kontrakten zum Hilfeplanverfahren nach
Paragraf 36 Sozialgesetzbuch VIII lassen sich in je-
dem Einzelfall Einverstandniserklarungen einholen,
damit unmittelbar beteiligte Fachkrafte sowie andere
Berufsgruppen Zugang zu notwendigen Daten und In-
formationen erhalten.

Zu Frage 3: Die interdisziplindare Zusammenarbeit
am ,Runden Tisch Substitution” hat auch tiber Bre-
men hinaus Anerkennung gefunden und wird auf Lan-
desebene fortgesetzt. Beide Stadtgemeinden bauen
dartber hinaus auch im Rahmen der Bundesinitiati-
ve Frihe Hilfen die sozialraumliche und gesamtstad-
tische Netzwerkarbeit weiter aus.

Anfirage 14: Zukunit der Bremerhavener Eiswerk
GmbH

Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche wirtschaftliche Bedeutung hat die
Bremerhavener Eiswerk GmbH fiir die Fischwirtschaft
am Standort Bremerhaven, insbesondere im Bereich
der industriellen Produktion?

Zweitens: Welche Griinde sind nach Kenntnis des
Senats mafBgeblich dafur, dass Medienberichten zu-
folge das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trollen, BAFA, der Bremerhavener Eiswerk GmbH,
anders als das Hauptzollamt Bremen, den Status
eines produzierenden Betriebes und damit die Mog-
lichkeit einer Befreiung von der EEG-Umlage ver-
weigert?
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Drittens: Sieht der Senat Moglichkeiten, eine aus
Sicht der Bremerhavener Eiswerk GmbH durch diese
Verweigerung verursachte Existenzgefahrdung ab-
zuwenden, gegebenenfalls welche?

Schildt, Kottisch,
Tschope und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Das Eiswerk ist ein wesentlicher Be-
standteil fiir die Lebensmittelindustrie im Fischerei-
hafen Bremerhaven, da das Kiihleis von allen fisch-
verarbeitenden Betrieben als Teil der Prozesskette be-
notigt wird.

Die Fischwirtschaft hat die Moglichkeit, genau nach
Bedarf jede erforderliche Menge just in time anzu-
fordern. Das Eiswerk hat auch fiir Cuxhaven und die
Fischwirtschaft bundesweit grofle Bedeutung.

Zu Frage 2: Das BAFA hat der Bremerhavener Eis-
werk GmbH den Status eines produzierenden Betrie-
bes und damit eine Begrenzung der EEG-Umlage
verweigert. Dies wurde nach Kenntnis des Senats wie
folgt begrundet: Laut BAFA entspricht die vom Eis-
werk ausgeubte Tatigkeit der Unterklasse , Erzeu-
gung von Eis fir Ernahrungs- und andere Zwecke”,
zum Beispiel Kiihlung, die dem Abschnitt D der Klas-
sifikation der Wirtschaftszweige zugeordnet ist. Unter
diesen Abschnitt D fallen Unternehmen der Energie-
versorgung, die nach EEG kein produzierendes Ge-
werbe sind.

Dem BAFA sind die abweichenden Einstufungen
des Hauptzollamtes Bremen und des Statistischen Lan-
desamtes Bremen bekannt, die das Eiswerk in mehr-
facher Hinsicht dem produzierenden Gewerbe zurech-
nen, das in Abschnitt C fallt.

Zu Frage 3: Das BAFA entscheidet eigenverantwort-
lich. Insofern gibt es im Bewilligungsmechanismus
der besonderen Ausgleichsregelung des EEG keine
direkten Einflussmoglichkeiten des Senats, um die
Existenzgefahrdung abzuwenden.

Bei der Anpassung des nationalen energiewirt-
schaftlichen Rahmens wird der Senat darauf hinwir-
ken, dass Fehlsteuerungen zukunftig vermieden wer-
den. Es wird erforderlich sein, die Ausnahmetatbe-
stande hinsichtlich der Entlastung energieintensiver
Unternehmen auf Grundlage sachgerechter Kriteri-
en zu begrenzen. Gleichwohl muissen Problemlagen
energieintensiver kleinerer Unternehmen wie der
Bremerhavener Eiswerk GmbH besser berticksich-
tigt werden.

Der Senator fiir Wirtschaft, Arbeit und Hafen hat
die zustandigen Bundesministerien in einem Schrei-
ben auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Problem-
lagen energieintensiver kleiner Unternehmen wie
der Bremerhavener Eiswerk GmbH besser zu bertick-
sichtigen.

Anfrage 15: Unterstiitzung fiir Bremerhaven bei
der Aufnahme von Fliichtlingen

Wir fragen den Senat:

Wie viele Fliuchtlinge wird Bremerhaven bis Ende
des Jahres voraussichtlich aufnehmen, und mit wel-
chen Zahlen wird fur 2014 gerechnet?

Wie bewertet der Senat vor dem Hintergrund dieser
Zahlen die derzeitigen Kapazitaten an Wohn- und
Schulplatzen sowie die Moglichkeiten einer angemes-
senen psychosozialen Betreuung und Sprachforde-
rung?

Welche Kosten werden auf die Stadt Bremerhaven
voraussichtlich in 2013 beziehungsweise 2014 zukom-
men, und welche Plane zur Unterstiitzung gibt es sei-
tens des Senats?

Frau Gronert,
Rowekamp und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Auf Grundlage der Entwicklung im bis-
herigen Jahresverlauf und unter Berticksichtigung der
aktuellen Prognosemitteilung des Bundesamtes fir
Migration und Fluchtlinge wird fiir das gesamte Jahr
2013 von circa 100 000 Personen bundesweit ausge-
gangen, die einen Asylerstantrag stellen. Das Land
Bremen hat eine Aufnahmeverpflichtung von 0,93 Pro-
zent zu erfilllen. Die Verteilung unter den Stadtge-
meinden Bremen und Bremerhaven erfolgt nach dem
Schliissel 80 von Hundert und 20 von Hundert. Bei ei-
nem erwarteten Zugang von circa 1 000 Personen zu-
zuglich unbegleiteter minderjahriger Fluchtlinge ist
fir Bremerhaven im Jahr 2013 mit circa 200 Perso-
nen und einer entsprechenden Anzahl unbegleiteter
minderjahriger Flichtlinge zu rechnen. Verlassliche
Anhaltspunkte oder Faktoren fur eine abweichende
Entwicklung im kommenden Jahr liegen nicht vor, so-
dass zum jetzigen Zeitpunkt auch fir 2014 von gleich-
bleibenden Zugangszahlen ausgegangen wird.

Zu Frage 2: Die Bewertung der derzeitigen Kapa-
zitaten an Wohn- und Schulplatzen sowie der Mog-
lichkeiten einer angemessenen psychosozialen Be-
treuung und Sprachforderung obliegt der Stadtge-
meinde Bremerhaven im Rahmen der kommunalen
Selbstverwaltung. Nach Auskunft des mit der Unter-
bringung und Versorgung befassten Sozialamts Bre-
merhaven werden aufgrund der standig steigenden
Zahl von Asylbewerbern kurzfristig neue Unterbrin-
gungsmoglichkeiten benotigt. Die vorhandenen Ka-
pazitaten sind nahezu ausgeschopit. Die Stadt Bre-
merhaven ist in Kontakt mit Wohnungsbau- und Wohn-
raumverwaltern und Maklerbiiros, um geeigneten
Wohnraum anzumieten.

Zu Frage 3: Die Aufgabe der Kostenschatzung und
-planung fir 2013 beziehungsweise 2014 liegt im
Aufgabenbereich der Stadtgemeinde Bremerhaven.
Das Sozialamt Bremerhaven teilt dazu mit, dass der
Haushaltsansatz des Kapitels , Leistungen fur Asyl-

(D)
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bewerber” fir das Jahr 2013 rund 2,93 Millionen
Euro betragt. Bei der Anmietung von weiterem Wohn-
raum entstehen Kosten fur die Ausstattung des Wohn-
raumes und eventuell fir erforderliche UmbaumaB-
nahmen. Weiter ist der notwendige Bedarf an Ernah-
rung, Kleidung, Gesundheits- und Korperpflege und
Gebrauchs- und Verbrauchsgutern sicherzustellen.
Die unabwendbaren Mehrausgaben in 2013, deren
genaue Hohe noch nicht zu beziffern ist, sind von der

Stadt Bremerhaven zu leisten. Fur das Jahr 2014
betragt der Haushaltsansatz rund 3,43 Millionen Euro.
Dartiber hinaus wird die Senatorin fiir Soziales, Kinder,
Jugend und Frauen gebeten, dem Senat bis spatestens
Oktober tiber gemeinsame MaBnahmen zu berich-
ten. Soweit Landesaufgaben betroffen sind, wird der
Senat sich an der Finanzierung der gemeinsamen
MabBnahmen beteiligen. Mit Stand Ende Juli 2013 le-
ben in Bremerhaven 829 Asylbewerber.
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Anhang zum Plenarprotokoll
Konsensliste

Von der Biirgerschaft (Landtag) am 26. September 2013 nach interfraktioneller Absprache

beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte

Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung

38 Gesetz zur Anderung besoldungsrechtlicher Die Burgerschaft (Landtag) beschliefit das
Vorschriften Gesetz in 1. Lesung.

Mitteilung des Senats vom 20. August 2013
(Drucksache 18/1024)
1. Lesung

44 Stellungnahme des Senats zum 35. Jahres- Die Burgerschaft (Landtag) iiberweist die
bericht der Landesbeauitragten fiir Daten- Stellungnahme des Senats zur Beratung
schutz und Berichterstattung an den Ausschuss
Mitteilung des Senats vom 27. August 2013 fir Wissenschaft, Medien, Datenschutz
(Drucksache 18/1037) und Informationsfreiheit.

45 Stellungnahme des Senats zum 7. Jahres- Die Burgerschaft (Landtag) iberweist die
bericht der Landesbeauiftragten fiir Infor- Stellungnahme des Senats zur Beratung
mationsireiheit und Berichterstattung an den Ausschuss
Mitteilung des Senats vom 27. August 2013 fir Wissenschaft, Medien, Datenschutz
(Drucksache 18/1038) und Informationsfreiheit.

57 Bericht des Petitionsausschusses Nr. 21 Die Burgerschaft (Landtag) beschliefit die
vom 18. September 2013 Behandlung der Petitionen wie vom Aus-
(Drucksache 18/1061) schuss empfohlen.

Weber
(Prasident der Bremischen Biurgerschaft)

Druck: Hans Krohn - Bremen
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	Angemessene pädagogische Begleitung sowie Wohnmöglichkeiten für minderjährige Flüchtlinge sofort sicherstellen! 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh 

	Abg. Frau Tuchel 

	Abg Frau Grönert 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh 

	Senatorin Stahmann 

	Abstimmung 


	Schulsozialarbeit und Schulassistenz – Qualitativ gute Arbeit ohne einheitliche Standards? 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Güngör 

	Abg. Dr. vom Bruch 

	Abg. Fecker 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Güngör 

	Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt 

	Abg. Dr. vom Bruch 

	Abg. Frau Vogt 


	Gesetz über den Verfassungsschutz im Lande Bremen und zur Änderung des Bremischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 

	Abg. Tschöpe 

	Abg. Dr. Güldner 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Hinners 

	Abg. Tschöpe 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Dr. Güldner 

	Abg. Hinners 

	Abg. Tschöpe 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Dr. Güldner 

	Senator Mäurer 

	Abstimmung 


	Fürsorgepflicht für Polizeibeamte verbessern 

	Abg. Knäpper 

	Abg. Senkal 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Fecker 

	Abg. Knäpper 

	Abg. Senkal 

	Senator Mäurer 

	Abstimmung 


	Wohnungseinbrüche konsequent zurückdrängen 

	Abg. Senkal 

	Abg. Hinners 

	Abg. Fecker 

	Abg. Rupp 

	Senator Mäurer 


	Brandschutzregeln beim behindertengerechten Bauen überprüfen 

	Abg. Frau Schmidtke 

	Abg. Werner 

	Abg. Frau Grönert 

	Abg. Rupp 

	Senator Dr. Lohse 


	Abg. Frau Motschmann 

	Anhang zum Plenarprotokoll 


